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Heft 1, Jahrgang 1999 Ausgegeben: Hannover, den 15. Januar 1999 

A .. Evangelische 

B .. ·zusammenschlösse 
der Evangelischen Kirche 

Evangelische Kirche der Union 

Nr.1* Beschluß 47/98 der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission der EKU (Arbeitsrechtsregelung zur 
Förderung eines gleitenden Übergangs in den 
Ruhestand- Altersteilzeitordnung- ATZO). 

Vom 17. September 1998. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABl. EKD 1992 S. 20) die nachstehende 

Arbeitsrechtsregelung 
zur Förderung eines gleitenden Übergangs 

in den Ruhestand 
(Aitersteilzeitordmmg- ATZO) 

§ 1 

Grundsätze 

Diese Arbeitsrechtsregelung hat zum Ziel, zur Entspan­
nung der von einer hohen Arbeitslosigkeit gekennzeichne­
ten Situation am Arbeitsmarkt beizutragen und gleichzeitig 
einen Beitrag zu einem möglichst sozialverträglichen 
Umbau kirchlicher Organisationsstrukturen zu liefern. Ein 
früheres Ausscheiden älterer Mitarbeiter unter weitgehender 
sozialer Absicherung soll nach Möglichkeit mit Beschäfti­
gungsangeboten für jüngere Menschen verbunden werden, 
um diesen den Eintritt in das Berufsleben zu erleichtern und 
zu ermöglichen. 

§2 

Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt für Mitarbeiter, die in einer der Kirch­
lichen Arbeitsvertragsordnung unterliegenden Beschäfti-

gung tätig sind und als Übergang vom Erwerbsleben in den 
Ruhestand ihre Arbeitszeit vermindern. Sie gilt nicht für 
Mitarbeiter 1m Geltungsbereich der Sonderregelung 1 
KAVO. 

§3 

Vereinbarung über die Verkürzung der Arbeitszeit 

(1) Der Arbeitgeber kann mit vollbeschäftigten Mitarbei­
tern, die das 55. Lebensjahr und eine Beschäftigungszeit 
(§ 19 KAVO) von fünf Jahren vollendet haben und in den 
letzten fünf Jahren an mindestens 1080 Kalendertagen mit 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit beschäftigt 
waren, die Änderung des Arbeitsverhältnisses in ein Alters­
teilzeitarbeitsverhältnis auf der Grundlage des Altersteil­
zeitgesetzes vereinbaren. Die Vereinbarung bedarf der 
Schriftform. Geringfügige Unterschreitungen der regel­
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit nach § 15 KAVO sind 
unbeachtlich. 

(2) Mitarbeiter, die das 60. Lebensjahr vollendet haben 
und die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen, 
haben Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeit­
arbeitsverhältnisses. Der Mitarbeiter hat den Arbeitgeber 
drei Monate vor dem Beginn der Altersteilzeit über die Gel­
tendmachung des Anspruchs zu informieren; von dem Frist­
erfordernis kann einvernehmlich abgewichen werden. 

(3) Der Arbeitgeber kann die Vereinbarung eines Alters­
teilzeitarbeitsverhältnisses ablehnen, soweit dringende 
dienstliche oder betriebliche Gründe entgegenstehen. Die 
Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 

( 4) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis soll mindestens für 
die Dauer von zwei Jahren vereinbart werden. Es muß vor 
dem 1. August 2004 beginnen. 

§4 

Reduzierung und Verteilung der Arbeitszeit 

(1) Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit wäh­
rend des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses beträgt die Hälfte 
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der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit nach § 15 
KAVO. 

(2) Die während der Gesamtdauer des Altersteilzeit­
arbeitsverhältnisses zu leistende Arbeit kann so verteilt wer­
den, daß sie 

a) in der ersten Hälfte des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
geleistet und der Mitarbeiter anschließend von der 
Arbeit unter Fortzahlung der Bezüge nach Maßgabe der 
§§ 5 und 6 freigestellt wird (Blockmodell) oder 

b) durchgehend geleistet wird (Teilzeitmodell). 

(3) Der Mitarbeiter kann vom Arbeitgeber verlangen, daß 
sein Wunsch nach einer bestimmten Verteilung der Arbeits­
zeit mit dem Ziel einer einvernehmliche(} Regelung erörtert 
wird. 

§ 5 

Höhe der Bezüge 

(1) Der Mitarbeiter t?rhält als Bezüge die sich für Teilzeit­
kräfte mit der Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit bei Anwendung der maßgeb­
lichen Vorschriften (§ 34 KAVO) ergebenden Beträge mit 
der Maßgabe, daß die Bezügebestandteile, die üblicher­
weise in die Berechnung des Aufschlags zur Urlaubsver­
gütung einfließen, sowie Wechselschicht- und Schicht­
zulagen entsprechend dem Umfang der tatsächlich geleiste­
ten Tätigkeit berücksichtigt werden. 

(2) Als Bezüge im Sinne des Absatzes 1 gelten auch Ein­
malzahlungen (z. B. Zuwendung, Urlaubsgeld, Jubiläums­
zuwendung) und vermögenswirksame Leistungen, soweit 
aufgrund Arbeitsrechtsregelung ein Anspruch hierauf be­
steht. 

§6 

Aufstockungsleistungen 

(1) Die dem Mitarbeiter nach § 5 zustehenden Bezüge 
werden um 20 v. H. dieser Bezüge aufgestockt (Auf­
stockungsbetrag). Bei der Berechnung des Aufstockungsbe­
trags bleiben. steuerfreie Bezügebestandteile, Vergütungen 
für Mehrarbeits- und Überstunden, Bereitschaftsdienste und 
Rufbereitschaften sowie für Arbeitsbereitschaften (§ 15 
Abs. 6a, 6b KAVO) unberücksichtigt; diese werden, soweit 
sie nicht unter Absatz 2 Unterabsatz 2 und 3 fallen, neben 
dem Aufstockungsbetrag gezahlt. 

(2) Der Aufstockungsbetrag muß so hoch sein, daß der 
Mitarbeiter 77 v. H. des Nettobetrags des bei regelmäßiger 
Arbeitszeit zustehenden Vollzeitarbeitsentgelts erhält (Min­
destnettobetrag). Als Vollzeitarbeitsentgelt ist anzusetzen 
das gesamte, dem Grunde nach beitragspflichtige Arbeits­
entgelt, das der Mitarbeiter ohne Reduzierung der Arbeits­
zeit im Rahmen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit erzielt hätte. 

Dem Vollzeitarbeitsentgelt zuzurechnen sind Vergütun­
gen für Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft - letztere 
jedoch ohne Vergütungen für angefallene Arbeit einschließ­
lich einer etwaigen Wegezeit -, die ohne Reduzierung der 
Arbeitszeit zugestanden hätten; in diesem Fall sind in der 
Arbeitsphase die tatsächlich zustehenden Vergütungen ab­
weichend von Absatz 1 Satz 2 letzter Halbsatz in die Be­
rechnung des aufzustockenden Nettobetrags einzubeziehen. 
Die Regelungen zu Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft 
in Satz 1 dieses Unterabsatzes gelten bei Mitarbeitern des 
Vergütungsgruppenplanes B für die Arbeitsbereitschaft ent­
sprechend. 

Haben dem Mitarbeiter, der die Altersteilzeitarbeit als 
Blockmodell leistet, seit mindestens zwei Jahren vor Be-

ginn des Altersteilzeitverhältnisses ununterbrochen Pau­
schalen für Überstunden (z. B. nach§ 35 Abs. 4 KAVO) zu­
gestanden, werden diese der Bemessungsgrundlage nach 
Unterabsatz 1 Satz 2 in der Höhe zugerechnet, die ohne die 
Reduzienmg der Arbeitszeit maßgebend wäre; in diesem 
Fall sind in der Arbeitsphase die tatsächlich zustehenden 
Pauschalen abweichend von Absatz 1 Satz 2 letzter 
Halbsatz in die Berechnung des aufzustockenden Netto­
betrags einzubeziehen. 

(3) Für die Berechnung des Mindestnettobetrages nach 
Absatz 2 ist die Rechtsverordnung nach § 15 des Altersteil­
zeitgesetzes zugrunde zu legen. Sofern da,s bei regelmäßiger 
Arbeitszeit zustehende Vollzeitarbeitsentgelt des Mitarbei­
ters die Beitragsb~messungsgrenze in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung übersteigen würde, sind für die Berechnung 
des Mindestnettobetrages diejenigen gesetzlichen Abzüge 
anzusetzen, die bei Mitarbeitern gewöhnlich anfallen (§ 3 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a des Altersteilzeitgesetzes). 

(4) Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialver­
sicherungsbeiträgen für die nach § 5 zustehenden Bezüge 
entrichtet der Arbeitgeber gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b 
des Altersteilzeitgesetzes zusätzliche Beiträge zur gesetz­
lichen Rentenversicherung für den Unterschiedsbetrag zwi­
schen 'den nach § 5 zustehenden Bezügen einerseits, und 
90 v. H. des Vollzeitarbeitsentgelts (Absatz 2 Unterabs. 1 
Satz 2), höchstens aber der Beitragsbemessungsgrenze, 
andererseits. 

(5) Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 gelten auch in den 
Fällen, in denen eine aufgrund dieser Arbeitsrechtsregelung 
geschlossene Vereinbarung eine Verteilung der Arbeitslei­
stung(§ 4 Abs. 2) vorsieht, die sich auf einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren erstreckt. ' 

(6) Mitarbeiter, die nach Inanspruchnahme der Altersteil­
zeit eine Rentenkürzung wegen einer vorzeitigen Inan­
spruchnahme der Rente zu erwarten haben, erhalten für je 
0,3 v. H. Rentenminderung eine Abfindung in Höhe von 
5 v. H. der Vergütung(§ 26 KAVO) und der in Monatsbeträ­
gen festgelegten Zulagen, die dem Mitarbeiter im letzten 
Monat vor dem Ende des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
zugestanden hätte, wenn er mit der regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitszeit beschäftigt gewesen wäre. Die Abfindung 
wird zum Ende des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ge­
zahlt. 

§7 

Nebentätigkeit 

Der Mitarbeiter darf während des Altersteilzeitarbeitsver­
hältnisses keine Beschäftigungen oder selbständige Tätig­
keiten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB 
IV überschreiten, es sei denn, diese Beschäftigungen oder 
selbständige Tätigkeiten sind bereits innerhalb der letzten 
fünf Jahre vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
ständig ausgeübt worden. Bestehende arbeitsrechtliche 
Regelungen über Nebentätigkeiten bleiben unberührt. 

§ 8 

Urlaub 

Für den Mitarbeiter, der im Rahmen der Altersteilzeit im 
Blockmodell (§ 4 Abs. 2) beschäftigt wird, besteht kein 
Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der 
Arbeit. Im Kalenderjahr des Übergangs von der Beschäfti­
gung zur Freistellung hat der Mitarbeiter für jeden vollen 
Beschäftigungsmonat Anspruch auf ein Zwölftel des Jahres­
urlaubs. 
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§9 

Nichtzahlung bzw. Ruhen der Aufstockungs1eistungen 

Der Anspruch auf Aufstockungsleistungen (§ 6) besteht 
nicht, solange die Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 des 
Altersteilzeitgesetzes vorliegen. Er ruht während der Zeit, in 
der der Mitarbeiter eine unzulässige Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit im Sinne des § 7 ausübt oder über die 
Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit und Überstunden lei­
stet, die den Umfang der Geringfügigkeitsgrenze des § 8 
SGB IV überschreiten. Hat der Anspruch auf die Auf­
stockung mindestens 150 Tage geruht, erlischt er; mehrere 
Ruhenszeiträume werden zusammengerechnet. 

§ 10 

Ende des Arbeitsverhältnisses 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Altersteil­
zeitvereinbarung festgelegten Zeitpunkt, spätestens aber zu 
dem sich aus Absatz 2 ergebenden Zeitpunkt. 

(2) Das Arbeitsverlililtnis endet unbeschadet der sonsti­
gen, durch Arbeitsrechtsregelung vorgesehenen Beendi­
gungstatbestände (z. B. §§53 bis 60 KAVO) 

a) mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalender­
monat, für den der Mitarbeiter eine Rente wegen Alters 
beanspruchen kann; dies gilt nicht für Renten, die vor 
dem für den Versicherten maßgebenden Rentenalter in 
Anspruch genommen werden können oder 

b) mit Beginn des Kalendermonats, für den der Mitarbeiter 
eine Rente wegen Alters, eine Knappschaftsausgleichs­
leistung oder eine ähnliche Leistung öffentlich-recht­
licher Art bezieht. 

(3) Endet bei einem Mitarbeiter, der im Rahmen der 
Altersteilzeit nach dem Blockmodell (§ 4 Abs. 2) beschäf­
tigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat er Anspruch 
auf eine etwaige Differenz zwischen den nach§§ 5 und 6 er­
haltenen Bezügen für den Zeitraum seiner tatsächlichen Be­
schäftigung, die er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt 
hätte. Bei Tod des Mitarbeiters steht dieser Anspruch seinen 
Erben zu. 

§11 

Mitwirkungspflicht 

(1) Der Mitarbeiter hat Änderungen der ihn betreffenden 
Verhältnisse, die für den Anspruch auf Aufstockungsleistun­
gen erheblich sind, dem Arbeitgeber unverzüglich mitzutei­
len. 

(2) Der Mitarbeiter hat dem Arbeitgeber zu Unrecht ge­
zahlte Leistungen, die die im Altersteilzeitgesetz vorgesehe­
nen Leistungen übersteigen, zu erstatten, wenn er die 
unrechtmäßige Zahlung dadurch bewirkt hat, daß er Mitwir­
kungspflichten nach Absatz 1 verletzt hat. 

§ 12 

Auswirkungen auf die Kirchliche Altersversorgung 

§ 6 der Verordnung über die Kirchliche Altersversorgung 
(KAVV) vom 27. November 1996 ist für Zeiten einer Alters­
teilzeit mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Beschäfti­
gungsquotient 0,9 zugrunde zu legen ist. 

§ 13 

Übergangsvorschrift 

Vor diesem Zeitpunkt abgeschlossene Vereinbarungen 
über den Eintritt in ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis blei­
ben unberührt. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom 1. De­
zember 1998 in Kraft. 

Protokollnotizen: 

Protokollnotiz zu § 5 Absatz 1: 

Die im Blockmodell über die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit hinaus geleisteten Arbeitsstunden gelten bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen als Überstunden. 

Protokollnotiz zu § 6 Absatz 2: 

Beim Blockmodell können in der Freistellungsphase die 
in die Bemessungsgrundlage nach Absatz 2 eingehenden, 
nicht regelmäßig zustehenden Bezügebestandteile (z. B. Er­
schwerniszuschläge) mit dem für die Arbeitsphase errechne­
ten Durchschnittsbetrag angesetzt werden; dabei werden 
Krankheits- und Urlaubszeiten nicht berücksichtigt. Allge­
meine Bezügeerhöhungen sind zu berücksichtigen, soweit 
die zugrunde liegenden Bezügebestandteile ebenfalls an all­
gemeinen Bezügeerhöhungen teilnehmen. 

B er l in , den 24. September 1998 

Nr. 2* 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Willcer 

Vorsitzender 

Beschluß 48/98 der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission der EKU (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung EKU). 

Vom 17. September 1998. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABI. EKD 1992 S. 20): 

§ 1 

15. Änderung der Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung 

Die Kirchliche Arbeitsvertragsordnung vom 2. April 
1992, zuletzt geändert durch den Beschluß 43/97 vom 
6. November 1997, wird wie folgt geändert: 

I. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe derhält die folgende Fassung: 

»d) Mitarbeiter, 

aa) die Arbeiten nach § 260 SGB III oder nach 
den§§ 19 und 20 BSHG veiTichten oder 

bb) für die Eingliederungszuschüsse nach § 217 
SGB III für ältere Arbeitnehmer (§ 218 
Abs. I Nr. 3 SGB III) oder 

cc) nach einem entsprechenden öffentlichen Pro­
gramm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
gewährt werden.« 

b) Die Protokollnotiz zu Buchstaben wird gestrichen. 
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2. § 23 a wird wie folgt geändert: 

In Satz 2 Nr. 4 wird folgender Buchstabe f) angefügt: 

»f) Ableistung des Grundwehrdienstes, des zivilen 
Ersatzdienstes nach dem Gesetz über den zivilen 
Ersatzdienst und des Zivildienstes nach dem 
Zivildienstgesetz.« 

3. § 39 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen. 

4. § 44 wird wie folgt geändert: 

Die hinter der Paragraphenbezeichnung angebrachte 
Fußnote wird gestrichen. 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Unterabs. 1 werden das Wort »Bundes­
abteilungsvorstände« durch die Worte »Vorstände 
der Bereiche auf Bundesebene« und die Worte »bzw. 
der Kreisvorstände« durch die Worte »bzw. der Be­
zirksvorstände« ersetzt. 

b) Folgender Absatz 4 a wird eingefügt: 

»(4a) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs­
und Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufs­
bildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen 
von Sozialversicherungsträgem kann den Mitglie­
dern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Ver­
gütung (§ 26) und der in Monatsbeträgen festgeleg­
ten Zulagen gewährt werden, sofern nicht dringende 
dienstliche oder betriebliche Interessen entgegen­
stehen.« 

6. In § 53 Abs. 4 werden nach dem Wort »unkündbar« das 
Komma und die Worte »wenn die arbeitsvertraglich ver­
einbarte durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit mindestens die Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Mit­
arbeiters beträgt« gestrichen. 

7. In§ 55 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 Buchst. a werden die 
Worte »der Reichsversicherungsordnung« durch die 
Worte »der§§ 8, 9 SGB VII« ersetzt. 

8. In § 56 Satz 2 werden die Worte »der Reichsversiche­
rungsordnung« durch die Worte »des § 9 SGB VII« er­
setzt. 

9. In § 63 Abs. 5 Satz 2 Buchst. c werden die Worte »der 
Reichsversicherungsordnung« durch die Worte »dem 
Siebten Buch Sozialgesetzbuch« ersetzt. 

§2 

Änderung der Ordnung für den Dienst 
der nebenberuflich oder geringfügig beschäftigten 

kirchlichen Mitarbeiter 

Die Ordnung für den Dienst der nebenberuflich oder 
geringfügig beschäftigten kirchlichen Mitarbeiter vom 
10. Dezember 1992, geändert durch Beschluß 29/94 vom 
3. November 1994, wird wie folgt geändert: 

§ 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

»a) für Mitarbeiter, 

aa) die Arbeiten nach § 260 SGB III oder nach den 
§§ 19 und 20 BSHG verrichten oder 

bb) für die Eingliederungszuschüsse nach § 217 
SGB III für ältere Arbeitnehmer (§ 218 Abs. 1 
Nr. 3 SGB III) oder 

cc) nach einem entsprechenden öffentlichen Pro­
gramm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ge­
währt werden,« 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
1998 in Kraft. 

B erlin, den 17. September 1998 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Wilker 

Vorsitzender 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Nr.3 Satzung der Evangelischen Erwachsenenbil­
dung Niedersachsen. 

Vom 12. Mai 1998. (KABl. S. 142 d. Ev.-luth. 
Landeskirche Hannovers) 

Nachstehend geben wir die vom Rat der Konföderation in 
seiner Sitzung am 12. Mai 1998 beschlossene Satzung der 
Evangelischen Erwachsenenbildung Niedersachsen be­
kannt. 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

Geschäftsstelle 

Behrens 

Satzung 
der Evangelischen Erwachsenenbildung 

Niedersachsen 

Präambel 

Die Evangelische Erwachsenenbildung hat teil am Auf­
trag der Kirchen, das Evangelium in Wort und Tat zu beze~­
gen und zum Dienst in Kirche und Gesellschaft zu errnutl­
gen und zu befähigen. Als anerkam;lte I_<:inricht~ng der 
Erwachsenenbildung hat sie teil am öffe_nthche? ~Ildungs­
wesen. Die Evangelische Erwachsenenbildung 1st m :Vahr­
nehmung dieses Auftrags gebunden an das Bekenntms der 
evangelischen Kirchen. 
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§ 1 

Name, Sitz, Träger 

(1) Die Evangelische Erwachsenenbildung Niedersach­
sen (EEB Niedersachsen) ist eine Einrichtung der Konföde­
ration evangelischer Kirchen in Niedersachsen mit dem 
Auftrag, Aufgaben der Erwachsenenbildung für die evange­
lischen Kirchen in Niedersachsen wahrzunehmen. 

(2) Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen (Rat) vertritt die EEB Niedersachsen nach 
außen in allen Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie in 
gerichtlichen Verfahren. 

(3) Der Rat führt die Aufsicht über die EEB Niedersach­
sen. Er beruft den pädagogischen Leiter oder die pädagogi­
sche Leiterin und dessen oder deren Vertreter oder Vertrete­
rin. Der Rat kann die Wahrnehmung der Aufsicht oder 
Aufgaben ganz oder teilweise übertragen. 

(4) Die EEB Niedersachsen hat ihren Sitz in Hannover. 

(5) Die EEB Niedersachsen ist Mitglied der »Deutschen 
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbil­
dung e. V.« und des» Niedersächsischen Bundes für freie Er­
wachsenenbildung e. V.«. 

§2 

Zweck und Aufgaben 

(1) Die EEB Niedersachsen dient der Erwachsenenbil­
dung im Sinne des niedersächsischen Gesetzes zur Förde­
rung der Erwachsenenbildung (EBG). Sie nimmt die Auf­
gaben einer Landeseinrichtung im Sinne dieses Gesetzes 
wahr. 

(2) Die EEB Niedersachsen~hat die Aufgabe, Bildungs­
veranstaltungen für Erwachsene zu planen und durchzu­
führen und die in der Evangelischen Erwachsenenbildung 
tätigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu beraten und 
fortzubilden. Die Durchführung der Bildungsarbeit ge­
schieht auch insbesondere in und mit den in der Konföde­
ration zusammengeschlossenen evangelischen Kirchen, 
ihren Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Propsteien, Sy­
nodalverbänden und kirchlichen Werken und Einrichtun­
gen. 

(3) Die Bildungsveranstaltungen stehen allen interessier­
ten Frauen und Männern offen. 

(4) Die Leitung der EEB Niedersachsen wird durch einen 
pädagogischen Leiter oder eine pädagogische Leiterin 
wahrgenommen. 

(5) In der EEB Niedersachsen sind pädagogische Mit­
arbeiter und Mitarbeiterinnen beruflich tätig. 

§ 3 

Beirat 

(1) Zur Förderung und Unterstützung der Arbeit der EEB 
Niedersachsen beruft der Rat auf Vorschlag der Landeskon­
ferenz ( § 1 0) für die Dauer von vier Jahren einen Beirat. Die 
Mitglieder des Beirats bleiben bis zur Neuberufung im Amt. 
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird für den Rest der 
Zeit ein weiteres Mitglied auf Vorschlag des Beirats be­
rufen. 

(2) Der Beirat besteht aus bis zu 15 Mitgliedern, die 
durch ihre Berufstätigkeit oder ihre Mitwirkung im öffent­
lichen Leben mit den Fragen der Erwachsenenbildung ver­
traut sind. Die Mehrzahl der Mitglieder des Beirats muß von 
der Konföderation und den in ihr zusammengeschlossenen 
Kirchen wirtschaftlich unabhängig sein. 

(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende 
oder einen Vorsitzenden und einen Vertreter oder eine Ver­
treterin. 

( 4) Der pädagogische Leiter oder die pädagogische Leite­
rin nimmt an den Sitzungen des Beirats mit beratender 
Stimme teil. Der Beirat kann weitere sachkundige Personen 
hinzuziehen. 

(5) Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder anwesend ist. 

(6) Der Beirat tritt nach Bedarf, mindestens aber zweimal 
im Jahr zusammen. Außerordentliche Sitzungen müssen 
einberufen werden, wenn mindestens ein Drittel der Mit­
glieder, der pädagogische Leiter oder die pädagogische Lei­
terin es beantragen. 

(7) Der Beirat hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Beratung von Grundsatzfragen der Evangelischen Er­
wachsenenbildung, Erarbeitung von Richtlinien, Mit­
wirkung bei der Festlegung von Arbeitsschwerpunkten 
und bei der Aufstellung von Arbeitsplänen für die Tätig­
keit der EEB Niedersachsen; 

2. Beschlußfassung über die Vorschläge zur Anstellung der 
pädagogischen Leiterin oder des pädagogischen Leiters, 
der Geschäftsführerirr oder des Geschäftsführers und der 
pädagogischen Mitarbeiter upd Mitarbeiterinnen der 
EEB Niedersachsen; 

3. Beschlußfassung über den dem Rat vorzulegenden Ent­
wurf des Haushaltsplanes und über besondere Arbeits­
vorhaben; 

4. Beratung von Kriterien zur finanziellen Förderung der 
Bildungsarbeit; 

5. Beratung des Haushaltsergebnisses; 

6. Entgegennahme und Beratung des Arbeitsberichtes der 
pädagogischen Leitung und weiterer vom Beirat fest­
zulegender Arbeitsberichte; 

7. Delegation von Vertreterinnen und Vertretern in andere 
Organisationen und Gremien; 

8. Einsetzung von Arbeitsausschüssen; 

9. Durchführung von Arbeitstagungen. 

§4 

Geschäftsführender Ausschuß 

(1) Der oder die Vorsitzende, dessen oder deren Vertreter 
oder Vertreterirr und drei weitere Mitglieder des Beirats bil­
den den Geschäftsführenden Ausschuß. 

(2) Der Geschäftsführende Ausschuß bereitet die Sitzun­
gen des Beirats vor und führt die laufenden Geschäfte des 
Beirats im Rahmen der ihm übertragenen Aufgaben. 

(3) An den Sitzungen des Geschäftsführenden Ausschus­
ses nimmt der pädagogische Leiter oder die pädagogische 
Leiterin mit beratender Stimme teil. Der Ausschuß kann 
weitere sachk\lndige Personen hinzuziehen. 

§5 

Pädagogische Leitung 

Der pädagogische Leiter oder die pädagogische Leiterin 
nimmt seine oder ihre Aufgaben beruflich wahr. Er oder sie 
trägt die pädagogische Verantwortung im Sinne des EBG 
und ist insbesondere für die langfristige pädagogische Pla­
nung zuständig. Er oder sie führt die Fachaufsicht über die 
in der EEB Niedersachsen beruflich tätigen Mitarbeiter und 
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Mitarbeiterinnen und verfügt über die im Haushaltsplan der 
EEB ausgewiesenen Mittel. 

§6 

Landesgeschäftsstelle 

Zur Koordinierung, Unterstützung und Abwicklung der 
satzungsgemäßen Aufgaben unterhält die EEB Niedersach­
sen eine Landesgeschäftsstelle mit insbesondere folgenden 
Aufgaben: 

1. Beratung pädagogischer und theologischer Grundsatz­
fragen sowie konzeptionelle Weiterentwicklung des 
Programmangebotes der Evangelischen Erwachsenen­
bildung; 

2. Erprobung und Erstellung von Arbeitsmaterialien; 

3. Planung, Koordinierung und Durchführung des Fortbil­
dungsangebotes für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen; 

4. Durchführung von Maßnahmen zur Qualitätssicherung; 

5. Planung und pädagogische sowie organisatorische Be­
gleitung von Projekten und Modell vorhaben; 

6. Unterstützung und Koordinierung thematischer und 
zielgruppenbezogener Arbeitsschwerpunkte; 

7. Vertretung der Interessen der EEB Niedersachsen 
gegenüber kirchlichen und öffentlichen Einrichtungen; 

8. Durchführung von zentralen Arbeitstagungen. 

§7 

Arbeitsgemeinschaften/Zweckverbände 

(1) Kirchenkreise, Propsteien, Synodalverbände und 
kirchliche Einrichtungen bilden mit Zustimmung der Kon­
föderation und nach Maßgabe des jeweiligen landeskirch­
lichen Rechts Arbeitsgemeinschaften/Zweckverbände für 
Erwachsenenbildung. Sie sind zugleich Teil der EEB Nie­
dersachsen und nehmen teil an der Willensbildung und Ge­
samtverantwortung für die Arbeit der EEB Niedersachsen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaften/Zweckverbände werden 
durch Vorstände geleitet. 

(3) Die Vorstände haben insbesondere folgende Auf­
gaben: 

1. Vertretung der Arbeitsgemeinschaften/Zweckverbände 
in kirchlichen und kommunalen Körperschaften sowie 
in den Gremien der EEB Niedersachsen; 

2. Aufstellung eines Verwaltungsplans über die zur Ver­
fügung stehenden Haushaltsmittel; 

3. Führung des Nachweises gegenüber der EEB Nieder­
sachsen über die sachgemäße Verwendung der Haus­
haltsmittel; 

4. Beschlußfassung über den Arbeitsplan, Projekte und 
sonstige Arbeitsvorhaben; 

5. Berufung einer Geschäftsführerin oder eines Geschäfts­
führers; 

6. Mitwirkung bei der Anstellung oder Berufung der für 
die Arbeitsgemeinschaften/Zweckverbände beruflich 
tätigen pädagogischen Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen. 

(4) Zur Förderung und Unterstützung der örtlichen Bil­
dungsarbeit können von den Vorständen der Arbeitsgemein­
schaften/Zweckverbände pädagogische Beiräte berufen 
werden. In den pädagogischen Beiräten wirken die Beauf­
tragten für Erwachsenenbildung der Kirchenkreise, Prop-

steien, Synodalverbände und kirchlichen Einrichtungen und 
weitere sachkundige Personen mit. Die Mehrzahl der Mit­
glieder der Beiräte sollte von der Konföderation und den in 
ihr zusammengeschlossenen Kirchen wirtschaftlich unab­
hängig sein. 

§ 8 

Zusammenarbeit 
der Arbeitsgemeinschaften/Zweckverbände 

Vorstände, pädagogische Beiräte und pädagogische Mit­
arbeiter und Mitarbeiterinnen der Arbeitsgemeinschaften/ 
Zweckverbände arbeiten zum Zweck des Erfahrungsaustau­
sches sowie der Planung von Mitarbeiterfortbildungsange­
boten und gemeinsamer Arbeitsvorhaben in geeigneter 
Weise zusammen. 

§9 

Finanzhilfen 

Die EEB Niedersachsen gewährt den Arbeitsgemein­
schaften/Zweckverbänden im Rahmen einer Vereinbarung 
Finanzhilfen insbesondere für den Unterhalt von Geschäfts­
stellen, für laufende Verwaltungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
und zur Förderung der örtlichen Bildungsarbeit 

§ 10 

Landeskonferenz 

(1) Die Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaften/Zweck­
verbände und die Vorsitzenaen der pädagogischen Beiräte 
bilden gemeinsam mit den Mitgliedern des Beirats der EEB 
Niedersachsen die Landeskonferenz. 

(2) Die Landeskonferenz wird von dem oder der Vorsit­
zenden des Beirats der EEB Niedersachsen einberufen und 
geleitet. 

(3) Die Landeskonferenz hat insbesondere folgende Auf­
gaben: 

1. Förderung des Erfahrungsaustausches; 

2. Entgegennahme der Arbeitsberichte; 

3. Erörterung grundsätzlicher Fragen der Erwachsenenbil­
dung und der konzeptionellen Entwicklung der EEB 
Niedersachsen; 

4. Beratung des Finanzberichtes und der finanzpolitischen 
und bildungspolitischen Entwicklungen; 

5. Beschlußfassung über Vorschläge zur Berufung des Bei­
rats der EEB Niedersachsen. 

(4) An der Landeskonferenz nehmen die pädagogischen 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit beratender Stimme 
teil. Der Beirat der EEB Niedersachsen kann weitere sach­
kundige Gäste einladen. 

§11 

Schlußbestimmung 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der EEB Niedersachsen 
vom 1 . Januar 1996 außer Kraft. 
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I. Abschnitt 

Gmndsätze 

Für den Dienst der Pfarrerin und des Pfarrers sind fol­
gende Grundsätze in der Grundordnung (GO) der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden maßgebend: 

A 

(1) Die Evangelische Landeskirche in Baden bekennt 
sich mit allen ihren Gliedern und Gemeinden als Kirche 
Jesu Christi. In der Gemeinschaft der gesamten Christenheit 
bezeugt sie das Evangelium allen Menschen dadurch, daß 
sie das Wort Gottes verkündigt, die Sakramente verwaltet 
und mit der Tat der Liebe dient(§ 1 GO). 

(2) Aufgrund der Taufe sind alle Christen zu Zeugnis und 
Dienst in der Gemeinde und in der Welt bevollmächtigt und 
verpflichtet. Die besonderen .Gaben und Kräfte Einzelner 
wirken in den verschiedenen Amtern und Diensten der Ge­
meinde zusammen, um den Gemeindegliedern bei der Er­
füllung ihres Auftragtts zu helfen(§ 44 Abs. 1 und 2 GO). 

(3) Die öffentliche Wortverkündigung und die Sakra­
mentsverwaltung, durch die Jesus Christus seine Gemeinde 
sammelt und erhält, ist Aufgabe der in das Predigtamt der 
Kirche berufenen Gemeindeglieder (§§ 46 Abs. 1 und 47 
Abs. 1 GO). 

( 4) Die im Predigtamt enthaltenen Aufgaben können sich 
in einer Vielzahl von Diensten der Verkündigung, Seelsorge 
und Unterweisung entfalten(§ 46 Abs. 3 GO). 

(5) Das Pfarramt hat sich als eine besondere Form des 
kirchlichen Dienstes herausgebildet. In ihm sind Aufgaben 
des Predigtamtes, der Leitung und der Verwaltung zu einer 
besonderen rechtlichen Gestalt vereinigt(§ 50 Abs. 1 GO). 

(6) Pfarrerinnen und Pfarrer sind in der Verkündigung des 
Wortes Gottes und in der Verwaltung der Sakramente nur an 
ihre Ordinationsverpflichtung gebunden. Hierbei ist ihr 
Dienst auf die Gemeinde bezogen und auf ihre Mitverant­
wortung angewiesen. An Entschließungen des Ältestenkrei­
ses und des Kirchengemeinderates und an Weisungen der 
Dekanin bzw. des Dekans sowie der Kirchenleitung haben 
sie sich im Rahmen der kirchlichen Ordnung zu halten(§ 52 
Abs. 1 und 2 GO). 

B 

(1) Die Vollmacht des Pfarramtes ist in dem der ganzen 
Kirche gegebenen Verkündigungsauftrag und nicht in einer 
Beauftragung durch die örtliche Gemeinde begründet(§ 44 
Abs. 1 und 3 GO). Das Pfarramt dient der Gemeinde. Die 
Berufung auf eine Gemeindepfarrstelle ist in der Regel 
unwiderruflich(§ 61 Abs. 1 GO). 

(2) Wer .ein Pfarramt innehat, steht auf Lebenszeit in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis 
zur Landeskirche, dessen besondere Art durch die Ordina­
tionsverpflichtung bestimmt ist (§ 51 GO), genießt den 
Schutz der Landeskirche und ist in seinem Lebensunterhalt 
sicherzustellen. ' 

c 
(1) Das Pfarramt ist eine rechtliche Ordnung eigener Art, 

die Pfarrerinnen und Pfarrern besondere Freiheiten sichert, 
aber auch besondere Bindungen auferlegt. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind in der Ausübung ihres 
Dienstes an den Auftrag der Kirche gebunden, das Evange­
lium von Jesus Christus in Wort und Tat zu bezeugen. Zur 
Wahrnehmung dieses Amte,s gehören eine Lebensführung 
und ein Verhalten in der Offentlichkeit, das diesem Amt 
nicht widerspricht. Die Verpflichtung dazu wird mit der 

Ordination übernommen. Wie alle Glieder der Gemeinde 
stehen sie unter dem Anspruch des Evangeliums, bedürfen 
seines Zuspruchs und leben aus der Gnade der Vergebung. 

li. Abschnitt 

Voraussetzungen für die Begründung 
des Pfarrdienstverhältnisses 

1. Allgemeines 

§ 1 

In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit zur Landes­
kirche kann nach diesem Gesetz berufen werden, wer die 
AnstellungsfähigKeit besitzt, ordiniert ist und den Probe­
dienst abgeleistet hat. 

2. Anstellungsfähigkeit und Ordination 

§2 

(1) Anstellungsfähig ist, wer 

l. Glied der Landeskirche ist oder im Zeitpunkt der Anstel­
lung wird. Der Evangelische Oberkirchenrat kann Aus­
nahmen genehmigen; 

2. nach Persönlichkeit und Befähigung für den Pfarrdienst 
geeignet ist; 

3. bereit ist, auch in der Lebensführung die mit der Wahr­
nehmung des pfarramtliehen Dienstes verbundenen Ver­
pflichtungen zu übernehmen; 

4. eine wissenschaftliche und praktische Ausbildung be­
sitzt, die die Anforderungen der landeskirchlichen Ord­
nung der theologischen Prüfungen erfüllt, und die erste 
sowie nach dem Lehrvikariat die zweite theologische 
Prüfung mit Erfolg abgelegt hat. 

(2) Sind seit dem Bestehen der zweiten theologischen 
Prüfung mehr als fünf Jahre vergangen, ohne daß ein 
Dienstverhältnis auf Probe oder auf Lebenszeit begründet 
wurde, oder hat eine Pfarrerin bzw. ein Pfarrer mehr als zehn 
Jahre keinen kirchlichen Dienst ausgeübt, so kann die wei­
tere Anstellungsfähigkeit von dem Ausgang eines Kollo­
quiums vor dem Evangelischen Oberkirchenrat abhängig 
gemacht werden, in welchem die weitere Eignung für den 
pfarramtliehen Dienst geprüft wird. 

§ 3 

Die Ordnung der theologischen Prüfungen (§ 2 Abs. 
Nr. 4) wird vom Landeskirchenrat im Benehmen mit der 
Landessynode und der Theologischen Fakultät der Univer­
sität Heidelberg erlassen. 

§4 

(1) In ein Dienstverhältnis nach diesem Gesetz kann be­
rufen werden, wem durch die Ordination das Recht der 
öffentlichen Wortverkündigung und der Sakramentsverwal­
tung in der Kirche verliehen ist. 

(2) Die Ordination wird nach der agendarischen Ordnung 
vollzogen. 

(3) Über den Vollzug der Ordination wird eine Nieder­
schrift gefertigt, die von der Ordinatorin bzw. dem Ordina­
tor und der bzw. dem Ordinierten zu unterzeichnen ist. Wer 
ordiniert ist, erhält eine Ordinationsurkunde. 

(4) Der Verlust und das Ruhen der Rechte aus der Ordi­
nation richten sich nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Berufung in das Predigtamt 
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§5 

( 1) Kandidatinnen und Kandidaten der Theologie können 
nach dem Lehrvikariat und bestandener zweiter theologi­
scher Prüfung auf Antrag vom Evangelischen Oberkirchen­
rat in den Dienst der Landeskirche übemommen werden. 
Sie leisten einen in der Regel zweijährigen Probedienst und 
führen die Amtsbezeichnung Pfarrvikarin bzw. Pfarrvikar. 

(2) Das Lehrvikariat und das Pfarrvikariat werden in 
einem öffentlich-rechtlichen widerruflichen Dienstverhält­
nis zur Landeskirche absolviert. Auf das Dienstverhältnis 
findet das Pfarrdienstrecht einschließlich des Disziplinar­
rechts sinngemäß Anwendung. Die erfolgreiche Beendi­
gung der Probedienstzeit im Pfarrvikariat ist Voraussetzung 
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis zur Landes­
kirche auf Lebenszeit. 

(3) Das Nähere regeln besondere kirchliche Gesetze. 

§6 

(1) Wer in einer an"deren Landeskirche die Anstellungs­
fähigkeit erworben hat, kann in den Pfarrdienst der Landes­
kirche berufen werden, wenn die allgemeinen Voraussetzun­
gen des § 2 erfüllt sind und Vorbildung und Ausbildung 
sowie die abgelegten Prüfungen den in der Ordnung der 
theologischen Prüfungen und den für das Pfarrvikariat auf­
gestellten gesetzlichen Erfordemissen im wesentlichen ent­
sprechen oder gleichwertig sind. 

(2) Wer in einer nicht der Leuenherger Kirchengemein­
schaft angehörenden Kirche ordiniert ist, hat schriftlich den 
Bekenntnisstand der Landeskirche anzuerkennen. 

§7 

(1) Der Landeskirchenrat kann in Ausnahmefällen Perso­
nen, die sich langjährig im Dienst der öffentlichen Wortver­
kündigung besonders bewährt haben, in Abweichung von 
den Bestimmungen des § 2 Abs. 1 Nr. 4 und des § S die An­
stellungsfähigkeit für ein Pfarrdienstverhältnis nach diesem 
Gesetz zuerkennen. 

(2) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit setzt den 
Nachweis ausreichender theologischer Kenntnisse voraus, 
der in einer Prüfung vor dem Evangelischen Oberkirchenrat 
zu erbringen ist. 

IH. Abschnitt 

Begründung des Pfarrdienstverhältnisses 

1. Berufung 

§ 8 

(1) Das Pfarrdienstverhältnis wird durch die Berufung 
zur Pfarrerin bzw. zum Pfarrer der Landeskirche begründet. 

(2) Mit der Berufung ist 

1. die Übertragung einer Pfarrstelle oder 

2. die Übertragung einer gesamtkirchlichen Aufgabe (ins­
besondere im Sinne des § 108 f.) verbunden. 

(3) Pfarrvikarinnen und Pfarrvilcaren kann der Evange­
lische Oberkirchenrat gestatten, die Amtsbezeichnung Pfar­
rerin bzw. Pfarrer mit dem Zusatz »zur Anstellung« (z. A.) 
zu führen, wenn sie aus der Probedienstzeit entlassen sind 
und einen regelmäßigen Dienstauftrag übernehmen. 

§9 

( 1) Die Berufung wird mit der Aushändigung der Be­
rufungsurkunde zu dem in ihr bezeichneten Zeitpunkt wirk-

sam. Sie wird in der Regel bei der gottesdienstlichen Ein­
führung ausgehändigt. 

(2) Die Urkunde muß die Berufung in das Pfarrdienstver­
hältnis ausdrücken und soll die übertragene Pfan·stelle oder 
gesamtkirchliche Aufgabe, den Dienstsitz und die Amts-
bezeichnung angeben. · 

(3) Bei Aushändigung der Berufungsurkunde verpflichtet 
sich die Pfarrerin bzw. der Pfarrer zur gewissenhaften Ein­
haltung der kirchlichen Ordnung und Erfüllung der mit dem 
Pfarramt verbundenen Obliegenheiten. 

§10 

Die kirchenge&..etzlichen Bestimmungen über die Beset­
zung von Pfarrstellen und die Verordnung über die Beset­
zung der Patronatspfarreien bleiben unberührt. 

2. Zurücknahme der Berufung 

§11 

(1) Die Berufung kann zurückgenommen werden, wenn 

1. sie durch Täuschung oder auf andere unredliche Weise 
herbeigeführt worden ist; 

2. der für die Berufung zuständigen Stelle bei der Berufung 
Umstände nicht bekannt waren, die die Berufene bzw. 
den Berufenen als für das Pfarramt ungeeignet oder 
unwürdig erscheinen lassen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann die Berufung nur 
innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Jahren zurück­
genommen werden. 

§ 12 

(1) Die Zurücknahme der Berufung erfolgt durch den 
Landeskirchenrat Sie muß innerhalb von sechs Monaten er­
folgen, nachdem der Evangelische Oberkirchenrat von 
einem Tatbestand Kenntnis erhalten hat, der zur Zurück­
nahme der Berufung führen kann. Vor der Zurüclmahme ist 
der Pfarrerin bzw. dem Pfarrer Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(2) Die Zurücknahme ist schriftlich unter Angabe der 
Gründe bekanntzugeben. 

(3) Die vorgenommenen Amtshandlungen bleiben gültig. 

( 4) Der Evangelische Oberkirchenrat kann, sobald er 
einen Tatbestand erfährt, der zur Zurücknahme der Be­
rufung führen kann, die Ausübung des Dienstes untersagen. 

IV. Abschnitt 

Inhalt des Pfarrdienstverhältnisses 

1. Grundlegende Dienstpflichten 

§ 13 

(1) Wer eine Gemeindepfarrstelle innehat, hat in Bindung 
an sein Ordinationsgelübde die öffentliche Wortverkündi­
gung, die Sakramentsverwaltung und die Seelsorge an den 
Gliedem dieser Gemeinde wahrzunehmen. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer haben ihre Gemeinde in Ge­
meinschaft mit den Kirchenältesten zu leiten(§§ 22, 23 und 
52 GO) und geschwisterliche Zusammenarbeit mit den 
anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitem in der Gemeinde 
zu pflegen. 

(3) Zu den geistlichen Amtspflichten gehören insbeson­
dere folgende Aufgaben: 
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1. Gottes Wort vielfältig zu verkündigen, mit der Ge­
meinde das Heilige Abendmahl zu feiern, zu taufen und 
die Amtshandlungen vorzunehmen; 

2. für die christliche Unterweisung im Religionsunterricht, 
Konfirmandenunterricht sowie in Christenlehre, 
Jugendarbeit und anderen Veranstaltungen zu sorgen; 

3. die Gemeindeglieder zu besuchen; 

4. die Gemeinde zu ihrer Verantwortung für den Dienst am 
Nächsten zu rufen und ihre Glieder zu tätiger Mitarbeit 
zu gewinnen. 

§ 14 

Wem ein landeskirchliches Pfarramt (§ 63 GO) übertra­
gen ist, obliegt die Wortverkündigung und Sakramentsver­
waltung im Rahmen der besonderen Aufgabe. Diese ergibt 
sich aus dem erteilten Auftrag und den dafür erlassenen be­
sonderen Dienstanweisungen. 

§ 15 

(1) Pfarrerinnen und Pfaner haben die ihnen obliegenden 
Verwaltungsaufgaben gewissenhaft zu erfüllen. 

(2) Zu den Verwaltungsaufgaben gehören insbesondere 
die Führung der Kirchenbücher, die pfanamtliche Ge­
schäftsführung einschließlich der Registratur und in Ge­
meinschaft mit dem Kirchengemeinderat oder Ältestenkreis 
die Verwaltung des kirchlichen Vermögens. 

§ 16 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind unbeschadet ihrer Dienst­
pflichten gegenüber der Gemeinde, in die sie berufen sind, 
der gesamten Kirche zum Dienst verpflichtet. Nach dem 
Maße ihrer Leistungsfähigkeit können ihnen vom Evangeli­
schen Oberkirchenrat oder vom Bezirkskirchenrat Dienste 
zugewiesen werden, die nicht zu ihrer Stelle gehören. Die 
Dienste können auch außerhalb ihres Gemeindebezirkes lie­
gen. Das Nähere wird durch eine Rechtsverordnung des 
Evangelischen Oberkirchenrates geregelt. 

2. Seelsorgerliehe Schweigepflicht, 
Beichtgeheimnis 

§ 17 

(1) Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich. 

(2) Pfanerinnen und Pfaner haben über alles, was ihnen 
in der Seelsorge anvertraut worden oder bekannt geworden 
ist, zu schweigen. Werden sie von derjenigen Person, die 
sich ihnen anvertraut hat, von der Schweigepflicht entbun­
den, haben sie dennoch sorgfältig zu prüfen, ob und inwie­
weit sie Aussagen oder Mitteilungen verantworten können. 

(3) Beichtgeheimnis und seelsorgerliehe Schweigepflicht 
stehen unter dem besonderen Schutz der Kirche. 

3. Amtsverschwiegenheit 

§ 18 

(1) Pfanerinnen und Pfarrer haben, auch nach Beendi­
gung ihres Dienstverhältnisses, über alle Angelegenheiten, 
die ihnen in Ausübung ihres Dienstes bekannt geworden 
sind, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit­
teilungen im dienstlichen Verkehr oder für Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheim­
haltung bedürfen, sofern nicht ein Vorbehalt ausdrücklich 
angeordnet ist. 

(2) Pfarrerinnen und Pfaner dürfen ohne Einwilligung 
über Angelegenheiten, die der Schweigepflicht unterliegen, 

weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Er­
klärungen abgeben. Die Einwilligung wird von der Person 
oder Stelle erteilt, die die Dienstaufsicht führt. 

4. Parochialrecht der Pfanerin bzw. des Pfaners 

§ 19 

Bestehen in einer Kirchengemeinde mehrere Pfarrstellen, 
so sind die Pfarrerinnen und Pfarrer in der Ausübung des 
Predigtamtes selbständig und gleichberechtigt. Sie erhalten 
je einen eigenen Seelsorgebezirk als Pfangemeinde. § 11 
Abs. 1 und 2 GO bleiben unberührt. 

§ 20 

( 1) Pfanerinnen und Pfarrern steht der Dienst an allen 
Gliedern ihrer Pfarrgemeinde zu. 

(2) Gottesdienste und Amtshandlungen in einer anderen 
Pfarrgemeinde dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der 
zuständigen Pfarrerin bzw. des zuständigen Pfaners gehal­
ten werden. 

(3) Amtshandlungen an Gliedern anderer Gemeinden 
dürfen nur vorgenommen werden, wenn ein Abmeldeschein 
des zuständigen Pfarramtes rechtzeitig vorgelegt wird(§ 56 
GO). 

(4) In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, ist jede 
Pfanerin und jeder Pfarrer zu Amtshandlungen unmittelbar 
berechtigt und verpflichtet. 

§ 21 

(1) Pfanerinnen und Pfaner haben im Bereich der ihnen 
anvertrauten Pfarrstelle das ausschließliche Recht auf die 
Inanspruchnahme der zur Pfarrstelle gehörenden Kanzel bei 
der Ausübung der öffentlichen Wortverkündigung (Kanzel­
recht). 

(2) Die Bestimmungen der Grundordnung über die höhe­
ren Kanzelrechte bleiben unberührt. 

(3) Soll in Einzelfällen die Kanzel einer anderen Predige­
rin oder einem anderen Prediger überlassen werden, insbe­
sondere solchen, die nicht von einer Gliedkirche der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland mit der öffentlichen Aus­
übung des Predigtamtes beauftragt worden sind, so trägt die 
Pfanerin bzw. der Pfarrer, unbeschadet der Mitverantwor­
tung der Kirchenältesten(§ 22 Abs. l GO) die durch geeig­
nete Erkundigungen zu erfüllende Verantwortung für eine 
schrift-und bekenntnisgemäße Predigt. 

5. Pflicht zur Gemeinschaft 

§ 22 

Pfarrerinnen und Pfarrer sollen die Gemeinschaft unter­
einander und mit anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
pflegen. Sie sollen bereit sein, in Lehre, Dienst und Leben 
geschwisterlichen Rat anzunehmen und zu geben. 

§ 23 

(1) Pfanerinnen und Pfarrer sollen sich regelmäßig im 
Pfarrkonvent oder in entsprechenden Einrichtungen zusam­
menfinden. Hierbei sollen sie die Ergebnisse ihrer theologi­
schen Fortbildung und die Erfahrungen ihres Dienstes sowie 
ihre Beschäftigung mit aktuellen Fragen des öffentlichen 
Lebens in die Gemeinschaft einbringen. 

(2) An dienstlichen Veranstaltungen, die der theologi­
schen oder praktischen Förderung dienen, insbesondere an 
Pfankonferenzen, haben sie teilzunehmen. 
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(3) Haben benachbarte Gemeinden auf bestimmten 
Gebieten des pfauamtlichen Dienstes eine überparochiale 
Zusammenarbeit vereinbart (Dienstgruppe), sind die Pfaue­
rinnen und Pfauer dieser Gemeinden verpflichtet, sich im 
Rahmen der getroffenen Absprachen an den vereinbarten 
Aufgaben zu beteiligen. Der Evangelische Oberkirchenrat 
wird ermächtigt, die Voraussetzungen für die Bildung, die 
Ausgestaltung und Beendigung einer solchen Dienstgruppe 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

§ 24 

Wer die Pfanstelle wechselt oder in den Ruhestand tritt, 
hat alles zu vermeiden, was den Dienst der Nachfolgerin 
bzw. des Nachfolgers erschweren kann. 

6. Nebenbeschäftigungen 

§ 25 

(1) Eine Nebenbeschäftigung darfnur angenommen wer­
den, wenn sie mit der gewissenhaften Ausübung des Dien­
stes und der Würde des Amtes zu vereinbaren ist. 

(2) Zur Annahme einer solchen Tätigkeit, auch wenn sie 
unentgeltlich ausgeübt wird, bedarf es der vorherigen Zu­
stimmung des Evangelischen Oberkirchenrates. Die Zu­
stimmung ist jederzeit wideuuflich. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für 

1. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische 
Betätigung oder eine Vortragstätigkeit; 

2. die Übernahme von Ämtern in Körperschaften, Anstal­
ten, Gesellschaften oder Vereinen, deren Bestrebungen 
ausschließlich kirchlichen, wohltätigen, erzieherischen 
oder beruflichen Zwecken dienen. 

Die Übernahme einer derartigen Betätigung ist dem 
Evangelischen Oberkirchenrat anzuzeigen. Der Evangeli­
sche Oberkirchenrat kann eine solche Tätigkeit untersagen, 
wenn dadurch die ordnungsgemäße Ausübung des Pfau­
dienstes beeinträchtigt wird. 

( 4) Das Nähere regelt eine Rechtsverordnung des Lan­
deskirchenrates. 

7. Besondere Pflichten 

§ 26 

Pfauerinnen und Pfauer dürfen nicht Körperschaften 
oder Personenvereinigungen angehören oder sie in anderer 
Weise fördern, wenn ihre Zielsetzung oder praktische Tätig­
keit sich nicht mit der Ordinationsverpflichtung vereinbaren 
läßt, in allen Bereichen des privaten oder öffentlichen 
Lebens das Wort Gottes zu bezeugen. 

§ 27 

Die Ausübung eines Berufes oder Gewerbes im Pfauhaus 
durch Personen, die mit einer Pfauerin bzw. einem Pfarrer 
in häuslicher Gemeinschaft leben, oder denen Räume im 
Pfauhaus zum Gebrauch überlassen sind, ist nur mit Geneh­
migung des Evangelischen Oberkirchenrates zulässig. 

8. Äußerungen zu Fragen des öffentlichen Lebens 

§ 28 

Pfauerinnen und Pfaner haben bei Äußerungen zu Fra­
gen des öffentlichen Lebens zu bedenken, daß sie ihr Amt an 
die ganze Gemeinde weist, und daß im Bewußtsein der 
Öffentlichkeit Person und Amt untrennbar sind. 

9. Politische Betätigung 

§ 29 

Pfanerinnen und Pfaner haben die ihnen als Staatsbürge­
rinnen bzw. Staatsbürger zukommende politische Verant­
wmiung nach bestem Wissen und Gewissen wahrzuneh­
men. Dabei haben sie um der rechten Ausübung des Dien­
stes Willen, den sie ohne Ansehen der parteipolitischen 
Zugehörigkeit allen schuldig sind, in der Regel die Mäßi­
gung und Zurückhaltung zu üben, die sich aus ihrem Auf­
trag und aus der Rücksicht auf die ihnen anvertraute Ge­
meinde ergeben. 

§ 30 

( 1) Pfarrerinnen und Pfaner, die eine Kandidatur für ein 
auf allgemeiner Wahl beruhendes Organ einer öffentlichen 
Körperschaft in Betracht ziehen, haben diese Absicht als­
bald im Ältestenkreis zu beraten und dem Evangelischen 
Oberkirchenrat anzuzeigen. 

(2) Mit der Annahme der Kandidatur, frühestens jedoch 
drei Monate vor Ablauf des Wahltages, sind Pfauerinnen 
und Pfarrer zu beurlauben. Es kann ihnen ein Unterhaltsbei­
trag bis zur Höhe des Wartegeldes gewährt werden. 

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat kann ihnen nach 
Anhörung des Ältestenkreises auf Antrag die Weiterführung 
des Dienstes vor der Wahl gestatten; er kann dies auch 
anordnen, solange das zur Sicherstellung der pfanamtlichen 
Aufgaben erforderlich ist. 

(4) Bei landeskirchlichen Pfarrämtern tritt an die Stelle 
des Ältestenkreises der dem Pfarramt zugeordnete, dem 
Ältestenkreis entsprechende Mitarbeiterkreis. Besteht ein 
hauptamtlicher Dienstauftrag im Bereich eines Kirchen­
bezirkes, so muß außerdem eine Beratung im Bezirkskir­
chemat erfolgen. 

§ 31 

(1) Wird die Wahl angenommen, gehen die bisherige 
Pfanstelle sowie alle sonst mit der Pfarrstelle verbundenen 
Aufgaben verloren. Mit dem Tage der Annahme der Wahl 
beginnt der Wartestand ohne Anspruch auf Zahlung eines 
Wartegeldes. Die Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnis­
ses und zur Amtsverschwiegenheit sowie des Verbots der 
Annahme von Belohnungen und Geschenken bleiben un­
berührt. 

(2) Erfolgt die Wahl in eine kommunale Vertretungskör­
perschaft kann der Landeskirchenrat die Pfarrerin bzw. den 
Pfarrer auf der Pfarrstelle belassen, wenn Art und Umfang 
der Verpflichtungen aus dem politischen Mandat eine ord­
nungsgemäße Ausübung des pfarramtliehen Dienstes nicht 
in Frage stellen und der Ältestenkreis mit der Mehrheit sei­
ner Mitglieder zustimmt. Bei landeskirchlichen Pfarrstellen 
ist die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des dem 
Pfanamt zugeordneten und dem Ältestenkreis entsprechen­
den Mitarbeiterkreises erforderlich. Bei einem hauptamt­
lichen Dienstauftrag im Bereich eines Kirchenbezirkes 
bedarf es außerdem der Zustimmung der Mehrheit der Mit­
glieder des Bezirkskirchenrates. 

§ 32 

(1) Nach Beendigung des Mandats besteht ein befristeter 
Anspruch auf Wiederverwendung im kirchlichen Dienst. 
Der Antrag dazu ist innerhalb eines halben Jahres nach dem 
Ende des Mandats zu stellen. Bei der Auswahl der neuen 
Pfarrstelle ist auf die persönlichen Verhältnisse der Betroffe­
nen Rücksicht zu nehmen. § 5 Abs. 2 des Pfauerbesol­
dungsgesetzes findet sinngemäß Anwendung. 



12 AMTSBLATT Heft 1, 1999 

(2) Bis zur Übertragung einerneuen Pfarrstelle bleibt der 
Wartestand bestehen. In dieser Zeit sind Wartestandsbezüge 
nach den Bestimmungen des Pfarrerbesoldungsgesetzes zu 
zahlen. Werden von staatlicher Seite Übergangsgelder ge­
zahlt, sind diese anzurechnen. 

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat ist berechtigt, auch 
ohne Antrag einen Dienst zu übertragen. Wird der Aufforde­
rung, diesen anzutreten, innerhalb einer vom Evangelischen 
Oberkirchenrat gesetzten Frist nicht nachgekommen, so 
kann der Landeskircheurat die Versetzung in den Ruhestand 
verfügen. Das gleiche gilt, wenn es innerhalb einer Frist von 
drei Jahren seit dem Ende des Mandats zu keiner Übertra­
gung einer Pfarrstelle gekommen ist. 

§ 33 

Für die Bewerbung um andere politische Ämter gilt § 30 
Abs. 1 entsprechend. Der Evangelische Oberkirchenrat 
kann die in § 30 Abs. 2 und § 31 Abs. 1 genannten Rechts­
folgen anordnen. Für die Rückkehr in den kirchlichen 
Dienst nach Beendigung des Mandats gilt § 32 entspre­
chend. 

10. Ehe und Familie 

§ 34 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind in ihrer Lebensführung 
auch in Ehe und Familie ihrem Auftrag verpflichtet. 

§ 35 

(1) Die beabsichtigte Eheschließung ist der Landes­
bischöfin bzw. dem Landesbischof anzuzeigen. Dabei ist die 
Konfessionszugehörigkeit des zukünftigen Ehepartners 
bzw. der zukünftigen Ehepartnerin mitzuteilen. 

(2) Ergeben sich Bedenken gegen die Eheschließung, die 
in der Rücksicht auf den Auftrag der Pfarrerin bzw. des Pfar­
rers oder die Gemeinde begründet sind, versucht die Lan­
desbischöfin bzw. der Landesbischof in einem Gespräch 
eine Klärung herbeizuführen und erforderlichenfalls einver­
nehmlich den Dienstauftrag so zu ändern, daß die rechte 
Ausübung des pfarramtliehen Dienstes nicht gefährdet wird. 
§ 37 bleibt unberührt. 

§ 36 

(1) Kommt ein Einvernehmen im Sinne des § 35 Abs. 2 
nicht zustande oder nach Sachlage nicht in Betracht, so kann 
der Landeskirchenrat die Versetzung in einen anderen 
Dienst verfügen, wenn zu erwarten ist, daß die Ehe­
schließung die Ausübung des Dienstes in der bisherigen 
Pfarrstelle erheblich erschweren wird. 

(2) Ist zu erwarten, daß auch in einer anderen Pfarrstelle 
oder in einer allgemeinen kirchlichen Aufgabe die Ehe­
schließung die Ausübung des Dienstes erheblich erschwert, 
so kann der Landeskirchenrat die Pfarrerin bzw. den Pfaner 
in den Wartestand versetzen. 

(3) Für das Verfahren vor dem Landeskirchenrat nach Ab­
satz 1 und 2 gelten die§§ 80, 81, 84 und 85 entsprechend. 

§ 37 

(1) Die Ehepartnerin und der Ehepartner sollen der evan­
gelischen Kirche angehören. Sie müssen einer christlichen 
Kirche (ACK-Kirche) angehören. 

(2) Im Ausnahmefall kann der Landeskirchenrat von dem 
Erfordernis nach Absatz 1 Satz 2 befreien, wenn die Aus­
übung des Dienstes nicht erheblich erschwert ist. Der Älte­
stenkreis ist zu hören. 

(3) Sofern keine anderen wesentlichen Gründe entgegen­
stehen, ist die Ausnahmegenehmigung nach Absatz 2 zu er­
teilen, wenn erwartet werden kann, daß die betroffenen 
Pfanerinnen und Pfarrer auch in ihrer Familie zu der Ver­
pflichtung stehen, das Evangelium von Jesus Christus in 
Wort und Tat zu bezeugen (Grundbestimmungen Buch- · 
stabe C Abs. 2). Dieser Erwartung wird in der Regel da­
durch entsprochen, daß ein Gottesdienst aus Anlaß der Ehe­
schließung nach der kirchlichen Ordnung stattfindet und die 
Bereitschaft besteht, Kinder im christlichen Glauben zu er­
ziehen. 

(4) Wird eine Befreiung nach Absatz 2 nicht erteilt, ver­
fügt der Landeskirchenrat die Versetzung in den Wartestand. 

§ 38 

(1) Wenn eine Ehepartnerin oder ein Ehepartner einen 
Antrag auf Ehescheidung für unvermeidlich hält oder die 
häusliche Gemeinschaft aufhebt, so ist dies der Landes­
bischöfin bzw. dem Landesbischof mitzuteilen. Diese oder 
eine andere damit beauftragte Person, in der Regel die zu­
ständige Prälatin oder der zuständige Prälat, bemühen sich 
darum, den Eheleuten seelsorgerlieh zu helfen. 

(2) Wird ein Antrag auf Ehescheidung gestellt, so ist dies 
unverzüglich dem Evangelischen Oberkirchenrat mitzutei­
len. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für eine 
Klage auf Aufhebung der Ehe. 

§ 39 

(1) Die Landeskirche unterhält einen Ausschuß, der im 
Falle des § 38 Abs. 2 mit der betroffenen Pfanerin oder dem 
betroffenen Pfaner ein Gespräch führt. Das Gespräch dient 
zur Beurteilung der Auswirkungen auf den pfarramtliehen 
Dienst. An dem Gespräch können die Betroffenen eine Per­
son ihres Vertrauens beteiligen. Vor dem Gespräch sind der 
Ältestenkreis und die Dekanin bzw. der Dekan durch den 
Evangelischen Oberkirchenrat zu hören. Die Voten sind 
dem Ausschuß vorzulegen. Soweit erforderlich, können 
durch den Evangelischen Oberkirchenrat weitere Auskünfte 
eingeholt und Unterlagen angefordert werden. 

(2) Nach Möglichkeit soll der Ausschuß auch mit der 
Ehepartnerin bzw. dem Ehepartner ein Gespräch führen. 

(3) Kommt der Ausschuß einstimmig zum Ergebnis, daß 
die mit der Ehescheidung verbundenen Umstände den pfan­
amtlichen Dienst voraussichtlich nicht erheblich erschwe­
ren werden, kommen dienstrechtliche Folgerungen nicht in 
Betracht. Im anderen Fall spricht der Ausschuß gegenüber 
dem Evangelischen Oberkirchenrat eine Empfehlung aus. 

(4) Der Ausschuß setzt sich zusammen aus zwei Synoda­
len des Landeskirchenrates und zwei Personen aus dem 
Evangelischen Oberkirchenrat. Dem Ausschuß müssen 
Männer und Frauen angehören. Für jedes Mitglied wird 
mindestens ein stellvertretendes Mitglied desselben Ge­
schlechts benannt. 

(5) Der Ausschuß ist handlungs- und beschlußfähig bei 
Anwesenheit von vier Mitgliedern. 

§ 40 

(1) Kommen nach Empfehlungen des Ausschusses 
dienstrechtliche Folgerungen in Betracht, kann der Evange­
lische Oberkirchenrat die Pfarrerin bzw. den Pfarrer vorläu­
fig ganz oder teilweise für die Dauer des Ehescheidungsver­
fahrens vom Dienst beurlauben. Ein anderer, angemessener 
Auftrag kann erteilt werden. 
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(2) Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Lan­
deskirchenrat nach Rechtskraft der Eheauflösung die Ver­
setzung auf eine andere Stelle oder in den Wartestand ver­
fügen. Vor der Entscheidung ist der bzw. dem Betroffenen 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Der Ältestenkreis und 
die Dekanin bzw. der Dekan können erneut gehört werden. 

(3) Hat der Ausschuß keine Empfehlung ausgesprochen 
und werden neue, erhebliche Tatsachen bekannt, die eine 
andere Beurteilung nahelegen, so muß der Evangelische 
Oberkirchenrat den Ausschuß erneut befassen. 

(4) Unberührt bleibt die Einleitung eines Disziplinarver­
fahrens, soweit die Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

§ 41 

Bei einer Wiederverheiratung nach einer Eheauflösung 
finden die §§ 34 bis 37 entsprechende Anwendung. 

11. Würde der Amtsausübung 

§ 42 

Pfarrerinnen und Pfarrer haben sich durch ihr Verhalten 
des Vertrauens würdig zu erweisen, das ihrem Amt ent­
gegengebracht wird. Sie haben nach Kräften alles zu ver­
meiden, was zu einem Mißbrauch oder einer Entwürdigung 
ihres Amtes führt. 

§ 43 

Die Unabhängigkeit und das Ansehen des Pfarrstandes 
darf durch Annahme von Geschenken, Erbschaften und Ver­
mächtnissen nicht beeinträchtigt werden. Pfarrerinnen und 
Pfarrern ist es daher nicht gestattet, Geldgeschenke zur per­
sönlichen Verwendung oder für ihre Angehörigen anzuneh­
men. Das gleiche gilt für sonstige Geschenke, die das örtlich 
herkömmliche Maß überschreiten. Beim Vorliegen beson­
derer Verhältnisse kann ausnahmsweise eine Zustimmung 
durch den Evangelischen Oberkirchenrat erteilt werden. 

12. Vertretung im Amt und Abordnung 

§ 44 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind innerhalb eines Kirchen­
bezirkes zu gegenseitiger Vertretung verpflichtet. Die Ver­
tretung ist dem Dekanat vorher anzuzeigen. Die Dekanin 
bzw. der Dekan kann eine eigene Vertretungsregelung tref­
fen. Ist eine Vertretungsregelung innerhalb des Kirchen­
bezirkes nicht möglich, so kann eine solche im Einverneh­
men der beteiligten Dekanate auch mit einem benachbarten 
Kirchenbezirk getroffen werden. 

§ 45 

( 1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf die Dauer von 
höchstens acht Monaten zur Versehung des Pfarrdienstes 
einer oder mehrerer Gemeinden auf eine andere Pfarrstelle 
abgeordnet werden, wenn diese nicht auf andere Weise, ihre 
Pfarrstelle jedoch nachbarlich versehen werden kann. 

(2) Die Abordnung erfolgt durch den Evangelischen 
Oberkirchenrat nach Anhörung der Betroffenen und des 
Ältestenkreises. Das Nähere 1~egelt ein kirchliches Gesetz. 

13. Amtsbezeichnung 

§ 46 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer führen die Amtsbezeich­
nung, die ihnen in der Berufungsurkunde beigelegt worden 
ist. Bei einer Versetzung in den Wartestand darf die Amtsbe­
zeichnung nur mit dem Zusatz »im Wartestand« (i. W.) wei-

tergeführt werden. Im Ruhestand wird die Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz »im Ruhestand« (i. R.) geführt. 

(2) In den übrigen Fällen der Veränderung oder Beendi­
gung des Dienstverhältnisses erlischt das Recht zur Fort­
führung der bisherigen Amtsbezeichnung, es sei denn, daß 
dieses Recht vom Evangelischen Oberkirchenrat ausdrück- · 
lieh belassen worden ist. In diesem Falle darf die bisherige 
Amtsbezeichnung nur mit dem die Beendigung der Tätig­
keit andeutenden Zusatz »außer Dienst« (a. D.) geführt wer­
den. 

14. Amtstracht 

§ 47 

(1) Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen muß die 
vorgeschriebene Amtstracht getragen werden. Das gleiche 
gilt bei besonderen Anlässen, soweit es angeordnet oder 
nach dem Herkommen üblich ist. Das Nähere wird durch 
besondere Ordnung geregelt. 

(2) Die Kleidung der Pfmrerin und des Pfarrers soll der 
Würde des Amtes entsprechen. 

15. Dienstwohnung 

§ 48 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Gemeindepfarrdienst 
haben ein Anrecht auf eine angemessene Dienstwohnung. 
Der finanzielle Ausgleich richtet sich nach dem Pfarrer­
besoldungsgesetz. Ist ein Pfarrhaus vorhanden, so befindet 
sich darin die Dienstwohnung. Das Pfarrhaus ist Dienst­
gebäude. Die Verwendung von Räumen im Pfarrhaus für 
kirchengemeindliche Zwecke regelt der Kirchengemeinde­
rat, in Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrgemeinden im 
Einvernehmen mit dem Ältestenkreis. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet mit ihrer 
Familie in der für sie bestimmten Dienstwohnung zu woh­
nen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Evange­
lischen Oberkirchenrates. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Gemeindepfarrdienst, 
denen keine Dienstwohnung zur Verfügung gestellt werden 
kann, müssen ihre Wohnung am Dienstsitz beziehen. Sie 
haben ihre Wohnung so zu wählen, daß die ordnungsgemäße 
Wahrnehmung des Dienstes gewährleistet ist. Die Wohnung 
soll deshalb in der Pfarrgemeinde liegen. Ausnahmen kön­
nen in besonders begründeten Fällen durch den Evangeli­
schen Oberkirchenrat genehmigt werden. 

(4) Eine Dienstwohnung oder Teile von ihr dürfen nicht 
an Personen überlassen werden, die nicht zur Familie der 
Berechtigten gehören. Der Kirchengemeinderat kann mit 
Zustimmung des Evangelischen Oberkirchenrates Ausnah­
men zulassen. Die Vermietung von Räumen des Pfarrhauses 
außerhalb der Dienstwohnung regelt eine Rechtsverordnung 
des Evangelischen Oberkirchenrates. 

(5) Bei Ausscheiden aus der Pfarrstelle ist die Dienstwoh­
nung. freizumachen. 

16. Anwesenheitspflicht 
und Abwesenheit aus besonderen Anlässen 

§ 49 

(1) Es gehört zur Verantwortung des pfarramtliehen Dien­
stes, daß Pfarrerinnen und Pfarrer für die Gemeindeglieder 
erreichbar sind. 

(2) Für die Zeit der Abwesenheit von der Gemeinde 
haben Pfarrerinnen und Pfarrer selbst für Vertretung zu sor-
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gen. Sie können dabei die Hilfe des Dekanats in Anspruch 
nehmen(§ 44). 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer gestalten ihren Dienst im 
Rahmen der geltenden Ordnungen in eigener Verantwor­
tung. Dazu gehören angemessene Ruhe- und Erholungszei­
ten. Sie können ihren Dienst so einteilen, daß ein Werktag in 
der Woche und bis zu achtmal im Jahr ein Sonntag von· 
Diensten frei bleiben. In dieser Zeit können sie sich unbe­
schadet der Verpflichtung nach Absatz 2 aus der Gemeinde 
entfernen. Freie Tage dürfen nicht zum Ausfall von Reli­
gionsunterricht führen. 

§50 

( 1) Wenn Pfarrerinnen und Pfarrer länger als einen Tag 
aus dienstlichen Gründen von der Gemeinde abwesend sind, 
haben sie dies dem Dekanat rechtzeitig mitzuteilen. 

(2) Eine dienstliche Abwesenheit von mehr als drei Tagen 
bedarf der Zustimmung des Dekans bzw. der Dekanin. Aus­
wärtige Gemeindeveranstaltungen, wie zum Beispiel Frei­
zeiten, bis zur Gesam'tdauer von drei Wochen im Jahr be­
dürfen der Mitteilung, darüber hinaus der Zustimmung. Der 
Ältestenkreis ist zu verständigen. 

(3) Für eine Abwesenheit aus anderen als aus dienstlichen 
Gründen gelten die Vorschriften der Urlaubsverordnung 
(§ 62 Abs. 3). Urlaub oder Dienstbefreiung sind rechtzeitig 
unter Angabe der Vertretungsregelung zu beantragen. 

(4) Der Evangelische Oberkirchenrat kann eine Verord­
nung oder Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der 
§§ 49 und 50 erlassen. 

17. Erkrankung 

§51 

Kann der Dienst infolge von Krankheit nicht ausgeübt 
werden, so ist dies unverzüglich dem Dekanat und dem 
Ältestenkreis anzuzeigen. Bei einer Erkrankung, die über 
eine Woche dauert, ist ein ärztliches Attest vorzulegen. Im 
Falle der Dienstunfähigkeit regelt das Dekanat die Vertre­
tung. 

18. Übergabe amtlicher Unterlagen 

§52 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendigung des 
Dienstes in ihrer Pfarrstelle die in ihrem Besitz befindlichen 
amtlichen Schriftstücke und Gegenstände aller Art zu über­
geben und über eine ihnen anvertraute Vermögensverwal­
tung Rechenschaft abzulegen. Die ordnungsgemäße Dienst­
übergabe ist in Anwesenheit der Dekanin bzw. des Dekans 
und eines Mitglieds des Ältestenkreises in einem Protokoll 
zu beurkunden, das von allen Beteiligten zu ·unterzeichnen 
ist. 

(2) Im Todesfall hat die Vertretung dafür iu sorgen, daß 
ihr verwahrte Unterlagen der in Absatz 1 bezeichneten Art 
ausgehändigt werden. 

19. Beurlaubung und Einschränkung des Dienstes 
aus familiären und aus sonstigen Gründen 

§53 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf Antrag 

1. der Dienst bis auf die Hälfte des regelmäßigen Dienstes 
eingeschränkt werden, 

2. aus familiären Gründen Urlaub ohne Dienstbezüge ge­
währt werden, wenn sie 

a) mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder 

b) nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige son­
stige Angehörige tatsächlich betreuen oder pflegen, 

3. aus sonstigen Gründen Urlaub ohne Dienstbezüge ge­
währt werden, wenn kirchliche oder dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen oder dies im kirchlichen Interesse 
liegt. 

(2) Die Einschränkung des Dienstes kann auch in der 
Form gewährt werden, daß der Dienst mit verringerten 
Bezügen in vollem Umfang weiter versehen wird, und der 
Ausgleich durch zusätzlichen Urlaub erfolgt. Die Ein­
schränkung muß in diesem Falle zwischen zehn und fünf­
undzwanzig vom Hundert liegen. Der Zusatzurlaub muß 
mindestens 26 Wochen betragen. Das Nähere regelt eine 
Rechtsverordnung des Landeskirchenrates. 

(3) Die Beurlaubung erfolgt unter Verlust der Pfarrstelle. 
Die Dauer des Urlaubs soll mindestens zwei Jahre betragen 
und darf zwölf Jahre nicht überschreiten. Der Antrag auf 
Verlängerung einer Beurlaubung ist spätestens sechs 
Monate vor Ablauf de~ genehmigten Zeitraumes zu stellen. 

(4) In besonders begründeten Fällen kann der Evangeli­
sche Oberkirchenrat Ausnahmen von Absatz 3 zulassen. Ins­
besondere kann er bei einem Einsatz im Schul- und Hoch­
schuldienst den Bewilligungszeitraum bis zum Ende des 
laufenden Schulhalbjahres oder Semesters ausdehnen. 

(5) Nach Beendigung des Bewilligungszeitraumes be­
steht ein Anspruch auf Wiederverwendung im kirchlichen 
Dienst. Die betroffenen Pfarrerinnen und Pfarrer sind ver­
pflichtet, eine ihnen angebotene zurnutbare Stelle zu über­
nehmen. Kommt eine Einigung nicht zustande, verlängert 
sich die Beurlaubung bis zur Übertragung einer anderen 
Pfarrstelle. Erweist sich die Übertragung einer Pfarrstelle 
aus Gründen als undurchführbar, die die Betroffenen nicht 
zu vertreten haben, sind sie vom Landeskirchenrat in den 
Wm.testand zu versetzen. 

(6) Eine Rückkehr in den Dienst oder die Beendigung 
eines eingeschränkten Dienstes ist während des Bewilli­
gungszeitraumes nur mit Zustimmung des Evangelischen 
Oberkirchenrates zulässig. Die Zustimmung ist zu erteilen, 
wenn die Fortsetzung des Urlaubs oder des eingeschränkten 
Dienstverhältnisses aus besonderen Gründen unzumutbar 
ist. 

(7) Während einer Beurlaubung oder Einschränkung des 
Dienstes ist die Ausübung einer anderen hauptberuflichen 
Tätigkeit unzulässig, soweit der Evangelische Oberkirchen­
rat keine Ausnahme zugelassen hat. Für die Übernahme 
einer Nebenbeschäftigung gilt § 25. 

§54 

(1) Die Entscheidung des Evangelischen Oberkirchen­
rates über eine Beurlaubung oder eine Einschränkung des 
Dienstes erfolgt im Benehmen mit dem Ältestenkreis und 
dem Bezirkskirchenrat bei landeskirchlichen Pfarrstellen im 
Benehmen mit dem zuständigen Mitarbeiterkreis. 

(2) Wird das Dienstverhältnis eingeschränkt, werden die 
wahrzunehmenden Aufgaben in einem Dienstplan geregelt, 
den der Ältestenkreis zusammen mit den Betroffenen im 
Einvernehmen mit der Dekanin bzw. dem Dekan erstellt. 
Bei landeskirchlichen Pfarrstellen wird der Dienstplan im 
Benehmen mit dem zuständigen Mitarbeiterkreis erstellt. 

20. Stellenteilung 

§55 

(1) Die Dienste in einer Pfarrstelle können auch an zwei 
bewerbungsfähige Theologinnen oder Theologen zur ge-
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meinsamen Ausübung übertragen werden (§ 62 GO). Alle 
Rechte und Pflichten aus der Pfarrstelle stehen beiden Be­
teiligten zu. Das jeweilige Dienstverhältnis ist auf die Hälfte 
des regelmäßigen Dienstes eingeschränkt. 

(2) Die Aufgabenverteilung regelt ein Dienstplan, den der 
Ältestenkreis zusammen mit den Betroffenen im Einverneh­
men mit der Dekanin bzw. dem Dekan erstellt. Der Dienst­
plan ist bei Bedarf zu überprüfen und abzuändern. Bei 
landeskirchlichen Pfarrstellen wird der Dienstplan im Be­
nehmen mit dem zuständigen Mitarbeiterkreis erstellt. 

(3) Wird das Dienstverhältnis von einer beteiligten Per­
son geändert oder endet es, so gilt die Übertragung der 
Pfarrstelle nach Absatz 1 gegenüber beiden Beteiligten als 
aufgehoben. Ist die gemeinsame Ausübung des Dienstes in 
der Pfarrstelle nicht mehr möglich oder im Interesse des 
Dienstes nicht mehr vertretbar, so kann der Landeskirchen­
rat die Übertragung nach Absatz 1 aufheben und die Betei­
ligten auch einzeln versetzen. Für das weitere Verfahren gel­
ten die§§ 80 bis 85. Bei landeskirchlichen Pfarrerinnen und 
Pfarrern bleibt es bei c;Jer freien Versetzbarkeit (§ 63 Abs. 1 
GO). 

(4) Für das Besetzungsverfahren im Falle der Stellentei­
lung gilt das kirchliche Gesetz über die Besetzung von 
Pfarrstellen. Im Falle des Absatzes 3 besetzt die Kirchenlei­
tung die Stelle in entsprechender Anwendung der § § 12 ff. 
des kirchlichen Gesetzes über die Besetzung von Pfarrstel­
len, wenn der Ältestenkreis beantragt, daß die Stelle durch 
eine bisher an der Stellenteilung beteiligte Person besetzt 
wird. Der Bezirkskirchenrat und die Vorsitzende bzw. der 
Vorsitzende des Kirchengemeinderates in Kirchengemein­
den mit mehreren Pfarrgemeinden sind zu hören. 

21. Dienstwohnung, 
Vertretungsregelung und Amtszimmer 

bei eingeschränktem Dienst und Stellenteilung 

§56 

(1) Bei einer Einschränkung des Dienstes nach § 53 und 
§ 55 besteht kein Anspruch auf eine Dienstwohnung. Im 
übrigen bleibt es bezüglich der Dienstwohnung bei den 
Regelungen des Pfarrerbesoldungsgesetzes. 

(2) Auch für das eingeschränkte Dienstverhältnis gelten 
die allgemeinen Vertretungsregelungen (§ 44). Die Be­
lastung durch die Vertretung muß jedoch im Verhältnis zur 
Einschränkung des Dienstes gemindert sein. 

(3) Bei einer Stellenteilung nach § 55 können die an der 
Teilung Beteiligten bei Krankheit, Urlaub, Mutterschafts­
und Erziehungsurlaub Vorschläge für die Vertretungsrege­
lung unterbreiten. Kann diesen Vorschlägen nicht gefolgt 
werden, erfolgt die Vertretung nach den allgemein geltenden 
Ve11retungsregelungen. 

(4) Bei einer Stellenteilung, auch unter Ehepaaren, soll 
beiden Beteiligten je ein Amtszimmer zur Verfügung stehen. 

22. Mitgliedschaft in kirchlichen Organen 
bei Stellenteilung 

§57 

(1) Im Falle einer Stellenteilung wechselt die stimm­
berechtigte Mitgliedschaft im Ältestenkreis und in dieser 
Eigenschaft die stimmberechtigte Mitgliedschaft im Kir­
ehengemeinderat in Kirchengemeinden mit mehreren Pfarr­
gemeinden sowie in der Bezirkssynode unter den Beteilig­
ten alle zwei Jalu:e in der vom Ältestenkreis festgelegten 
Reihenfolge. Die andere Stelleninhaberin bzw. der andere 
Stelleninhaber ist während dieser Zeit beratendes Mitglied. 

Ist das stimmberechtigte Mitglied an der Teilnahme verhin­
dert, übt das beratende Mitglied das Stimmrecht aus. 

(2) Die Wahl zur bzw. zum Vorsitzenden des Ältesten­
kreises ist an das Stimmrecht gebunden. Das Amt endet mit 
dem Wechsel in der Stimmberechtigung. 

(3) Die Möglichkeit der Kandidatur für ein durch Wahl 
der Bezirkssynode zu besetzendes Amt der Organe des Kir­
chenbezirkes besteht bei einer Stellenteilung unabhängig 
von dem Wechsel zwischen der stimmberechtigten und be­
ratenden Mitgliedschaft nach Absatz 1. Entsprechendes gilt 
für den Vorsitz des Kirchengemeinderates in Kirchen­
gemeinden mit mehreren Pfarrgemeinden. 

( 4) Abweichend von Absatz 1 üben im Falle der Wahl die 
Gewählten für die Dauer dieses Amtes das Stimmrecht in 
der Bezirkssynode bzw. im Kirchengemeinderat aus. In die­
ser Zeit ruht das andere Stimmrecht in den jeweiligen Gre­
mien. 

V. Abschnitt 

Sicherung des Pfarrdienstverhältnisses 

1. Allgemeines 

§58 

Die Landeskirche gewährt den Pfarrerinnen und Pfarrern 
Schutz und Fürsorge für ihren Dienst und in ihrer beruf­
lichen Stellung im Predigtamt 

2. Diensteinkommen, 
Versorgung und Unfallfürsorge 

§59 

Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf angemesse­
nen Lebensunterhalt für sich, ihre Ehepartner bzw. Ehepart­
nerinnen sowie ihre Kinder. Der Lebensunterhalt wird in 
Form des Diensteinkommens, des Wartegeldes, des Ruhe­
gehaltes und der Hinterbliebenenversorgung gewährt. Für 
besondere Aufwendungen, insbesondere bei Krankheit, Ge­
burt und Todesfall und für Umzüge im dienstlichen Inter­
esse, werden ihnen Beihilfen gewährt. 

§ 60 

Bei einem Dienstunfall wird Unfallfürsorge gewährt. 
Werden durch den Dienstunfall Ersatzansprüche gegen 
Dritte erworben, besteht die Verpflichtung diese Ansprüche 
insoweit an die Landeskirche abzutreten, als von ihr Unfall­
fürsorge .gewährt wird. 

§ 61 

Die näheren Voraussetzungen und den Umfang der in 
§§ 59 und 60 genannten Leistungen der Landeskirche be­
stimmen besondere kirchliche Gesetze. 

3. Jahresurlaub 

§ 62 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten einen jährlichen Er­
holungsurlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge. 

(2) Urlaub ist so rechtzeitig zu beantragen, daß die Ver­
tretungsregelung sichergestellt werden kann (§ 49 Abs. 2). 
Wird Religionsunterricht erteilt, soll der Urlaub nach Mög­
lichkeit in die Ferienzeit gelegt werden. Ist dies nicht durch­
führbar, ist die Unterrichtsvertretung mit der Schuldekanin 
bzw. dem Schuldekan zu vereinbaren. Wird der Religions­
untenicht hauptamtlich erteilt, wird der Erholungsurlaub in 
der Regel durch die Schulferien abgegolten. 
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(3) Das Nähere über den Erholungsurlaub, die Bewilli­
gung von Urlaub und Dienstbefreiung aus persönlichen oder 
anderen Anlässen, die Anrechnung auf den Erholungsurlaub 
sowie die Voraussetzungen für das Belassen der Dienst­
bezüge regelt der Landeskirchenrat durch Rechtsverord­
nung. 

4. Erziehungsurlaub 

§ 63 

(1) Mutterschutz und Erziehungsurlaub werden in ent­
sprechender Anwendung der Bestimmungen des Landes 
Baden-Württemberg gewährt. 

(2) Der Erziehungsurlaub ist spätestens vier Wochen vor 
dem beabsichtigten Antritt zu beantragen. Gleichzeitig muß 
erklärt werden, bis zu welchem Lebensmonat des Kindes 
Erziehungsurlaub in Anspruch genommen wird. 

(3) Die Gewährung von Erziehungsurlaub von mehr als 
achtzehn Monaten erfo4;t unter Verlust der Pfarrstelle. Dies 
gilt nicht, wenn beantragt worden ist, nach Ablauf dieser 
Zeit den Dienst bis zum Ende des Erziehungsurlaubs auf die 
Hälfte des regelmäßigen Dienstes einzuschränken, und der 
Evangelische Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem 
Ältestenkreis den Teildienst bewilligt. Auch bei Stellentei­
lung durch ein Theologenehepaar (§ 55) tritt der Verlust der 
Pfarrstelle nicht ein, wenn die Ehepartnerin bzw. der Ehe­
partner während des Erziehungsurlaubs die Vertretung der 
Pfarrstelle in vollem Umfang übernimmt. 

(4) Wird während des Erziehungsurlaubs im zulässigen 
Rahmen eine Teilbeschäftigung im kirchlichen Dienst aus­
geübt, gelten die Bestimmungen des § 11 Pfarrerbesol­
dungsgesetz. 

5. Geltendmachung 
vermögensrechtlicher Ansprüche 

§ 64 

(1) Für vermögensrechtliche Ansprüche aus einem 
aktiven oder früheren Pfarrdienstverhältnis und von Hin­
terbliebenen, insbesondere die Ansprüche auf Zahlung der 
Dienst- und Wartestandsbezüge, des Ruhegehalts und der 
Hinterbliebenenbezüge, steht unbeschadet der Zuständig­
keit staatlicher Gerichte der Rechtsweg zu dem kirchlichen 
Verwaltungsgericht offen. 

(2) Vor der gerichtlichen Geltendmachung vermögens­
rechtlicher Ansprüche gegen die Landeskirche oder eine 
ihrer Kirchengemeinden ist die Entscheidung des Evangeli­
schen Oberkirchenrates bzw. des Landeskirchenrates über 
seine Ansprüche einzuholen. Einem ablehnenden Bescheid 
steht es gleich, wenn innerhalb von drei Monaten, nachdem 
der Antrag eingegangen ist, nicht entschieden ist. 

6. Rechtsschutz 

§ 65 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können gegen die Entschei­
dung einer vorgesetzten Stelle bei dieser binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich Gegenvorstellungen 
erheben. 

(2) Besteht nach kirchlichem Recht ein Beschwerderecht, 
so gilt eine erfolglose Gegenvorstellung, die ausdrücklich 
aufrechterhalten wird, als Beschwerde. Die entsprechende 
Erklärung darüber muß binnen zwei Wochen nach Zugang 
der Entscheidung über die Gegenvorstellung abgegeben 
werden. 

§ 66 

(1) Bei der Behandlung von Mitteilungen und Beschwer­
den, die für sie nachteilig werden können, müssen die Pfar­
rerinnen und Pfarrer angehört werden, soweit es sich nicht 
um eine dienstliche Beurteilung handelt. 

(2) In die Personalakten dürfen ungünstige Tatsachen erst 
aufgenommen werden, wenn die Betroffenen Gelegenheit 
gehabt haben, sich über sie zu äußern. Die Äußerung ist in 
die Personalakten mitaufzunehmen. Dienstliche Beurteilun­
gen werden hiervon nicht berührt. 

7. Akteneinsicht 

§ 67 

Pfanerinnen und Pfarrern ist auf schriftlichen Antrag ihre 
Personalakte im Dienstgebäude des Evangelischen Oberkir­
chenrates zur Einsicht vorzulegen. Das Nähere regelt eine 
Rechtsverordnung des Evangelischen Oberkirchenrates. 

8. Dienstzeugnis 

§ 68 

Bei Beendigung des Dienstverhältnisses durch Entlas­
sung, Ausscheiden aus dem Dienst oder Entfernung aus dem 
Dienst wird auf Antrag ein Dienstzeugnis über Art und 
Dauer des Dienstes erteilt. Das Dienstzeugnis muß auf Ver­
langen der Pfanerin oder des Pfarrers auch eine Beurteilung 
ihrer Tätigkeit enthalten. 

9. Pfarrervertretung 

§ 69 

Zur Wahrnehmung der Interessen der Pfarrerinnen und 
Pfarrer in dienstrechtlichen Fragen und zur Unterstützung, 
Beratung und Vertretung einzelner von ihnen wird eine 
Pfarrvertretung gebildet. Das Nähere regelt ein kirchliches 
Gesetz. 

VI. Abschnitt 

Dienstaufsicht 

1. Allgemeines 

§ 70 

Sinn und Zweck der Dienstaufsicht ist es, Pfauerinnen 
und Pfarrer durch Beratung und Anleitung sowie durch Er­
mahnung und nötigenfalls durch Zurechtweisung zur ord­
nungsgemäßen Erfüllung ihrer Amtspflichten anzuhalten. 

2. Lehrverfahren 

§ 71 

(1) Pfanerinnen und Pfarrer verletzen die bei der Ordina­
tion eingegangene Lehrverpflichtung, wenn ihre Verkündi­
gung und Lehre unvereinbar sind mit dem entscheidenden 
Inhalt der biblischen Botschaft nach reformatorischem Ver­
ständnis, wie er im Vorspruch zur Grundordnung der Lan­
deskirche bezeugt ist. 

(2) Lehrbeanstandungen dieser Art können nicht Gegen­
stand eines disziplinarrechtliehen Verfahrens sein. Das 
Nähere regelt das kirchliche Gesetz über die Ordnung für 
Lehrverfahren. 

3. Amtspflichtverletzung 

§72 

(1) Eine Amtspflichtverletzung liegt vor, wenn Pfarrerin­
nen und Pfarrer das ihnen anvertraute Amt mißbrauchen 
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oder entwürdigen, ferner, wenn der Gemeinde oder der Lan­
deskirche Ärgernis gegeben oder Schaden zugefügt wird. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die schuldhaftihre Pflichten 
verletzten, die ihnen ihr Amt und ihre Stellung auferlegen, 
haben sich disziplinarrechtlieh zu verantworten. 

(3) Die Rechtsfolge sowie das Verfahren bei Amtspflicht­
verletzung regelt das Disziplinargesetz. 

4. Schadenersatz wegen Amtspflichtverletzung 

§ 73 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die schuldhaft ihre Amts­
pflichten verletzten, haben der Körperschaft, deren Auf­
gaben sie wahrzunehmen haben, den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. 

(2) Hat die kirchliche Körperschaft wegen einer Amts­
pflichtverletzung einer Pfarrerin oder eines Pfarrers gegen­
über Dritten Schadenersatz zu leisten, besteht ein Anspruch 
auf Schadenersatz nach Absatz 1 nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. • 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 können nur innerhalb 
von drei Jahren von dem Zeitpunkt an geltend gemacht wer­
den, in dem die Körperschaft von dem Schaden und der er­
satzpflichtigen Person Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht 
auf diese Kenntnis innerhalb von zehn Jahren von der Be­
gehung der Handlung an. 

( 4) Für die Geltendmachung von Ansprüchen nach Ab­
satz 2 beträgt die Frist drei Jahre von dem Zeitpunkt an, in 
dem der Ersatzanspruch von Dritten diesen gegenüber von 
der Körperschaft anerkannt oder ihr gegenüber rechtskräftig 
festgestellt ist, und die Körperschaft von der Identität der er­
satzpflichtigen Person Kenntnis erlangt hat. 

(5) Erhält eine kirchliche Körperschaft Schadenersatz 
nach Absatz 1, hat sie ihre Ersatzansprüche gegenüber Drit­
ten nach Absatz 1 an diejenigen abzutreten, die die Leistung 
erbracht haben. 

5. Ersatzvornahme 

§ 74 

Wenn Pfarrerinnen und Pfarrer schuldhaft ihre dienst­
lichen Pflichten vernachlässigen, so kann der Evangelische 
Oberkirchenrat nach vergeblicher Ermahnung und Fristset­
zung unbeschadet weiterer, insbesondere disziplinarrecht­
lieber Maßnahmen die Erledigung rückständiger Amts­
geschäfte auf deren Kosten ausüben lassen. 

6. Vorläufige Untersagung der Dienstausübung 

§ 75 

(1) Kommt die Einleitung eines Verfahrens in Betracht, 
mit dem eine Beurlaubung vom Dienst oder eine vorläufige 
Dienstenthebung verbunden werden kann, so kann der 
Evangelische Oberkirchenrat bis zur Entscheidung über die 
Einleitung des Verfahrens die Ausübung des Dienstes vor­
läufig untersagen, wenn das weitere Wirken den Dienst vor­
aussichtlich erschweren oder das Ansehen der Kirche ge­
fährden würde. Mit dieser Maßnahme ist keine Minderung 
der Dienstbezüge verbunden. Sie darf nur für die Dauer von 
höchstens zwei Monaten aufrecht erhalten werden. 

(2) Bei Gefahr im Verzuge kann diese Maßnahme von der 
Dekanin bzw. dem Dekan angeordnet werden. In diesem 
Falle ist dem Evangelischen Oberkirchenrat unverzüglich 
zu berichten. Dieser hat über die Fortdauer der Maßnahme 
zu entscheiden. 

7. Schuldhaftes Fernbleiben vom Dienst 

§ 76 

Pfarrerinnen und Pfarrer, die ein ihnen übertragenes Amt 
nicht antreten oder ihren Dienst vorübergehend oder 
dauernd aufgeben, verlieren vorbehaltlich dienstaufsicht-· 
lieber oder disziplinarrechtlieber Maßnahmen den Anspruch 
auf Bezüge. Der Evangelische Oberkirchenrat stellt den 
Verlust der Bezüge fest. Die Feststellung ist zu eröffnen. 

VII. Abschnitt 

Veränderung des Pfarrdienstverhältnisses 

1. Pfarrstellenwechsel 

§77 

(1) Die Berufung auf eine Gemeindepfarrstelle ist in der 
Regel unwiderruflich. 

(2) Auf Antrag der Kirchenältesten kann der Landeskir­
chenrat im Benehmen mit dem Bezirkskirchenrat eine Ver­
setzung vornehmen, wenn insbesondere nach mehrjähriger 
Amtszeit in dieser Stelle ein berechtigtes Interesse an einem 
Pfarrwechsel besteht. Die Kirchenältesten sollen den Antrag 
nicht vor Ablauf einer angemessenen Überlegungsfrist und, 
soweit Fragen des Gemeindeaufbaus und der Gestaltung 
und Fortentwicklung kirchlicher Arbeitsformen anstehen, 
nach Beratung im Gemeindebeirat und in einer Gemeinde­
versammlung stellen. Vor der Entscheidung des Landeskir­
chenrates sind den Kirchenältesten die Pfarrerin bzw. der 
Pfarrer anzuhören. Sie müssen Gelegenheit haben, sich um 
eine andere Pfarrstelle zu bewerben. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf ihre Pfarrstelle 
im Benehmen mit dem Ältestenkreis und mit Genehmigung 
des Evangelischen Oberkirchenrates verzichten. Es muß 
ihnen eine andere Pfarrstelle übertragen werden. Ist die 
Übertragung innerhalb eines Jahres nach Genehmigung des 
Verzichts nicht durchführbar, werden sie in den Wartestand 
versetzt. Das Verfahren nach § 79 Nr. 7 und § 82 bleibt 
unberührt. 

(4) Nach Genehmigung des Verzichts soll der Evangeli­
sche Oberkirchenrat den Betroffenen die Verwaltung einer 
Pfarrstelle oder eine andere pfarramtliche Tätigkeit vorläu­
fig übertragen. 

(5) Pfarrerinnen und Pfaner, die nicht auf eine Ge­
meindepfarrstelle berufen sind, können frei versetzt werden. 
Sie sind vorher zu hören. Ist für die landeskirchliche Pfarr­
stelle eine dem Ältestenkreis entsprechende Gruppe von 
Gemeindegliedern (Mitarbeiterkreis) gebildet worden, so ist 
diese zu der beabsichtigten Versetzung zu hören. Bei einem 
hauptamtlichen Dienstauftrag im Bereich eines Kirchen­
bezirkes (Kirchenbezirksverband) ist außerdem der Be­
zirkskirchenrat (das dem Bezirkskirchenrat entsprechende 
Organ) anzuhören. 

§ 78 

( 1) Pfarrerinnen und Pfarrem steht es frei, sich um eine 
andere Pfarrstelle zu bewerben. 

(2) Liegt die Berufung auf eine Pfarrstelle noch keine 
fünf Jahre zurück, so bedarf es zu der Bewerbung um eine 
ausgeschriebene Pfarrstelle der Genehmigung des Evangeli­
schen Oberkirchenrates. 

(3) Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, die zwölf Jahre Dienst 
in einer Gemeinde getan haben, berät der Evangelische 
Oberkirchenrat zusammen mit diesen, ob ein Stellenwech­
sel angeraten erscheint. Dabei ist der Ältestenkreis zu hören. 



18 AMTSBLATT Heft 1, 1999 

Diese Regelung findet sinngemäß Anwendung auch auf lan­
deskirchliche Pfarrstellen. 

2. Versetzung im Interesse des Dienstes 

§ 79 

Abgesehen von den in den § 37 Abs. 2 und § 40 Abs. 1 ge­
regelten Fällen ist eine Versetzung auf eine andere Pfarr­
stelle aus dringenden Gründen des Dienstes auch ohne Zu­
stimmung der Betroffenen möglich, insbesondere 

1. wenn die Pfarrstelle aufgehoben wird oder eine Ver­
änderung in der Organisation der Pfarrstellen oder ihrer 
Bezirke die einstweilige Nichtbesetzung der bisherigen 
Stelle erforderlich macht, 

2. wenn durch die Einführung neuer Arbeits- und Organi­
sationsformen in der Kirchengemeinde, in einem Ge­
meindeverband oder im Kirchenbezirk, insbesondere 
durch die Errichtung weiterer Pfarrstellen in einer Pfarr­
gemeinde(§ 11 Aqs. 2 GO) durch den Zusammenschluß 
mehrerer Pfarrgemeinden zu einer Pfangemeinde (§ 11 
Abs. 3 GO) oder durch die Errichtung eines Gruppen­
amtes eine anderweitige Besetzung der Pfanstelle 
erforderlich wird. Entsprechendes gilt, wenn in bereits 
bestehenden Arbeits- und Organisationsformen der ge­
nannten Art einzelne Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
ausscheiden oder ihr weiteres gedeihliches Zusammen­
wirken eine anderweitige Besetzung beteiligter Pfan­
stellen erforderlich macht, 

3. wenn der bei der Übertragung der Pfarrstelle notwen­
dige Dienst sich so verringert hat, daß eine weitere Be­
setzung dieser Stelle im bisherigen Umfang nicht mehr 
erforderlich ist, 

4. wenn eine Pfanstelle unter der Voraussetzung der Über­
nahme eines zusätzlichenAuftrages, eines Nebenamtes 
oder einer Nebenbeschäftigung übertragen worden ist 
und der Auftrag aufgehoben oder die Zustimmung zum 
Nebenamt oder zur Nebenbeschäftigung widenufen 
wird oder die Tätigkeit sonst beendet ist, 

5. um bei der Neubesetzung eines Dekanats, die Berufung 
auf eine als Dienstsitz des Dekanats geeignete Pfan­
stelle vornehmen zu können, 

6. wenn aus gesundheitlichen Gründen die Führung des. 
Pfarramtes erheblich beeinträchtigt ist, 

7. wenn eine gedeihliche Wahrnehmung des Dienstes in 
der bisherigen Pfanstelle nicht mehr gewährleistet ist, 
ohne daß der Grund in dem Verhalten der Pfarrerin bzw. 
des Pfarrers zu liegen braucht. 

§ 80 

Die Entscheidung über die Versetzung trifft der Landes­
kirchenrat. Der betroffenen Pfanerin bzw. dem betroffenen 
Pfaner muß Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden. 
Die Entscheidung erfolgt im Benehmen mit dem Ältesten­
kreis und dem Bezirkskirchenrat 

§ 81 

(1) Vor der Versetzung ist eine Frist bis zu sechs Monaten 
zu gewähren, um Gelegenheit zur Bewerbung um eine 
andere Pfanstelle oder zu einer Berufung darauf zu geben. 

(2) Erweist sich die Übertragung einer anderen Pfarrstelle 
innerhalb dieser Frist als undurchführbar, so kann der Lan­
deskirchenrat die Versetzung in den Wartestand beschlie­
ßen. 

§ 82 

Lassen die Gründe, die eine Versetzung auf eine andere 
Pfarrstelle nach § 79 Nr. 7 erfordern, eine rechte Ausübung 
des Pfarrdienstes auch in einer anderen Gemeinde zunächst 
nicht erwarten, so kann der Landeskirchemal die Versetzung 
in den Wartestand auch ohne Einhaltung der Frist nach § 81 · 
Abs. l beschließen. Für das Verfahren gelten die Bestim­
mungen des § 80 entsprechend. 

§ 83 

Erfolgt die Versetzung infolge eines Umstandes, den die 
Pfarrerin bzw. der Pfaner selbst zu vertreten hat, so kann der 
Landeskirchenrat anordnen, daß die Umzugskosten ganz 
oder teilweise vou diesen zu tragen sind. 

§ 84 

Pfarrerinnen und Pfarrer können vom Evangelischen 
Oberkirchenrat für die Dauer des Versetzungsverfahrens 
nach § 79 Nr. 7 von ihren Dienstgeschäften beurlaubt wer­
den. Ihnen kann auch die Verwaltung einer anderen Pfarr­
stelle oder eine andere pfarramtliche Tätigkeit vorläufig 
übertragen werden. 

§ 85 

Bei der Auswahl der neuen Pfarrstelle ist auf die persön­
lichen Verhältnisse der Betroffenen Rücksicht zu nehmen. 
§ 5 Abs. 2 des Pfarrerbesoldungsgesetzes findet sinngemäß 
Anwendung. 

3. Wartestand 

§ 86 

(1) Eine Versetzung in den Wartestand ist nur in den kir­
chengesetzlich geregelten Fällen möglich. Soweit nicht der 
Wartestand kraft Gesetzes eintritt, erfolgt die Versetzung in 
den Wartestand durch eine Entscheidung der nach den 
kirchlichen Gesetzen zuständigen Stelle. Die Entscheidung 
ist zu begründen und der betroffenen Pfarrerin bzw. dem be­
troffenen Pfarrer zuzustellen. 

(2) Der Wartestand beginnt mit dem Ablauf des Monats, 
in welchem die Entscheidung über die Versetzung in den 
Wartestand zugestellt worden ist. 

§ 87 

(1) Das Dienstverhältnis wird durch die Versetzung in 
den Wartestand nicht beendet. Die mit der Ordination er­
worbenen Rechte bleiben erhalten, jedoch gehen mit Beginn 
des Wartestandes die Pfarrstelle und die mit der Pfarrstelle 
übertragenen Nebenämter verloren. Die Dienstwohnung ist 
auf Verlangen des Evangelischen Oberkirchenrates zu räu­
men. 

(2) Vom Beginn des Wartestandes an wird ein Wartegeld 
nach Maßgabe der besonderen kirchlichen Bestimmungen 
gezahlt. 

(3) Die Auswirkungen des Wartestandes auf das Besol­
dungsdienstalter und die ruhegehaltsfähige Dienstzeit regelt 
das Pfanerbesoldungsgesetz. 

§ 88 

(1) Pfarrerinnen und Pfaner im Wartestand können mit 
Genehmigung des Evangelischen Oberkirchenrates Vertre­
tungen übernehmen. Bewerbungen um die Wiederverwen­
dung in einer freien Pfanstelle sind möglich. Der Evange­
lische Oberkirchenrat kann diese ablehnen oder zurück­
stellen, wenn eine gedeihliche Wirksamkeit in einer neuen 
Pfarrstelle noch nicht gewährleistet erscheint. 

l 
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(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können vom 
Evangelischen Oberkirchenrat jederzeit auf eine bestimmte 
Pfarrstelle berufen werden. Einer solchen Berufung ist 
Folge zu leisten. 

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat kann Pfarrerinnen 
und Pfarrern im Wartestand die Verwaltung einer Pfarrstelle 
widerruflich übertragen, wenn die Gründe, die zum Aus­
scheiden aus der früheren Stelle geführt haben, eine gedeih­
liche Tätigkeit in der neuen Pfarrstelle nicht ausschließen. 
Sie sind verpflichtet, die vorläufige Verwaltung zu überneh­
men, wenn ihnen zugesichert wird, daß der Auftrag minde­
stens sechs Monate bestehen bleiben wird, falls nicht später 
eintretende Gründe zum Widerruf nötigen. Solange sie eine 
Pfarrstelle vorläufig verwalten, erhalten die Pfarrerinnen 
und Pfarrer im Wartestand die Bezüge, die ihnen bei einer 
Berufung auf diese Pfarrstelle zustehen würden. 

(4) Wer der Berufung nach Absatz 2 schuldhaft nicht 
Folge leistet oder sich ohne hinreichenden Grund weigert, 
einen Dienst nach Absatz 3 zu übernehmen, kann durch den 
Landeskirchenrat in den Ruhestand versetzt werden. 

§ 89 

Beruht die Versetzung in den Wartestand auf einer diszi­
plinarrechtliehen Amtsenthebung, finden auf das Dienstver­
hältnis die besonderen Bestimmungen des kirchlichen Dis­
ziplinargesetzes über die Rechtsfolgen der Amtsenthebung 
Anwendung. 

§ 90 

Der Wartestand endet 

1. mit dem Zeitpunkt einer endgültigen Wiederberufung 
zum Dienst oder der Übertragung einer Pfarrstelle; 

2. mit der Versetzung in den Ruhestand; 

3. mit der Beendigung des Dienstverhältnisses. 

4. Ruhestand 

§ 91 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer treten mitAblauf des Monats 
in den Ruhestand, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden. 
Der Evangelische Oberkirchenrat kann mit ihrer Zustim­
mung das Dienstverhältnis um längstens ein Jahr verlän­
gern. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die das 63. Lebensjahr voll­
endet haben, sind auf ihren Antrag in den Ruhestand zu ver­
setzen. 

(3) Nach Vollendung des 60. Lebensjahres können Pfar­
rerinnen und Pfarrer auf ihren Antrag aus triftigen Gründen 
durch den Evangelischen Oberkirchenrat in den Ruhestand 
versetzt werden. 

§ 92 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf ihren Antrag oder 
von Amts wegen vorzeitig in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn sie infolge körperlicher Gebrechen oder wegen 
Schwäche der körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfül­
lung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig geworden sind. 

(2) Als dauernd dienstunfähig können Pfarrerinnen und 
Pfarrer auch dann angesehen werden, wenn sie infolge Er­
krankung innerhalb von sechs Monaten mehr als drei 
Monate keinen Dienst getan haben und keine Aussicht be­
steht, daß sie innerhalb weiterer sechs Monate wieder voll 
dienstfähig werden. 

(3) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähigkeit der Pfar­
rerin oder des Pfarrers, sind sie verpflichtet, sich auf Verlan-

gen ärztlich untersuchen und beobachten zu lassen; die 
Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses kann gefordert 
werden. Die Landeskirche trägt die dadurch entstehenden 
Kosten. 

§ 93 

Abgesehen von den in § 32 Abs. 3 und § 88 Abs. 4 ge­
regelten Fällen können Pfarrerinnen und Pfarrer ohne An­
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn 

1. eine gedeihliche Wahrnehmung des Dienstes in der bis­
herigen Gemeinde nicht mehr möglich ist, und dies auch 
in einer anderen Gemeinde nicht zu erwarten ist; 

2. sie sich weigern, der gemäß § 79 und § 80 ausgespro­
chenen Versetzung Folge zu leisten; 

3. sie einer Aufforderung sich ärztlich untersuchen oder 
beobachten zu lassen (§ 92 Abs. 3), innerhalb einer 
schriftlich zu setzenden Frist von zwei Monaten nicht 
nachkommen. 

§ 94 

( 1) Soweit nicht ein Antrag gemäß § 92 Abs. 1 gestellt ist, 
entscheidet über das Vorliegen der Voraussetzungen von 
§ 92 und § 93 und ihre Anwendung der Landeskirchenrat 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind unter Angabe der 
Gründe, die für ihre vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 
sprechen, schriftlich aufzufordern, etwaige Einwendungen 
innerhalb einer ihnen gesetzten Frist von mindestens vier 
Wochen zu erheben. 

(3) Werden Einwendungen innerhalb dieser Frist nicht er­
hoben, so wird dies einem Antrag auf Versetzung in den 
Ruhestand gleichgeachtet 

(4) Werden Einwendungen fristgemäß erhoben, und will 
der Landeskirchenrat von der Versetzung in den Ruhestand 
nicht absehen, so soll vor der Entscheidung des Landeskir­
chenrates der Bezirkskirchenrat eine Aussprache mit derbe­
troffenen Pfarrerin bzw. dem betroffenen Pfarrer haben und 
darüber dem Landeskirchenrat berichten. 

(5) Der Evangelische Oberkirchenrat kann die Betroffe­
nen für die Dauer des Verfahrens von ihren Dienstgeschäf­
ten beurlauben. 

(6) Die Entscheidung des Landeskirchenrates ist zu be­
gründen und den Betroffenen zuzustellen. 

§ 95 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können auf 
ihren Antrag in den Ruhestand versetzt werden. 

(2) Abgesehen von den Fällen des § 32 Abs. 3 und § 88 
Abs. 4 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand, wenn eine 
Wiedereinstellung bis zum Ablauf von fünf Jahren nach der 
Versetzung in den Wartestand sich als nicht durchführbar er­
wiesen hat. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange eine 
auftragsweise Beschäftigung besteht. 

§ 96 

(1) Soweit die Versetzung in den Ruhestand nach den 
kirchlichen Gesetzen nicht durch eine Entscheidung des 
Landeskirchenrates erfolgt, wird sie durch den Evange­
lischen Oberkirchenrat ausgesprochen. 

(2) Über die Versetzung in den Ruhestand erhalten die 
Betroffenen eine Urkunde. Sie muß den Zeitpunkt des Ein­
tritts in den Ruhestand enthalten. Soweit der Landeskir­
chenrat entscheidet, tritt seine schriftliche Entscheidung an 
die Stelle der Urkunde. 
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§ 97 

Mit Beginn des Ruhestandes endet die Verpflichtung zur 
Dienstleistung. Im übrigen besteht das Dienstverhältnis 
weiter. Die mit der Ordination erworbenen Rechte bleiben 
bestehen. Bei einer Versetzung in den Ruhestand gemäß 
§ 93 kann die Ausübung dieser Rechte im einzelnen in der 
Entscheidung des Landeskirchenrates eingeschränkt wer­
den. Das kirchliche Disziplinarrecht findet auch auf Pfarre­
rinnen und Pfarrer im Ruhestand Anwendung. 

§ 98 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand können vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres wieder zum Dienst be­
rufen werden, wenn die Gründe für ihre Versetzung in den 
Ruhestand weggefallen sind. Sie sind verpflichtet, der Be­
rufung zu folgen. 

(2) Bei einer Wiederberufung in den Dienst besteht ein 
Anspruch auf Vergütung der Umzugskosten im Rahmen der 
dafür geltenden Bestimmungen. Dies gilt nicht für Pfarre­
rinnen und Pfarrer, deren Versetzung in den Ruhestand 
durch ihr Verschulden veranlaßt war. 

(3) Mit der vorübergehenden Verwaltung einer Pfarrstelle 
können Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand nur mit ihrer 
Zustimmung beauftragt werden. 

VIII. Abschnitt 

Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses 
und Verlust der mit der Ordination 

erworbenen Rechte 

1. Allgemeines 

§ 99 

(1) Das Dienstverhältnis der Pfarrerinnen und Pfarrer 
endet außer mit dem Tod durch 

1. Entlassung aus dem Dienst, 

2. Ausscheiden aus dem Dienst, 

3. Feststellung einer Lehrbeanstandung nach der Ordnung 
für Lehrverfahren, 

4. Entfernung aus dem Dienst. 

(2) Die Entfernung aus dem Dienst regelt das kirchliche 
Disziplinarrecht. 

2. Entlassung aus dem Dienst 

§ 100 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können ihre Entlassung aus 
dem Dienst bei dem Evangelischen Oberkirchenrat beantra­
gen. Der Antrag ist auf dem Dienstwege schriftlich einzurei­
chen. Er kann zurückgenommen werden, solange die Ent­
lassung noch nicht ausgesprochen ist. 

(2) Dem Antrag muß binnen drei Monaten entsprochen 
werden; jedoch kann die Entlassung vertagt werden, bis die 
Dienstgeschäfte ordnungsgemäß übergeben sind und die 
Pfarrerin bzw. der Pfarrer über die Verwaltung des anver­
trauten kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Vermögens 
Rechenschaft abgelegt hat. 

(3) Die Entlassung ist den Betroffenen schriftlich zu er­
öffnen. Dabei sind ihnen die Rechtsfolgen der Entlassung 
sowie der Zeitpunkt, zu dem die Entlassung wirksam wird, 
bekanntzugeben. 

(4) Mit der Entlassung geht der Anspruch auf Besoldung 
und Versorgung verloren. 

§ 101 

( l) Wer seine Entlassung aus dem Dienst beantragt, um 
sich von seinem Amt und Auftrag zu trennen, verliert die mit 
der Ordination erworbenen Rechte. 

(2) Der Evangelische Oberkirchenrat kann bei einer Ent­
lassung die mit der Ordination erworbenen Rechte auf An­
trag unter Vorbehalt des Widerrufs belassen, wenn die neue 
Tätigkeit in einem Zusammenhang mit dem Verkündigungs­
auftrag steht oder die Belassung sonst im kirchlichen Inter­
esse erwünscht ist. 

3. Ausscheiden aus dem Dienst 

§ 102 

( 1) Pfarrerinnen und Pfarrer scheiden aus dem Dienst der 
Landeskirche aus, wenn 

1. sie aus der Kirche austreten oder zu einer anderen Reli­
gionsgemeinschaft übertreten, 

2. sie auf die mit der Ordination erworbenen Rechte ver­
zichten, 

3. sie ihren Dienst in der Absicht aufgeben, ihn nicht wie­
der aufzunehmen. 

(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Dienst der Landes­
kirche gehen die mit der Ordination erworbenen Rechte 
sowie der Anspruch auf Besoldung verloren. 

(3) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, 
ist in einem schriftlichen Bescheid des Evangelischen Ober­
kirchenrates festzustellen. Dabei ist auch zu bestimmen, von 
welchem Zeitpunkt an das Ausscheiden aus dem Dienst 
wirksam ist. Auf die Rechtsfolgen ist hinzuweisen. 

IX. Abschnitt 

Besondere Bestimmungen 

1. Anwendung des Pfarrdienstrechtes 
auf besondere kirchliche Dienste 

§ 103 

(1) Das Recht für den Pfarrdienst findet sinngemäß An­
wendung auf das Dienstverhältnis 

1. der Landesbischöfin bzw. des Landesbischof, 

2. der theologischen Mitglieder des Evangelischen Ober­
kirchenrates, 

3. der Prälatinnen und Prälaten, 

4. der hauptamtlichen Dekaninnen und hauptamtlichen 
Dekane 

und, soweit nicht besondere kirchliche Gesetze und Verord­
nungen das Dienstrecht im einzelnen regeln, auf das Dienst­
verhältnis 

5. der Pfarrvikarinnen und Pfarrvikare, 

6. der Lehrvikarinnen und Lehrvikare, 

7. der Pfarrdiakoninnen und Pfarrdiakone. 

(2) Für das Dienstrecht anderer an der öffentlichen Aus­
übung der Wortverkündigung haupt-oder nebenamtlich teil­
habenden Personen gilt die sinngemäße Anwendung dieses 
Gesetzes nur auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschrif­
ten oder vertraglicher Vereinbarungen. 

(3) Die Bestimmungen über das Beichtgeheimnis und die 
Amtsverschwiegenheit (§§ 17, 18) finden entsprechende 
Anwendung auf alle kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter, die haupt-, nebenberuflich oder ehrenamtlich zum 
Dienst der Seelsorge beauftragt sind. 
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(4) Besondere Bestimmungen in Staatsverträgen werden 
durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§104 

In Ausnahmefällen können Pfarrerinnen und Pfarrer auch 
im Angestelltenverhältnis beschäftigt werden. Ihr Dienst­
verhältnis soll, soweit staatliches Recht nicht entgegensteht, 
so gestaltet sein, daß es dem Pfarrdienstverhältnis nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes möglichst nahekommt 

2. Hauptamtlicher Religionsunterricht 

§105 

Pfarrerinnen und Pfarrer, die hauptamtlich Religions­
unterricht erteilen, werden auf landeskirchliche Pfarrstellen 
berufen. Ihr Dienst gründet in dem der Kirche aufgetra­
genen Predigtamt Er umfaßt die kirchliche Unterweisung 
und Seelsorge in der Schule. 

§ 106 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die hauptamtlich Religions­
unterricht erteilen und vom Staat im Angestellten- oder Be­
amtenverhältnis übernommen werden, bleiben in einem 
Dienstverhältnis zur Landeskirche. Sie unterliegen der 
Dienstaufsicht und der Disziplinargewalt der zuständigen 
landeskirchlichen Organe. Der Eintritt in den Ruhestand 
wegen Erreichens der Altersgrenze richtet sich nach staat­
lichem Recht. 

(2) Ihre Besoldungs- und Versorgungsansprüche gegen 
die Landeskirche ruhen, soweit sie aus dem Dienstverhältnis 
zum Staat Diensteinkommen oder Versorgung erhalten. 

(3) Auch im Staatsdienst verbleibt ihnen das Recht, sich 
um ausgeschriebene Pfarrstellen zu bewerben. Scheiden sie 
wegen Berufung auf eine Pfarrstelle aus dem Dienstverhält­
nis zum Staat aus, so wird die in diesem geleistete Dienstzeit 
auf das kirchliche Besoldungsdienstalter und die ruhe­
gehaltfähige Dienstzeit angerechnet. 

§ 107 

(1) Auf die dienstliche Stellung von Pfarrerinnen und 
Pfarrern, die hauptamtlich Religionsunterricht erteilen, fin­
den die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß Anwen­
dung, soweit nicht besondere gesetzliche Regelungen be­
stehen. 

(2) Von Pfarrerinnen und Pfarrern, die hauptamtlich Reli­
gionsunterricht erteilen, wird erwartet, daß sie unbeschadet 
der gewissenhaften Erfüllung ihrer Dienstpflicht im Reli­
gionsunterricht das kirchliche Leben der Gemeinde fördern 
und bei Vertretungsdiensten mitwirken. 

3. Erfüllung des kirchlichen Auftrags 
in weiteren staatlichen Bereichen 

§ 108 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die hauptamtlich in der Mili­
tärseelsorge tätig sind, stehen in einem Dienstverhältnis zur 
Landeskirche unabhängig davon, ob sie von der Landes­
kirche zu diesem Dienst beurlaubt oder freigestellt und vom 
Staat in das Angestelltenverhältnis, das Beamtenverhältnis 
auf Zeit oder das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen 
sind. 

(2) Solange sie in einem Dienstverhältnis zum Staat ste­
hen, ruhen ihre Besoldungs- und Versorgungsansprüche 
gegen die Landeskirche. Während dieser Zeit ruht ihre Bin­
dung an Weisungen der Leitungsorgane der Landeskirche. 
Im Hinblick auf ihr kirchliches Amt bleiben sie der Diszipli­
nargewalt der Landeskirche unterstellt. 

(3) Im übrigen gilt für sie das Dienstrecht der Evange­
lischen Kirche in Deutschland für den Bereich der Militär­
seelsorge. Soweit dieses auf das Dienstrecht der Landes­
kirche verweist, finden die Bestimmungen dieses Gesetzes 
sinngemäß Anwendung. 

§ 109 

(1) Auf das Dienstverhältnis der Pfarrerinnen und Pfarrer, 
die von der Kirche im Einvernehmen mit dem Staat mit dem 
hauptamtlichen Dienst der Anstaltsseelsorge in Justizvoll­
zugsanstalten beauftragt werden, finden die§§ 106 und 107 
entsprechende Anwendung, wenn sie zugleich im Angestell­
ten- oder Beamtenverhältnis in ein Dienstverhältnis zum 
Staat übernommen werden. 

(2) Die Seelsorge an den Gefangenen und Bediensteten 
des Strafvollzugs ist Teil des der Kirchengemeinde, dem 
Kirchenbezirk und der Landeskirche obliegenden Auftrags 
zur Verkündigung, Seelsorge und Diakonie. Sie bedarf des 
Kontakts mit der Kirchengemeinde und dem Kirchenbezirk, 
in deren Bereich die Vollzugsanstalt liegt. 

(3) Für den Dienst des Anstaltsseelsorgers gelten die Ord­
nungen der Landeskirche einschließlich der Visitationsord­
nung. 

4. Beurlaubung zur Wahrnehmung 
anderer kirchlicher Dienste 

§ 110 

(1) Der Landeskirchenrat kann Pfarrerinnen und Pfarrern 
auf Antrag oder mit ihrer Zustimmung zur Wahrnehmung 
eines anderen kirchlichen Dienstes oder zur Aufnahme einer 
Tätigkeit die im kirchlichen Interesse liegt, mit oder ohne 
Dienstbezüge beurlauben. Die Beurlaubung kann befristet 
oder unbefristet erfolgen. Mit der Beurlaubung geht die bis­
herige Pfarrstelle verloren. 

(2) Während der Zeit der Beurlaubung ohne Dienst­
bezüge bleiben die Rechte und Anwartschaften auf Ruhe­
gehalt und Hinterbliebenenversorgung bestehen. Diese Zei­
ten werden als Dienstzeiten berücksichtigt, wenn der neue 
Anstellungsträger einen angemessenen Versorgungsbeitrag 
leistet. Auf die Erhebung des Versorgungsbeitrages kann mit 
Zustimmung des Landeskirchenrates verzichtet werden. 

(3) Erfolgt die Beurlaubung zu einem hauptamtlichen 
Dienst in einer der dialeonischen Anstalten, Werke und Ein­
richtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit oder bei einem 
anderen kirchlichen Rechtsträger innerhalb der Landes­
kirche, gewährt die Landeskirche weiterhin Beihilfe für 
Aufwendungen insbesondere bei Krankheit, Geburt und 
Todesfall, wenn der neue Anstellungsträger diese erstattet. 
Auf die Erstattung kann mit Zustimmung des Landeskir­
chenrates ganz oder teilweise verzichtet werden. 

( 4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend bei einer Ab­
ordnung zu einem anderen Dienstherrn. 

(5) Bei der Beendigung der Beurlaubung oder Abordnung 
findet § 53 Abs. 5 und 6 entsprechende Anwendung. 

5. Dienst im Ausland 

§ 111 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die durch die Evangelische 
Kirche in Deutschland zum Dienst in einer ausländischen 
Kirchengemeinde entsandt und hierfür von der Landes­
kirche freigestellt werden, genießen die Fürsorge der Lan­
deskirche nach Maßgabe des Kirchengesetzes der Evange­
lischen Kirche in Deutschland über das Verhältnis der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen zu 
evangelischen Gemeinschaften und Gemeinden, Pfarrern 
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und Gemeindegliedern deutscher Herkunft außerhalb 
Deutschlands. 

(2) Während eines Dienstes im Ausland nach Absatz 1 
behalten die Pfarrerinnen und Pfarrer die Anstellungsfähig­
keit in der Landeskirche und ihre Versorgungsansprüche 
gegen die Landeskirche. Sie bleiben während des Auslands­
dienstes der Disziplinargewalt der Landeskirche unterstellt. 
Die Landeskirche bleibt für die Versetzung in den Ruhe­
stand zuständig. Die im Ausland verbrachte Dienstzeit wird 
auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet. Im übrigen 
gelten für das Dienstverhältnis zur Landeskirche die Be­
stimmungen des in Absatz 1 genannten Kirchengesetzes. 
Soweit dieses auf das Dienstrecht der Landeskirche ver­
weist, finden die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß 
Anwendung. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die auf Dauer ins Ausland 
entsandt werden, scheiden aus dem Dienst der Landeskirche 
unter Verlust der im Dienstverhältnis zur Landeskirche be­
gründeten Rechte aus. Sie behalten im übrigen die mit der 
Ordination verliehenen Rechte. . 

6. Dienst bei einer Partnerkirche in Übersee 

§ 112 

(1) Der Landeskirchenrat kann Pfarrerinnen und Pfarrer 
mit ihrer Zustimmung zu einem Dienst in einer Partner­
kirche in Übersee beurlauben. Die Einzelheiten sind in einer 
Vereinbarung zwischen ihnen, der Landeskirche, dem zu­
ständigen Missionswerk und der Partnerkirche zu regeln. 

(2) Die Anwartschaft auf das Ruhegehalt und die Hin­
terbliebenenversorgung bleibt während der Zeit der Be­
urlaubung bestehen. 

X. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 113 

(1) Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Januar 1999 in 
Kraft. 

(2) § 110 Abs. 2 und 3 finden keine Anwendung auf Be­
urlaubungen und Abordnungen, die vor dem Irrkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits ausgesprochen waren. Für diese ver­
bleibt es bei der zum Zeitpunkt der Beurlaubung geltenden 
Rechtslage. Bei einer Verlängerung der Beurlaubung ist 
über die Anwendung des neuen Rechtes durch den Landes­
kirchenrat zu entscheiden. 

(3) Das Pfarrerdienstgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 1. Mai 1978 (GVBL S. 98), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des kirchlichen Gesetzes vom 20. Oktober 
1994 (GVBL S. 173), tritt mit dem Irrkrafttreten dieses Ge­
setzes außer Kraft. Die dazu erlassenen Verordnungen und 
Durchführungsbestimmungen gelten weiter, soweit sie zu 
diesem Gesetz nicht im Widerspruch stehen. 

( 4) Soweit in kirchlichen Gesetzen, Verordnungen, Richt­
Iinien und sonstigen Bekanntmachungen auf Paragraphen 
des Pfarrerdienstgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1998 
geltenden Fassung verwiesen wird, treten an deren Stelle ab 
1. Januar 1999 die in der Anlage aufgeführten Paragraphen. 

Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet. 

K a r l s r u h e , den 22. Oktober 1998 

Der Landesbischof 

Dr. Ulrich F i s c h e r 

Nr. 5 Kirchliches Gesetz über die Wahl der Landes­
bischöfin bzw. des Landesbischofs (Bischofs­
wahlgesetz). 

Vom 22. Oktober 1998. (GVBL S. 189) 

Die Landessynode hat gemäß§ 122 Abs. 1 der Grundord­
nung das folgende kirchliche Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Landesbischöfin bzw. der Landesbischof wird auf 
Vorschlag der Wahlkommission (§ 2) von der Landessynode 
gewählt und vom Landeskirchenrat ernannt(§ 122 GO). Die 
Wahlkommission ist spätestens in der zweiten Tagung der 
Landessynode zu-'hilden. 

§2 

( 1) Der Wahlkommission gehören an: 

1. die Präsidentin bzw. der Präsident der Landessynode, 

2. die Vorsitzenden der ständigen Ausschüsse der Landes­
synode, 

3. je sechs von der Landessynode aus ihrer Mitte gewählte 
theologische und nichttheologische Mitglieder, 

4. je ein vom Evangelischen Oberkirchenrat aus seiner 
Mitte gewähltes theologisches und nichttheologisches 
Mitglied, 

5. ein von der Theologischen Fakultät der Universität Hei­
delberg entsandtes Mitglied, das der Landessynode an­
gehört, 

6. ein Mitglied des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, um dessen Entsendung der Rat bei Einlei­
tung der Wahl der Landesbischöfin bzw. des Landes­
bischofs gebeten wird(§ 5 Abs. 1). 

(2) Die Theologische Fakultät der Universität Heidelberg 
bestellt für das in Absatz 1 Nr. 6 genannte Mitglied ein stell­
vertretendes Mitglied, das ebenfalls Mitglied der Landes­
synode sein muß, wenn mehr als ein Fakultätsmitglied der 
Landessynode angehören. 

(3) Sind Mitglieder der Wahlkommission aufgrundvon 
Anregungen zur Aufnahme in die Wahlvorschlagsliste be­
nannt (§ 5 Abs. 3), so ist in der ersten Sitzung der Wahl­
kommission festzustellen, ob diese Mitglieder ihrer Benen­
nung zustimmen. In diesem Fall ruht ihre Mitgliedschaft in 
der Wahlkommission. Für die Dauer des Ruhens der Mit­
gliedschaft verringert sich die Zahl der gesetzlichen Mit­
glieder der Wahlkommission nach den Absätzen 1 und 2 ent­
sprechend. 

§ 3 

(1) Den Vorsitz in der Wahlkommission führt die Präsi­
dentin bzw. der Präsident der Landessynode. Die bzw. der 
stellvertretende Vorsitzende wird von der Wahlkommission 
aus ihrer Mitte gewählt. 

(2) Die Wahlkommission ist unabhängig. Ihre Mitglieder 
sind bei ihren Entscheidungen nur ihrem Gewissen ver­
pflichtet. 

§4 

(1) Die Wahlkommission ist beschlußfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Einladung mindestens zwei Drittel ihrer 
gesetzlichen Mitglieder(§ 2) anwesend ist. 

(2) Beschlüsse der Wahlkommission, die ihren Ge­
schäftsgang betreffen, werden mit der Mehrheit der Stim­
men der anwesenden Mitglieder gefaßt (absolute Mehrheit). 
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Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der bzw. des 
Vorsitzenden. 

§ 5 

(1) Das Verfahren der Wahl der Landesbischöfin bzw. des 
Landesbischofs und die Vorbereitung durch die Wahlkom­
mission wird durch Beschluß des Landeskirchenrates einge­
leitet. Der Beschluß wird den Mitgliedern der Landessynode 
mitgeteilt und im Gesetzes- und Verordnungsblatt veröffent­
licht. 

(2) Mit der Veröffentlichung im Gesetzes- und Verord­
nungsblatt werden die Gemeindepfarrämter aufgefordert, 
im Gottesdienst bekanntzugeben, daß wahlberechtigte Ge­
meindeglieder personelle und sachliche Anregungen für die 
Aufstellung der Wahlvorschlagsliste geben können. 

(3) Die Anregungen sind innerhalb eines Monats schrift­
lich an die Präsidentin bzw. den Präsidenten der Landes­
synode zu richten. Der Beginn der Frist wird durch die Prä­
sidentin bzw. den Präsidenten der Landessynode festgelegt. 

( 4) In den Gottesdiensten wird die Wahl der Landes­
bischöfin bzw. des Landesbischofs und deren Vorbereitung 
in die Fürbitte aufgenommen. 

§6 

(1) Die Wahlkommission berät die eingegangenen perso­
nellen und sachlichen Anregungen und erstellt im Be­
schlußverfahren (§ 4 Abs. 2) eine Wahlvorschlagsliste. 
Diese kann sie jederzeit ergänzen. 

(2) Die bzw. der Vorsitzende der Wahlkommission ermit­
telt von den durch die Wahlkommission in die Wahlvor­
schlagsliste aufgenommenen Personen in vertraulicher 
Weise die Bereitschaft zu ihrer Kandidatur im Rahmen des 
weiteren Verfahrens. Die Wahlkommission kann die in 
Frage kommenden Personen zu einem Gespräch einladen. 

(3) Die Wahlkommission stellt im Verfahren nach Ab­
satz 4 einen Wahlvorschlag auf, der in der Regel mindestens 
zwei Namen enthält. 

(4) Die Aufstellung des Wahlvorschlags erfolgt in gehei­
mer Abstimmung mit Stimmzetteln. In den Wahlvorschlag 
wird aufgenommen, wer mehr als die Hälfte der Stimmen 
der gesetzlichen Mitglieder der Wahlkommission nach § 2 
erhält und der Kandidatur zustimmt. 

(5) Die von der Wahllcommission vorgeschlagenen Perso­
nen werden in der Regel einen Monat vor der Wahl den Mit­
gliedern der Landessynode bekanntgegeben. Die Öffent­
lichkeit (kirchliche und öffentliche Presse) wird informiert; 
im Gesetzes- und Verordnungsblatt soll eine entsprechende 
Bekanntgabe erfolgen. 

§7 

(1) Die Wahlsynode tagt im Rahmen der Bestimmungen 
der Geschäftsordnung der Landessynode öffentlich. 

(2) Die Wahlsynode erstreckt sich in der Regel auf zwei 
Tage. Am ersten Tag gibt die bzw. der Vorsitzende der Wahl­
kommission den Wahlvorschlag bekannt und begründet ihn; 
danach stellen sich die Vorgeschlagenen vor und halten sich 
für Gespräche mit den Synodalen bereit. Der zweite Tag ist 
für die Wahl bestimmt. 

§ 8 

( 1) Bei der Wahl müssen mindestens drei Viertel der ge­
setzlich vorgeschriebenen Mitglieder der Landessynode an­
wesend sein. Gewählt ist die von der Wahlkommission vor­
geschlagene Person, auf die die Stimmen einer Mehrheit 
von zwei Drittel der anwesenden Synodalen entfallen. 

(2) Enthält der Wahlvorschlag der Wahlkommission auch 
ein Mitglied der Landessynode, ruht für das ganze Wahlver­
fahren (§§ 7 bis 9) dessen Mitgliedschaft in der Landes­
synode. In diesem Fall verringert sich die Zahl der gesetz­
lich vorgeschriebenen Mitglieder e~tsprechend. 

(3) Die Landessynode kann vor Eintritt in die Wahlhand~ 
lung mit der für die Wahl erforderlichen Mehrheit be­
schließen, über den Wahlvorschlag der Wahlkommission 
nicht abzustimmen. In diesem Falle richtet sich das weitere 
Verfahren nach§ 10. 

§ 9 

(1) Die Wahl wird ohne Aussprache in geheimer Abstim­
mung mit vorb~reiteten Stimmzetteln durchgeführt. Nach 
jedem ergebnislosen Wahlgang erfolgt eine Unterbrechung 
von mindestens einer halben Stunde. Die Präsidentin bzw. 
der Präsident kann eine längere Unterbrechung festlegen. 

(2) Es werden drei Wahlgänge durchgeführt, sofern keine 
der vorgeschlagenen Personen im ersten oder im zweiten 
Wahlgang die erforderliche Mehrheit erhält. Erreicht auch 
im dritten Wahlgang niemand die erforderliche Mehrheit, 
richtet sich das weitere Verfahren nach den Absätzen 3 
und4. 

(3) Im vierten und jedem weiteren Wahlgang verringert 
sich die Zahl jeweils um die vorgeschlagene Person, die im 
vorangegangenen Wahlgang die geringste Stimmenzahl er­
halten hat. Bei Stimmengleichheit ist eine Stichwahl durch­
zuführen. Sofern bei der Stichwahl wieder die gleiche Stim­
menzahl erreicht wird, entscheidet das Los. Das Recht im 
Laufe des Wahlverfahrens auf die Kandidatur zu verzichten, 
bleibt unberührt. 

( 4) Soweit nach dem Verfahren nach Absatz 3 nur noch 
zwei der vorgeschlagenen Personen zur Wahl stehen und der 
Wahlgang mit diesen zu keinem Ergebnis führt, ist der 
Wahlgang zu wiederholen. Führt auch die Wiederholung zu 
keinem Ergebnis, scheidet die Person mit der niedrigeren 
Stimmenzahl aus. Es erfolgt ein letzter Wahlgang mit einer 
Person. 

(5) Soweit der Wahlvorschlag der Wahlkommission nur 
zwei Personen enthält, ist nach Absatz 4, bei Stimmen­
gleichheit nach Absatz 3 zu verfahren. Enthält der Wahlvor­
schlag nur eine Person, finden bis zu zwei Wahlgänge statt. 

(6) Erhält in dem Verfahren nach den Absätzen 2 bis 5 
niemand die erforderliche Mehrheit, so ist die Wahl geschei­
tert. 

§ 10 

(1) Ist die Wahl ergebnislos geblieben, hat die Wahlkom­
mission einen neuen Wahlvorschlag zu erstellen. 

(2) Die Präsidentin bzw. der Präsident der Landessynode 
gibt im Gesetzes- und Verordnungsblatt bekannt, daß die 
wahlberechtigten Gemeindeglieder erneut Anregungen ein­
reichen können. § 5 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende An­
wendung. 

(3) In den neuen Wahlvorschlag können auch Personen 
des ersten Wahlvorschlags aufgenommen werden. 

§11 
(1) Die Präsidentin bzw. der Präsident der Landessynode 

teilt der bzw. dem Gewählten das Ergebnis der Wahl mit. 
Nach Annahme der Wahl wird die bzw. der Gewählte vom 
Landeskirchenrat zur Landesbischöfin bzw. zum Landes­
bischof ernannt. 

(2) Die bzw. der Ernannte wird in einem öffentlichen 
Gottesdienst durch die bisherige Landesbischöfin bzw. den 
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bisherigen Landesbischof oder eine vom Landeskirchenrat 
beauftragte Geistliche oder einen vom Landeskirchenrat be­
auftragten Geistlichen in das Amt eingeführt. 

(3) Bei der Einführung ist die Landesbischöfin bzw. der 
Landesbischof auf treue und gewissenhafte Amtsführung 
nach dem Bekenntnis und der Ordnung der Evangelischen 
Landeskirche in Baden zu verpflichten. Sie bzw. er legt hier­
bei das Amtsgelübde in folgender Form ab: 

Die bzw. der Einführende fragt: 

»Vor Gottes Angesicht und vor dieser Gemeinde frage ich 
Dich: Versprichst Du, das Amt einer Bischöfin I eines 
Bischofs nach dem Bekenntnis und der Ordnung der Evan­
gelischen Landeskirche in Baden so zu führen, wie es einem 
rechten Hirten gebührt, und wie Du es einst vor dem Rich­
terstuhl Jesu Christi verantworten mußt?«. 

Die Landesbischöfin bzw. der Landesbischof antwortet: 

»Ja, mit Gottes Hilfe«. 

( 4) Bei der Einführung wird der gewählten und ernannten 
Landesbischöfin bzw. dem gewählten und ernannten Lan­
desbischof die von der Präsidentin bzw. dem Präsidenten 
der Landessynode und der bzw. dem Vorsitzenden des Lan-

deskirchenrates unterzeichnete Berufungsurkunde über­
reicht. 

§ 12 

Mit der Einführung tritt die Landesbischöfin bzw. der 
Landesbischof ihr bzw. sein Amt an. 

§ 13 

Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Dezember 1998 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das kirchliche Gesetz über die Wahl 
des Landesbischofs in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Mai 1984 (GVB!. S. 90), geändert durch kirchliches 
Gesetz vom 22. April1996 (GVB!. S. 68), außer Kraft. 

Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet. 

Kar I s ruhe, den 22. Oktober 1998 

Der Landesbischof 

Dr. Ulrich F i s c h e r 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

Nr. 6 Rechtsverordnung zur Aufnahme in den 
praktischen Vorbereitungsdienst für Vikarin­
nen und Vikare. 

Vom 15. Mai 1998. (ABI. S. 274) 

Aufgrund von Artikel 48 Abs. 2 Buchst. m) Kirchenord­
nung in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Vorbildungsgesetz hat die 
Kirchenleitung folgende Rechtsverordnung beschlossen: 

§ 1 

Eintragung in die Liste der Pfarramtskandidaten 

Wer nach der Ersten Theologischen Prüfung vor dem Prü­
fungsamt der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
in den praktischen Vorbereitungsdienst treten will, muß mit 
der Meldung zur Prüfung die Aufnahme in die Liste der 
Pfarramtskandidaten und Pfarramtskandidatinnen beantra­
gen. Auf die Aufnahme besteht kein Rechtsanspruch (§ 5 
Abs. 2 VorbG). 

§ 2 

Festlegung der Zahl der Ausbildungsplätze 

Die Kirchenleitung setzt jährlich die Zahl der Ausbil­
dungsplätze fest. 

§ 3 

Bewerbung 

(1) Kandidaten und Kandidatinnen, die die Erste Theolo­
gische Prüfung bestanden haben, können sich zur Aufnahme 
in den praktischen Vorbereitungsdienst für Vikarinnen und 
Vikare bewerben. 

(2) Bewerbungen können jeweils bis zum 31. Mai und bis 
zum 31. Oktober eines jeden Jahres für den nächstfolgenden 
Aufnahmetermin erfolgen. Nach diesen Bewerbungstermi­
nen eingehende Bewerbungen werden nicht berücksichtigt. 

(3) Die Bewerbungen sind an die Kirchenverwaltung zu 
richten. Sie haben unter Verwendung des Bewerbungsfor­
mulars der Kirchenverwaltung zu erfolgen. Der Bewerbung 
sind Nachweise über berücksichtigungsfähige Tätigkeiten 
außerhalb des Theologiestudiums und über soziale Arbeit 
beizufügen (siehe Nr. 2 und 3 der Anlage). 

§4 

Aufnahme zur Ausbildung 

(1) Die Aufnahme von Kandidatinnen und Kandidaten in 
den praktischen Vorbereitungsdienst erfolgt jeweils am 
1. Februar und am 1. September eines jeden Jahres. 

(2) Liegen für einen Aufnahmetermin mehr Bewerbun­
gen vor als Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen, wer­
den die Ausbildungsplätze nach einer Rangfolge aufgrund 
einer Punktwertung, die sich aus der Anlage ergibt, ver­
geben. Bei Punktgleichheit entscheidet über die Platzver­
gabe das Los. Die Auslosung wird durch den/die Leiter/in 
der Kirchenverwaltung im Beisein von zwei Zeugen vorge­
nommen und protokolliert; der Rechtsweg ist ausgeschlos­
sen. 

(3) Hat sich ein Kandidat oder eine Kandidatin dreimal 
erfolglos um die Aufnahme in den praktischen Vorberei­
tungsdienst beworben, wird der Kandidatin oder dem Kan­
didaten auf ihre bzw. seine nochmalige Bewerbung auch 
dann ein Ausbildungsplatz zugeteilt, wenn er oder sie bei 
der Vergabe nach Abs. 2 nicht berücksichtigt worden wäre. 

§ 5 

Inkrafttreten und Übergangsvorschriften 

(1) Diese Rechtsverordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1998 in Kraft. 

(2) Eine bereits erfolgte Zuteilung eines Ausbildungsplat­
zes für Kandidatinnen und Kandidaten, die die Erste Theo­
logische Prüfung 1997 oder früher bestanden haben, bleibt 
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bestehen. Sie können sich zu einem früheren Aufnahme­
termin bewerben. 

(3) Kandidatinnen und Kandidaten, die die Erste Theolo­
gische Prüfung vor 1992 abgelegt haben, werden zu dem 
Termin in den praktischen Vorbereitungsdienst aufgenom­
men, zu dem sie dies unter Einhaltung der Bewerbungsfrist 
des § 2 Abs. 1 beantragen. 

Anlage 

Punktwertung für das Aufnahmeverfahren 

Grundsätzlich gilt: Die Punktzahl wird errechnet 

a) aufgrundder Gesamtnote der Ersten Theologischen Prü­
fung und 

b) aufgrund von Tätigkeiten außerhalb des Theologie­
studiums, sofern sie zu einer beruflichen Qualifikation 
oder zu einem berufsqualifizierenden Studienabschluß 
geführt haben. 

c) Berücksichtigt wird ferner soziale Arbeit. 

Tätigkeiten nach b) und soziale Arbeit nach c) werden nur 
berücksichtigt, wenn sie zum jeweiligen Bewerbungstermin 
zur Aufnahme in den praktischen Vorbereitungsdienst nach­
gewiesen werden. 

Bewertet werden im einzelnen: 

1. Das Ergebnis der Ersten Theologischen Prüfung 

Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt 
der Einzelnoten der Ersten Theologischen Prüfung, 
wobei die wissenschaftliche Hausarbeit dreifach gewer­
tet wird. Die Gesamtnote wird auf zwei Stellen hinter 
dem Komma errechnet. Es wird weder ab- noch aufge­
rundet. 

Die Punktzahl beträgt: 

Note 1,00 bis 1,49 60 Punkte 

Note 1,50 bis 1,74 50 Punkte 

Note 1,75 bis 1,99 45 Punkte 

Note 2,00 bis 2,24 40 Punkte 

Note 2,25 bis 2,49 35 Punkte 

Note 2,50 bis 2,74 30 Punkte 

Note 2,75 bis 2,99 25 Punkte 

Note 3,00 bis 3,24 20 Punkte 

Note 3,25 bis 3,49 15 Punkte 

Note 3,50 bis 4,00 10 Punkte 

2. Tätigkeiten außerhalb des Theologiestudiums 

a) abgeschlossenes Zweitstudium 18 Punkte 

b) abgeschlossene Berufsausbildung pro Monat 
0,5 Punkte, 
höchstens 
18 Punkte 

Berufstätigkeit in dem 
erlernten Beruf 

3. Soziale Arbeit 

a) Wehrdienst/Zivildienst, 
freiwilliges Soziales oder 
Diakonisches Jahr, Friedens­
oder Entwicklungsdienst 
(ab sechs Monate) 

b) Soziale Arbeit durch Geburt 
und Erziehung von Kindern. 

pro Monat 
0,5 Punkte, 
höchstens 
12 Punkte 

pro Monat 
0,5 Punkte, 
höchstens 
12 Punkte 

Pro Kind: 
12 Punkte 

Die Kindererziehungszeiten werden grundsätzlich 
der Mutter angerechnet. Für den Vater ist das nur dann 
möglich, wenn er aufgrund der Erziehung des Kindes 
der Versicherung in der Rentenversicherung unterliegt. 
Als Nachweis dient die Vorlage einer entsprechenden 
Bescheinigung der Bundesversicherungsanstalt für Anc 
gestellte. 

Darmstadt, den 15. Mai 1998 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

- Kirchenleitung -

Dr. S t e i n a c k e r 

Nr. 7 Verwaltungsverordnung zur Änderung der 
Verwaltungsverordnung zur Regelung des 
pfarramtliehen Dienstes bei eingeschränkten 
Dienstaufträgen und bei Stellenteilung. 

Vom 15. September 1998. (ABI. S. 293) 

Die Kirchenleitung hat aufgrundvon Artikel 48 Abs. 2n 
der Kirchenordnung die folgende Änderung der Verwal­
tungsverordnung zur Regelung des pfarramtliehen Dienstes 
bei eingeschränkten Dienstaufträgen und bei Stellenteilung 
vom 10. November 1987 (ABI. 1987 S. 222) beschlossen: 

Artikel I 

§ 3 Abs. l erhält folgende Fassung: 

§ 3 

Stellenteilung 

(1) Soll bei der Versehung einer Pfarr- oder Pfarrvikar­
stelle eine Stellenteilung erfolgen oder ermöglicht werden 
(§ 31 b Abs. l Pfarrstellengesetz), so ist eine Absprache mit 
dem Kirchenvorstand erforderlich. Bei übergemeindlichen 
Stellen bedarf es der Absprache mit den sonst nach dem 
Pfarrstellengesetz beteiligten Organen. 

Artikel2 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

§4 

Pfarrstellenbesetzung 

(1) Teilpfarrstellen werden wie volle Pfarrstellen aus­
geschrieben und besetzt. Sie können einem Pfarrer/einer 
Pfarrerin im Teildienstverhältnis oder einem Pfarrer/einer 
Pfarrerin mit vollem Dienstverhältnis für die Dauer einer 
Teilbeschäftigung (§ 31 a Abs. 2 Pfarrstellengesetz) von 
mindestens fünf Jahren als Inhaber/lnhaberin übertragen 
werden; der Umfang des Teildienstverhältnisses oder der 
Teilbeschäftigung muß dem Umfang der Teilpfarrstelle ent­
sprechen(§ 31 a Abs. 2 Pfarrstellengesetz). Andernfalls wird 
ein Verwaltungsauftrag erteilt. 

(2) Ist eine volle Pfarrstelle zu besetzen, so kann die Kir­
chenleitung die Ausschreibung und Wiederbesetzung zu­
gunsten einer Stellenteilung im Benehmen mit dem Kir­
chenvorstand und dem Dekanatssynodalvorstand aussetzen 
(§ 31 b Abs. 2 Pfarrstellengesetz). In diesem Fall wird die 
beabsichtigte Stellenteilung im Amtsblatt bekanntgegeben. 
Für die Erteilung des Dienstauftrages gelten die §§ 27 
und 28 Abs. 3 Pfarrstellengesetz entsprechend. 
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(3) Ein Pfarrer und eine Pfanerin können sich als Ehepaar 
gemeinsam um eine ausgeschriebene volle Pfarrstelle be­
werben und zu gemeinsamen Inhabern der Stelle mit jeweils 
der Hälfte des vollen Dienstes ernannt werden(§ 31 c Abs. 2 
Pfarrstellengesetz). 

(4) Volle Stellen, bei denen eine Mitversehung mit einem 
halben Dienstauftrag erforderlich ist (§ 31 b Abs. 3 Pfan­
stellengesetz), werden mit einem Hinweis auf die Dauer des 
Dienstauftrages im Amtsblatt bekanntgegeben. 

Artike13 

§ 5 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

§ 5 

Teildienstordnung 

( l) Bei der Erteilung eines eingeschränkten Dienstauftra­
ges, der nicht an eine Teilstelle gebunden ist, sind die ein­
zelnenAufgaben und ihr Umfang im Verhältnis zu einer ent­
sprechenden Vollbeschäftigung in einer Teildienstordnung 
nach dem anliegenden Muster vorläufig zu beschreiben. 
Dabei muß es sich um arbeitsgemäß abgrenzbare Teilberei­
che eines vollen Dienstauftrages handeln (§ 17 d Abs. 1 
Pfarrergesetz). 

(2) Die Teildienstordnung wird für einen Gemeindedienst 
vom Kirchenvorstand im Benehmen mit dem Dekanats­
synodalvorstand nach Anhören der beteiligten Pfaner und 
Pfauerinnen aufgestellt und bedarf der Genehmigung durch 
die Kirchenverwaltung. Für einen übergemeindlichen 
Dienst wird die Teildienstordnung von der Kirchenverwal­
tung nach Anhören der beteiligten Pfarrer und Pfarrerinnen 
und des Dekanatssynodalvorstandes oder des Verbandsvor­
standes erlassen(§ 7 a Abs. 5 Pfarrergesetz). 

Artikel4 

§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Ehepaare, die sich eine Stelle teilen, sind in Einzelfäl­
len und bei Krankheit bis zu vier Wochen zu gegenseitiger 
Vertretung verpflichtet. Dies gilt nicht für den gemeinsamen . 
Erholungsurlaub. 

Übernimmt ein Ehepartner für die Dauer der Beurlau­
bung des anderen Ehepartners die Vertretung, erhält er die 
vollen Dienstbezüge(§ 31 c Abs. 2 Pfarrstellengesetz). Dies 
gilt nur bei einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge (z. B. Er­
ziehungsurlaub). 

Übernimmt ein Ehepartner während der Mutterschutzfri­
sten oder einer längeren Krankheit des anderen Eheparmers 
die Vertretung, kann ihm die Kirchenleitung für die Dauer 
der Vertretung vom Beginn des zweiten Monats einen vollen 
Dienstauftrag mit vollen Dienstbezügen erteilen. 

ArtikelS 

§ 8 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

(2) Sie haben dafür zu sorgen, daß während ihrer Ab­
wesenheit vom Dienstort die Gemeindeglieder jederzeit er­
fahren können, wer sie vertritt und wann sie wieder anzu­
treffen sind(§ 23 Urlaubsordnung). Die Einrichtung fester 
Sprechzeiten ist geboten. 

(3) Für die Abwesenheit aus dienstlichen Gründen und zu 
dienstfreien Zeiten gelten die §§ 24 und 25 der Urlaubsord­
nung entsprechend. 

Artike16 

§ 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

§9 

Urlaubsdauer 

(1) Die Dauer des Erholungsurlaubs von Pfarrern und 
Pfarrerinnen mit eingeschränktem Dienstauftrag richtet sich 
nach der Regelung bei einer Vollbeschäftigung (§ 3 
Urlaubsordnung). Ist der regelmäßige Dienst nicht auf alle 
Wochentage verteilt (§ 6 Abs. 3), vermindert sich die Zahl 
der Urlaubstage für jeden zusätzlichen dienstfreien Tag im 
Urlaubsjahr um 1/365 der nach § 3 Abs. l Urlaubsordnung 
festgesetzten Urlaubsdauer. Ein sich bei der Berechnung er­
gebender Bruchteilunter einem halben Tag bleibt unberück­
sichtigt, ein darüber hinausgehender Bruchteil wird als 
voller Urlaubstag gerechnet(§ 3 Abs. 2 Urlaubsordnung). 

Artikel7 

§ 11 erhält folgende Fassung: 

§11 

Mitgliedschaft im Kirchenvorstand und in der Dekanats­
synode, Vorsitz im Kirchenvorstand 

(1) Für Pfarrer und Pfarrerinnen mit eingeschränktem 
Dienstauftrag gelten die Vorschriften zur Mitgliedschaft von 
vollbeschäftigten Pfarrern und Pfauerinnen im Kirchenvor­
stand und in der Dekanatssynode (§ 7 c Pfauergesetz). 

(2) Für den Vorsitz im Kirchenvorstand bei Stellenteilung 
gilt § 34 Kirchengemeindeordnung. 

ArtikelS 

§ 13 erhält folgende Fassung: 

§ 13 

lnkrafttreten 

Diese Verwaltungsverordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1998 in Kraft. 

Darmstadt, den 24. März 1998 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

- Kirchenleitung -

Dr. S t e i n a c k e r 

Erläuterungen 

zur Verwaltungsverordnung zur Regelung des pfanamt­
lichen Dienstes bei eingeschränkten Dienstaufträgen und 
bei Stellenteilung vom 10. November 1987 (ABI. 1987 
S. 222) 

in der Fassung der Verwaltungsverordnung zur Änderung 
der Verwaltungsverordnung zur Regelung des pfanamt­
lichen Dienstes bei eingeschränkten Dienstaufträgen und 
bei Stellenteilung vom 3. März 1998. 

zu§ 5 

Unbeschadet der nach § 13 Abs. 5 KGO zu erstellenden 
Pfarrdienstordnung soll der pfarramtliche Dienst, der mit 
einem eingeschränkten Dk.nstauftrag wahrgenommen wird, 
besonders beschrieben werden (siehe auch § 7 a Abs. 4 und 
§ 17 d Abs. 1 PfG). Eine solche Beschreibung ist für jede Art 
eines eingeschränkten Dienstauftrages vorgesehen (vgl. § 1 
- Geltungsbereich- der Verwaltungsverordnung). 

t 

• 
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Die Teildienstordnung dient dazu, Absprachen über die 
Diensteinteilung bzw. über die Beschränkung des einzelnen 
Dienstauftrages festzuhalten und damit Zuständigkeiten, 
Ansprechbarkeit usw. für alle Beteiligten und Betroffenen 
deutlich zu machen. 

Ein wichtiger Zweck der Teildienstordnung ist die Be­
grenzung des Dienstumfanges. Der damit beschriebene 
Rahmen soll jedoch nicht ein bindendes Schema sein, so­
weit Absprachen mit anderen nicht berührt sind. 

zu§ 6 

Die Tätigkeit des Pfarrers oder der Pfarrerin ist generell 
nicht nach Arbeitsstunden zu bemessen. Insofern kann eine 
Teildienstordnung auch keine regelmäßigen festen Arbeits­
zeiten verbindlich vorschreiben. Zugleich erscheint es 
jedoch als unangemessen, den Zeitfaktor bei einem einge­
schränkten Dienstauftrag unberücksichtigt zu lassen. (Eine 
strenge Festlegung des Zeitaufwandes ist z. B. dann unum­
gänglich, wenn durc}J die Übernahme in ein Teildienstver­
hältnis ein zusätzlicher Verdienst zur Sicherung des Fami­
lienunterhaltes notwendig ist). 

Die Angabe von 54 Wochenstunden durchschnittliche 
Arbeitszeit eines Pfarrers oder einer Pfarrerin ist ein Erfah­
rungswert. Er hat keinen normativen Charakter. Ebenso ist 
das Schema eines Zeitplanes ( Aufteilung eines Arbeitstages 
in drei Einheiten von je drei Stunden) als eine Hilfskon­
struktion für die Planung gedacht. Das Schema geht ent­
sprechend der allgemeinen Regelung im Pfarrdienstrecht 
von einer Regelarbeitszeit für Pfarrerinnen oder Pfarrer im 
Teildienstverhältnis von sechs Wochenarbeitstagen aus. Das 
können nicht immer nur Werktage sein (Nach allgemeinen 
pfarrdienstrechtlichen Grundsätzen ist allerdings von sieben 
Wochenarbeitstagen auszugehen. So müssen Pfarrerinnen 
oder Pfarrer sieben Urlaubstagy beantragen, um für eine 
volle Woche Urlaub zu erhalten. Bedingt durch die Rege­
lung des § 20 PfUrlO - dienstfreier Wochentag - wird die 
Regelarbeitszeit von Pfarrerinnen und Pfarrern im vollen 
Dienstverhältnis faktisch auch auf sechs Wochenarbeitstage 
beschränkt). Ist der pfarramtliche Dienst eines Pfarrers oder 
einer Pfarrerin auf lh oder lj3 (TDV nach § 7 PfG oder teil­
beschäftigt nach § 17 c PfG) begrenzt und nach § 6 Abs. 3 
auf drei bzw. vier Wochentage festgelegt (z. B. Die/Mi/Do 
bei lj2 Dienst), dann tritt bei einem Sonntagsdienst der 
Sonntag als Arbeitstag an die Stelle eines der vereinbarten 
Werktage dieser Woche. 

Das Zeitraster soll eine Hilfestellung geben, bei der Pla­
nung dienstliche Tätigkeiten so zu begrenzen, daß für den 
teilbeschäftigten PfatTer oder die teilbeschäftigte Pfarrerin 
arbeitsfreie Zeitblöcke (Tage/Halbtage) berücksichtigt wer­
den. 

zu§ 7 

Mit der Vertretungsregelung wird der Versuch unternom­
men, der besonderen Situation von Pfarrern und Pfarrerin­
nen mit eingeschränktem Dienstauftrag Rechnung zu tra­
gen. 

Einerseits kann die vertretungsweise Mithilfe z. B. im 
Dekanat nicht ausgeschlossen werden. Andererseits kann 
die dienstfreie, d. h. z. T. anderweitig geplante Zeit, für Ver­
tretungsdienste nicht über einen längeren Zeitraum bean­
sprucht werden (Wer sich für eine Teilbeschäftigung trotz 
vollen Arbeitsanspruches entscheidet und damit auch für 
halbe Dienstbezüge - hat Gründe dafür; wem lediglich ein 
Teildienstverhältnis übertragen worden ist, dem/der kann 
die ihm/ihr auferlegte Beschränkung des Dienstes nicht mit 

umfangreichen zusätzlichen Forderungen »aberkannt« wer­
den). 

Kann der/die Betroffene einem Vertretungsdienst zustim­
men, der über einen längeren Zeitraum zu einer vollen Be­
anspruchung führt, so ist eine entsprechende Vergütung zu 
zahlen. Lehnt die Kirchenleitung die Vergütung ab, so endet 
entsprechend § 7 Abs. 1 b die Vertretungsverpflichtung nach 
vier Wochen. 

zu§ 8 

Aus dem Dienstzeitplan ist ersichtlich, zu welchen Zeiten 
die Pfarrerin oder der Pfarrer vom Dienstort abwesend ist. 
Eine dmüber hinausgehende dienstliche Abwesenheit von 
mehr als 24 Stunden zu den aus dem Zeitplan ersichtlichen 
Dienstzeiten ist nach § 24 PfUrlO zu regeln (Mitteilung an 
den Dekan/die Dekanin; Vertretung). 

§ 25 PfUrlO (Abwesenheit an dienstfreien Tagen) findet 
insofern Anwendung, als dringende dienstliche Gründe die 
Anwesenheit in Ausnahmefällen erforderlich machen kön­
nen. 

Liegen solche Gründe nicht vor, gilt die Abwesenheit 
vom Dienstort in der dienstfreien Zeit als durch den Dienst­
zeitplan geregelt. Eine Vertretungsregelung, die von der aus 
dem Zeitplan/den Zeitplänen ersichtlichen abweicht (z. B. 
aus Urlaubs- oder Krankheits gründen), muß dem Dekan/der 
Dekanin mitgeteilt werden. 

zu§ 9 

Die Neuregelung des § 3 Abs. 2 UrlO erleichtert gegen­
über der früheren Regelung die Berechnung des Urlaubs­
anspruches für teilbeschäftigte Personen im Pfarrdienst 

Die in einem Block von Kalendertagen gesehene freie 
Zeit des Urlaubs ist für vollbeschäftigte und teilbeschäftigte 
Pfarrerinnen oder Pfarrer gleich. Eine Differenzierung er­
gibt sich nur unter der Betrachtung der Arbeitstage. 

Berechnungsbeispiele: 

Einem vollbeschäftigten Pfarrer/einer vollbeschäftigten 
Pfarrerin zwischen 30 und 40 Jahren stehen nach§ 3 Abs. 1 
insgesamt 38 Kalendertage = 5 Wochen und 3 Tage Urlaubs­
zeit zu. 

Ein Pfarrer oder eine Pfarrerin im vollen Dienst hat keine 
zusätzlichen dienstfreien Tage im Sinne der Regelung des 
§ 3 Abs .. 2. Er oder sie leistet 53 x 6 = 318 Regelarbeitstage. 
Ein Pfarrer oder eine Pfarrerin in einem halben Dienstver­
hältnis leistet 53 x 3 = 159 Regelarbeitstage pro Jahr und hat 
jährlich 159 zusätzliche freie Tage. Nach § 3 Abs. 2 errech­
net sich der Urlaub wie folgt: 

159 (zus. freie Tage) x 38 (Urlaubsdauer nach Abs. 1) : 
365 Tage= 16,55 Tage, um die die Urlaubsdauer vermindert 
wird, bleiben 21,45 Urlaubstage, abgerundet 21, das ent­
spricht 21 : (3 Arbeitstage+ 1 Sonntag) 4 = 5 Wochen und 
1 Tag Urlaubszeit. 

Ein Pfarrer oder eine Pfarrerin in einem 2j3 Dienstverhält­
nis leistet 53 x 4 = 212 Regelarbeitstage pro Jahr und hat 
daher jährlich 106 zusätzliche freie Tage. Nach § 3 Abs. 2 
errechnet sich der Urlaub wie folgt: 

106 (zus. freie Tage) x 38 (Urlaubsdauer nach Abs. 1) : 
365 Tage= 11,03 Tage, um die die Urlaubsdauer vermindert 
wird, bleiben 26,97, aufgerundet 27 Urlaubstage, das ent­
spricht 27 : 5 ( 4 Arbeitstage und 1 Sonntag) = 5 Wochen und 
2 Tage Urlaubszeit. 
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Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Nr. 8 Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kir­
chengesetzes zur Ergänzung des Pfarrergeset­
zes der VELKD (PfGErgG -1. ÄndG). 

Vom 19. September 1998. (GVOBl. S. 153) 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artil•el1 

Das Kirchengesetz zur Ergänzung des Pfarrergesetzes der 
VELKD (PfGErgG) vom 5. Februar 1994 (GVOBl. S. 31), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Kirchengesetzes vom 
22. November 1997 (ÖVOBl. S. 186), wird wie folgt ge­
ändert: 

In Artikel I wird nach § 39 folgender § 40 angefügt: 

»§ 40 

(zu§ 104 PfG) 

(1) Bis zum 31. Dezember 2004 können Pastoren und 
Pastorinnen mit Dienstbezügen in Bereichen, in denen in 
einer Ausnahmesituation ein dringendes kirchliches Inter­
esse daran besteht, Personal abzubauen, auf Antrag nach 
Vollendung des 58. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt 
werden. Der Versetzungsantrag kann davon abhängig ge­
macht werden, daß eine Vereinbarung über eine für den 
Antragsteller oder die Antragstellerirr unentgeltliche Teil­
beschäftigung unter Übernahme des Versorgungsabschlages 
getroffen wird. 

(2) Das Ruhegehalt der Pastoren und Pastorinnen nach 
Absatz l vermindert sich für jedes Jahr, um das die Verset­
ztmg in den Ruhestand vor Vollendung des 65. Lebensjahres 
erfolgt, höchstens jedoch für drei Jahre, um 3,6 vom Hun­
dert. 

(3) Die Verminderung des Ruhegehaltes wird für jedes 
Jahr ausgesetzt, in dem eine unentgeltliche Beschäftigung 
im kirchlichen Dienst im Umfang von mindestens 25 vom 
Hundert eines Vollbeschäftigten besteht und die Beschäfti­
gungsstelle sich an dem Ruhegehalt in Höhe des Versor­
gungsabschlages beteiligt. Die Teilbeschäftigung kann sich 
auch auf eine Jahresarbeitsleistung beziehen, wobei auch für 
einen längeren Zeitraum als ein Jahr vorgearbeitet werden 
kann. Für jedes Jahr der Abschlagsaussetzung werden dem 
gekürzten Ruhegehalt 3,6 vom Hundert des Ruhegehaltes 
hinzugesetzt, bis das volle Ruhegehalt erreicht ist. 

(4) Ein Rechtsanspruch auf Versetzung in den Vorruhe­
stand besteht nicht. 

(5) Das Nordelbische Kirchenamt wird ermächtigt, Aus­
führungsbestimmungen zu erlassen.« 

Artikel2 

Die Neufassungsermächtigung des ArtikelS des Kirchen­
gesetzes vom 22. November 1997 (GVOBl. S. 186) findet 
auch für dieses Kirchengesetz Anwendung. 

Artikel3 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode am 19. September 1998 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 21. September 1998 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Karl Ludwig K o h l w a g e 

Bischof 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg 

Nr. 9 Kirchengesetz über die Änderung des Kir­
chengesetzes über die Pfarrervertretung 
(Pfarrervertretungsgesetz - PfVG -) vom 
19. Mai 1994 (GVBL XXIII. Band, S. 38). 

Vom 28. Mai 1998. (GVBl. XXIV. Bd. S. 66) 

Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Oldenburg hat folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

Art.1 

Das Kirchengesetz über die Pfarrervertretung (Pfarrer­
vertretungsgesetz - PfVG -) vom 19. Mai 1994 (GVBl. 
XXIII. Band, S. 38) wird wie folgt geändert: 

In § 6 Abs. 1 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

»sofern nicht eine Zuständigkeit der Gesamtpfarrvertretung 
nach § 59 des Kirchengesetzes der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in Niedersachsen über die Besoldung und 
Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen (Pfarrerbesol­
dungs- und -versorgungsgesetz - PfBVG -) in der jeweils 
geltenden Fassung gegeben ist.« 

Art. 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1998 in Kraft. 

0 l den b ur g, den 28. Mai 1998 

Der Oberl\:irchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Krug 

Bischof 
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Pommersehe Evangelische Kirche 

Nr.10 Zweites Kirchengesetz zur Ausführung des 
Pfarrdienstgesetzes. 

Vom 15. Juni 1996. (ABI. 1998 S. 101) 

Nachstehend wird das 2. Kirchengesetz zur Ausführung 
des Pfarrdienstgesetzes vom 15. Juni 1996, durch die Lan­
dessynode beschlossen am 16. November 1997, veröffent­
licht. 

Harder 

Konsistorialpräsident 

• 1. Abschnitt 

Grundbestimmungen 

§ 1 

(1) Frauen und Männer, die ordiniert sind und die im übri­
gen die Voraussetzungen des § 12 PfDG erfüllen, können 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen mit der Aus­
übung des pfarramtliehen Dienstes im Nebenberuf oder im 
Ehrenamt beauftragt werden. 

(2) Die Vorschriften des Pfarrdienstgesetzes gelten ent­
sprechend, soweit sie nicht ein hauptamtliches Dienstver­
hältnis voraussetzen oder in diesem Kirchengesetz nichts 
anderes bestimmt ist. 

§2 

(1) Die Beauftragung setzt voraus, daß pfarramtlicher 
Dienst regelmäßig und auf Dauer wahrgenommen werden 
soll und daß kirchliches Interesse an der Ausübung des 
Dienstes im Nebenberuf oder im Ehrenamt besteht. Soll der 
Dienst in einer Pfarrstelle ausgeübt werden, so soll die Be­
auftragung nur erfolgen, wenn die Stelle nicht zur Beset­
zung freigegeben ist oder geeignete Bewerberinnen oder 
Bewerber nicht zur Verfügung stehen. 

(2) Die mit einem pfarramtliehen Dienst im Nebenberuf 
oder im Ehrenamt Beauftragten sind Geistliche im Sinne der 
Gesetze. 

2. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 3 

Über die Beauftragung entscheidet das Konsistorium auf 
Antrag des Leitungsorgans der Körperschaft, in deren Be­
reich der pfarramtliche Dienst ausgeübt werden soll. Vor 
einer Beauftragung mit dem Dienst in der Kirchengemeinde 
ist der zuständige Kreiskirchenrat zu hören. 

§4 

( 1) Wer mit der Ausübung des pfarramtliehen Dienstes im 
Nebenberuf oder im Ehrenamt beauftragt ist, erhält eine 
Dienstanweisung. 

(2) Die Dienstaufsicht liegt bei den Superintendentinnen 
und Superintendenten sowie beim Konsistorium. 

(3) Für die Dauer der Beauftragung lautet die Dienst­
bezeichnung »Pastorin« oder »Pastor«. 

( 4) Die Beauftragten werden der Gemeinde m einem 
Gottesdienst vorgestellt. 

§ s 
Die Beauftragten sind Mitglied des Gemeindekirchen­

rates. Die Teilnahme an Sitzungen anderer kirchlicher 
Organe oder s011stiger Gremien wird in der Dienstanwei­
sung geregelt. 

§ 6 

(1) Die Beauftragung erlischt, wenn die oder der Beauf­
tragte Recht und Pflicht zur öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung verliert. 

(2) Die Beauftragung ist zu widerrufen, 

1. wenn die oder der Betroffene dies beantragt, insbeson­
dere wenn die Wahrnehmung des Dienstes mit der ge­
wissenhaften Erfüllung eines Hauptberufs nicht mehr 
vereinbar ist, oder 

2. wenn die oder der Betroffene den Antrag für Zwecke 
mißbraucht, die mit der Ausübung eines pfarramtliehen 
Dienstes nicht vereinbar sind. 

(3) Die Beauftragung kann widerrufen werden 

1. auf Antrag des Leitungsorgans der Körperschaft, insbe­
sondere wenn ein Tatbestand vorliegt, der bei Bestehen 
eines Pfarrdienstverhältnisses eine Veränderung oder 
Beendigung des Dienstverhältnisses rechtfertigen 
würde, 

2. wenn eine Voraussetzung für die Beauftragung wegge­
fallen ist, insbesondere wenn die Beauftragung mit 
Rücksicht auf einen anderen kirchlichen Dienst gesche­
hen ist und dieser endet, oder 

3. wenn der oder dem Betroffenen ein anderer kirchlicher 
Dienst übertragen werden soll. 

( 4) Im Falle des Widerrufs gilt § S Abs. 2 und 3 PfDG ent­
sprechend. 

3. Abschnitt 

Sonderbestimmungen für die Ausübung des Dienstes 
im Nebenberuf 

§7 

(1) Die Ausübung des pfarramtliehen Dienstes im Neben­
beruf geschieht in einem privatrechtliehen Dienstverhältnis. 
§ 100 PfDG findet entsprechende Anwendung, soweit dieser 
nicht das Bestehen eines Dienstverhältnisses voraussetzt, 
bei dem der Umfang des Dienstes mindestens der Hälfte 
eines vergleichbaren uneingeschränkten Dienstes ent­
spricht. 

(2) Die Beauftragung endet mit dem Ende des Dienstver­
hältnisses. 

§ 8 

Als wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündi­
gung gelten insbesondere 

1. der Austritt aus der evangelischen Kirche, 
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2. der Verlust von Recht und Pflicht zur öffentlichen Wort­
verkündigung und Sakramentsverwaltung oder der All­
stellungsfähigkeit und 

3. der Mißbrauch des Auftrages im Sinne von § 6 Abs. 2 
Nr. 2. 

4. Abschnitt 

Sonderbestimmungen für die Ausübung des Dienstes 
im Ehrenamt 

§ 9 

Die Beauftragung geschieht in der Regel für eine be­
grenzte Zeit, die fünf Jahre nicht überschreiten soll. Die Zeit 

kann mit Zustimmung aller Beteiligten auf Antrag verlän­
gert werden. 

§ 10 

Die durch Ausübung des Dienstes entstehenden notwen­
digen Auslagen werden, in der Regel durch Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung, ersetzt. 

5. Abschnitt 

Schlußbestimmung 

§11 

Dieses Kirchenggsetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr.ll Ordnung für die Zweite Theologische Prü­
fung (Theol. Prüfungsordnung H- ThPrOII). 

Vom 22. Oktober 1998. (KABl. S. 173) 

Gemäß§ 10 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kir­
che von Westfalen zur Ausführung des Pfarrer-Ausbildungs­
gesetzes (PfAusbG) der Evangelischen Kirche der Union 
vom 11. November 1983 (KABI. S. 215) zuletzt geändert 
durch Kirchengesetz vom 15. November 1990 (KABl. 
S. 204) - AGPfAusbG hat die Kirchenleitung folgende 
Rechtsverordnung erlassen: 

§ 1 

Zweck und allgemeiner Inhalt der Prüfung 

In der Zweiten Theologischen Prüfung wird festgestellt, 
ob der Prüfling seine theologische Bildung ergänzt und ver­
tieft hat und seine wissenschaftlichen Einsichten und prakti­
schen Erfahrungen im Dienst der Kirche bewähren kann. 

§2 

Prüfungsamt 

(1) Die Durchführung der Prüfung liegt in der Verantwor­
tung des gemäß § 2 AGPfAusbG gebildeten Theologischen 
Prüfungsamtes. 

(2) Das Prüfungsamt ist beschlußfähig, wenn zu der 
Sitzung ordnungsgemäß mit einer Frist von zwei Wochen 
eingeladen worden ist und mindestens sieben Mitglieder an­
wesend sind. Es entscheidet mit der Mehrheit der abgegebe­
nen Stimmen. 

(3) Die Sitzungen des Prüfungsamtes sind nicht öffent­
lich. 

§ 3 

Prüfungskommission 

(1) Die Prüfungen werden von Prüfungskommissionen 
abgenommen, die nach Bedarf aus den Mitgliedern des Prü­
fungsamtes gebildet werden. 

(2) Den Vorsitz in den Prüfungskommissionen führt die 
oder der Präses. Mit der Vertretung im Vorsitz kann sie oder 
er ein anderes Mitglied des Prüfungsamtes beauftragen. Sie 
oder er setzt Zeit und Ort der Sitzungen der Prüfungskom­
missionen sowie der Prüfungsvorgänge fest. 

(3) Die Sitzungen der Prüfungskommissionen sind nicht 
öffentlich. 

§4 

Zulassung zur Prüfung 

(1) Das Landeskirchenamt entscheidet aufgrundder ein­
gereichten Unterlagen über die Zulassung zur Zweiten 
Theologischen Prüfung. Vor der Zulassung wird das Beneh­
men mit dem Theologischen Prüfungsamt hergestellt. 

(2) Die Entscheidung kann aus erheblichen Gründen ab­
geändert werden. 

(3) Gegen die Nichtzulassung zu einer Prüfung kann 
innerhalb einer Woche nach Zustellung der Entscheidung 
Beschwerde beim Landeskirchenamt erhoben werden. Für 
die Wahrung dieser Frist ist der Zugang beim Landeskir­
chenamt maßgeblich. 

Hilft das Landeskirchenamt der Beschwerde nicht ab, so 
steht der Bewerberin oder dem Bewerber die Beschwerde an 
die Kirchenleitung zu. Sie ist innerhalb einer Woche nach 
Zustellung der Entscheidung zu erheben. Die Entscheidung 
der Kirchenleitung über die Beschwerde ist endgültig. Für 
die Wahrung dieser Frist ist der Zugang bei der Kirchenlei­
tung maßgeblich. 

§ 5 

Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Prüfungsleistungen werden nach folgenden Maß­
stäben bewertet: 

sehr gut (15/14/13 Punkte): 
eine den Anforderungen m besonderem Maße entspre­
chende Leistung; 

gut (12/11/10 Punkte): 
eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung; 

befriedigend (9/8/7 Punkte): 
eine im allgemeinen den Anforderungen entsprechende Lei­
stung; 

ausreichend (6/5/4 Punkte): 
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen 
den Anforderungen noch entspricht; 

mangelhaft (3/2/1 Punkte): 
eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, die 
jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen Grundkennt­
nisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit be­
hoben werden können; 
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ungenügend (0 Punkte): 
eine den Anforderungen in keiner Weise entsprechende Lei­
stung. 

(2) Zur Gesamtbewertung der Prüfung wird der rechneri­
sche Durchschnitt der Benotungen aller Einzelleistungen 
(Punktwerte) auf zwei Dezimalstellen ohne Rundung fest­
gestellt. Dabei zählen alle schriftlichen und mündlichen 
Prüfungsleistungen jeweils einfach. 

Den errechneten Bewertungen entsprechen folgende 
N otenbezeichnungen: 

15,00- 12,50 =sehr gut 
12,49- 9,50 =gut 
9,49- 6,50 =befriedigend 
6,49 4,00 = ausreichend 

§6 

Durchführung der Prüfung 

(1) Das Thema qes Predigt- und Gottesdienstentwurfs 
sowie den Gesprächsanlaß für das Seelsorgeverbatim be­
stimmt das Prüfungsamt, in Dringlichkeitsfällen die oder 
der Vorsitzende. Das Thema des Unterrichtsentwurfes wird 
von der Gemeindementorirr oder dem Gemeindementor in 
Abstimmung mit dem Prüfling festgelegt und der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsamtes angezeigt. 

(2) Die schriftlichen Arbeiten werden von je zwei Mit­
gliedern der Theologischen Prüfungskommission unabhän­
gig voneinander begutachtet. Stimmen deren Beurteilungen 
um einen Punkt nicht überein, so wird die bessere Punktzahl 
als Note zugrunde gelegt. Stimmen die Beurteilungen um 
zwei Punkte nicht überein, wird der mittlere Punktwert fest­
gelegt. Stimmen die Beurteilungen um drei oder mehr 
Punkte nicht überein, so wird die Prüfungsarbeit von einem 
dritten Mitglied der Prüfungskommission im Rahmen der 
beiden Gutachten abschließend bewertet. 

(3) Die mündlichen Prüfungsleistungen werden im 
Rahmen von Einzelprüfungen erbracht, die jeweils von min­
destens zwei Mitgliedern der Prüfungskommission als 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer abgenommen werden. Ge­
meinschaftsprüfungen finden nicht statt. 

Über jede Einzelprüfung ist eine Niederschrift zu ferti­
gen, die von den Fachprüferinnen oder Fachprüfern zu 
unterzeichnen ist. Die Niederschrift muß den wesentlichen 
Verlauf der Prüfung wiedergeben und die Bewertung der 
Prüfungsleistung enthalten. 

§7 

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

(1) Dem Prüfling wird auf schriftlichen Antrag die Be­
wertung der schriftlichen Prüfungsleistungen mitgeteilt. 

(2) Die Bewertung der Einzelleistungen und die Ent­
scheidung über das Gesamtergebnis der Prüfung werden 
unmittelbar nach der Feststellung durch die Prüfungskom­
mission verkündet und dem Prüfling alsbald mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zugestellt. Die Zustellung erfolgt in 
der Regel durch Aushändigung am Prüfungstag. 

(3) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis ausge­
stellt. Das Zeugnis enthält die Gesamtnote und die Durch­
schnittspunktzahl sowie die Benotung und die Punktzahl der 
Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen. Es wird von 
der oder dem Vorsitzenden unterschrieben. Die Urkunde ist 
mit dem Siegel der Evangelischen Kirche von Westfalen 
und mit dem Datum, an dem die Prüfung endgültig bestan­
den ist, zu versehen. 

§ 8 

Prüfungswiederholung 

(1) Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal wieder­
holt werden. Die Wiederholungsprüfung darf nicht früher 
als ein halbes Jahr und soll nicht später als ein Jahr nach der 
vorangegangenen Prüfung liegen. 

(2) Über die Anrechnung bereits erbrachter, mindestens 
mit ausreichend bewerteter Prüfungsleistungen entscheidet 
die Prüfungskommission. 

§9 

Öffentlichkeit der Prüfung 

(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich. 

(2) Personen, deren Zulassung zum nächsten Prüfungs­
termin rechtlich möglich ist, können als Zuhörer bei münd­
lichen Prüfungen zugelassen werden, sofern die betroffenen 
Prüflinge ihr Einverständnis erteilt haben. An jeder Einzel­
prüfung dürfen nur bis zu zwei Zuhörerinnen oder Zuhörer 
teilnehmen. Die Zulassung als Zuhörerirr oder Zuhörer muß 
bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes sechs 
Wochen vor der Prüfung schriftlich beantragt werden. 

(3) Eine Zuhörerirr oder ein Zuhörer kann ausgeschlossen 
werden, wenn durch die Anwesenheit die Gefahr der Beein­
trächtigung der Prüfung gegeben ist. 

( 4) Mitglieder des Prüfungsamtes können im Einzelfall 
mit Zustimmung der oder des Vorsitzenden an der Prüfung 
teilnehmen, ohne Prüferirr oder Prüfer zu sein. 

§ 10 

Rücktritt und Versäumnis 

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes unter Darlegung der 
Gründe schriftlich zu erklären. 

Über das weitere Verfahren und die Anrechnung bereits 
erbrachter Prüfungsleistungen entscheidet die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsamtes. 

(2) Bei Erkrankung während der schriftlichen Hausarbei­
ten kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsamtes bei 
unverzüglicher Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses eine 
angemessene Fristverlängerung einräumen. Das gleiche 
gilt, wenn aus anderen schwerwiegenden Gründen, die nicht 
vom Prüfling zu vertreten sind, eine schriftliche Hausarbeit 
nicht termingerecht eingereicht werden kann. Gegebenen­
falls kann die oder der Vorsitzende anordnen, daß die Arbeit 
zu einem späteren Zeitpunkt mit einem anderen Thema 
anzufertigen ist. 

(3) Kann ein Prüfling wegen Krankheit oder anderer 
schwerwiegender Gründe, die er nicht zu vertreten hat, ge­
setzte Termine für die mündliche Prüfung nicht einhalten, 
kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsamtes die Fort­
setzung der Prüfung mit dem mündlichen Teil zu einem spä­
teren Prüfungstag im Verlaufe des Prüfungstermins oder 
zum nächsten Prüfungstermin anordnen. 

( 4) Über die Anerkennung der nach den Absätzen 1 bis 3 
geltend gemachten Gründe entscheidet die oder der Vorsit­
zende des Prüfungsamtes. 

Der Prüfling hat erforderliche Bescheinigungen, auf Ver­
langen auch ein amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis, 
vorzulegen. 

(5) Gibt ein Prüfling eine schriftliche Hausarbeit aus 
anderen als in Absatz 2 genannten Gründen nicht oder ver­
spätet ab, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit 
0 Punkten bewertet. Diese Bewertung wird vom Vorsitzen-
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den des Prüfungsamtes festgestellt. Das gleiche gilt, wenn 
ei"n Prüfling aus anderen als in Absatz 3 genannten Gründen 
gesetzte Termine für die mündliche Prüfung nicht einhält. 

§11 

Verstöße gegen die Ordnung 

(1) Bei einem Täuschungsversuch oder einem anderen 
Verstoß gegen die Prüfungsordnung entscheidet im Verlauf 
der schriftlichen Prüfung die oder der Vorsitzende des Prü­
fungsamtes, im Verlauf der mündlichen Prüfung die Prü­
fungskommission, wie zu verfahren ist. 

(2) In leichten Fällen kann die Wiederholung der Prüfung 
oder eines Prüfungsteils angeordnet, in schweren Fällen die 
Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 

(3) Werden Verstöße gegen die Prüfungsordnung nach­
träglich bekannt, so kann die oder der Vorsitzende des Prü­
fungsamtes die Prüfung für nicht bestanden erklären, wenn 
nicht mehr als drei J alve nach Zustellung des Prüfungs­
ergebnisses verstrichen sind. 

§ 12 

Beschwerdeweg 

(1) Beanstandungen des Prüfungsverfahrens und von 
Entscheidungen der Prüfungsinstanzen kann der Prüfling im 
Wege der Beschwerde vor dem Beschwerdeausschuß des 
Prüfungsamtes geltend machen. 

(2) Der Beschwerdeausschuß wird von der Kirchenlei­
tung für jeweils vier Jahre berufen. Er besteht aus 

a) der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes als Vor­
sitzender oder Vorsitzendem, 

b) zwei nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 AGPfAusbG beauftragten 
Mitgliedern des Prüfungsamtes, 

c) den für das Prüfungsamt zuständigen Mitgliedern des 
Landeskirchenamtes. 

Der Beschwerdeausschuß wird bei Bedarf unverzüglich 
von der oder dem Vorsitzenden einberufen und ist be­
schlußfähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend 
sind. Vor der Entscheidung sind der Prüfling und die betei­
ligten Fachprüferinnen oder Fachprüfer zu hören. 

(3) Die Beschwerde ist fristgerecht schriftlich bei der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes einzulegen. Sie 
kann nur darauf gestützt werden, daß gegen die Prüfungs­
ordnung verstoßen worden ist. 

Beschwerden zur Beanstandung des Prüfungsverfahrens 
müssen unverzüglich nach Abschluß des betreffenden Prü­
fungsteils, alle anderen Beschwerden innerhalb von vier 
Wochen nach Zustellung des Prüfungsergebnisses bei der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes eingelegt wer­
den. Für die Wahrung dieser Frist kommt es auf den Zugang 
bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes an. 

(4) In der Beschwerde sind die Tatsachen anzugeben und 
die Gründe zu nennen, auf die die Beschwerde gestützt 
wird. Die Beschwerde kann nur damit begründet werden, 
daß der Prüfling in seinen Rechten verletzt wurde. 

Bewertungen werden insbesondere daraufhin überprüft, 
ob die Prüferinnen oder Prüfer von einem falschen Sachver­
halt ausgegangen sind, verfahrensrechtliche Bestimmungen 
oder allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beach­
tet haben oder sich von sachfremden Erwägungen haben lei­
ten lassen. 

(5) Soweit die Beschwerde Verfahrensverstöße rügt, kann 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsamtes ihr dadurch ab­
helfen, daß sie oder er die Wiederholung des davon betrof­
fenen Prüfungsvorgangs anordnet. 

Hilft die oder der Vorsitzende der Beschwerde nicht ab, 
so legt sie oder er diese dem Beschwerdeausschuß zur Ent­
scheidung vor. 

(6) Ist die Beschwerde unzulässig oder offensichtlich un­
begründet, so kann die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
amtes sie durch Bescheid zurückweisen. 

Der Prüfling kann gegen die Zurückweisung innerhalb 
von vier Wochen mit schriftlicher Begründung weitere Be­
schwerde bei demhBeschwerdeausschuß einlegen, wenn 
Rechtsverstöße geltend gemacht werden, die das Gesamt­
ergebnis der Prüfung bestimmt haben. Hierauf ist in dem 
Bescheid der oder des Vorsitzenden hinzuweisen. 

(7) Hält der Beschwerdeausschuß die Beschwerde für 
zulässig und begründet, so hebt er die getroffene Entschei­
dung und, wenn es erforderlich ist, das Ergebnis der Prüfung 
ganz oder teilweise auf. Er kann anordnen, daß bestimmte 
schriftliche oder mündliche Teile der Prüfung von diesem 
Prüfling zu wiederholen sind und daß die Wiederholung 
durch andere Fachprüferinnen oder Fachprüfer stattzufin­
den hat. 

§ 13 

Anrufung der Verwaltungskammer 

(1) Gibt der Beschwerdeausschuß der Beschwerde nicht 
statt, so ist gegen den die Beschwerde zurückweisenden Be­
scheid innerhalb eines Monats nach Zustellung die Anfech­
tung vor der Verwaltungskammer nach dem Verwaltungs­
gerichtsgesetz zulässig. 

(2) Das Prüfungsamt wird vor der Verwaltungskammer 
durch die oder den Vorsitzenden des Prüfungsamtes vertre­
ten. 

Sie oder er kann ein anderes Mitglied des Prüfungsamtes 
mit der Vertretung beauftragen. 

(3) § 12 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 14 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

Der Prüfling hat das Recht, innerhalb von vier Wochen 
nach Zustellung des Prüfungsergebnisses auf Antrag bei der 
oder dem Vorsitzenden des Theologischen Prüfungsamtes 
seine schriftlichen Prüfungsleistungen im Theologischen 
Prüfungsamt persönlich einzusehen. War der Prüfling ohne 
sein Verschulden verhindert, die Frist einzuhalten, ist ihm 
die nachträgliche Einsichtnahme innerhalb einer angemes­
senen Frist zu gestatten. Der Antrag ist vom Prüfling binnen 
vier Wochen nach Wegfall des Hindernisses an die Vorsit­
zende oder den Vorsitzenden des Theologischen Prüfungs­
amtes zu richten. 

§ 15 

Termine 

Der mündliche Teil der Zweiten Theologischen Prüfung 
findet in der Regel im Frühjahr und im Herbst eines jeden 
Jahres statt. 

Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind als vorgezogene 
Leistungen im Verlaufe des Vorbereitungsdienstes zu den im 
Ausbildungsplan festgelegten Zeiten anzufertigen. 
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§ 16 

Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zur Zweiten Theologischen Prüfung kann zugelassen 
werden, wer der Evangelischen Kirche von Westfalen an­
gehört, den notwendigen Teil des Vorbereitungsdienstes 
ordnungsgemäß abgeleistet hat und erwarten läßt, daß er für 
den öffentlichen Dienst am Wort geeignet ist. 

(2) In Ausnahmefällen können auch Bewerberinnen und 
Bewerber zugelassen werden, die einer anderen Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören. 

(3) Voraussetzung für die Zulassung ist die Anfertigung 
der Darstellung eines Praxisprojekts zu einem selbst ge­
wählten Thema. Das Thema ist in den ersten Monaten des 
Vorbereitungsdienstes mit der Gemeindementorirr oder dem 
Gemeindementor abzustimmen und der oder dem Vorsitzen­
den des Theologischen Prüfungsamtes anzUzeigen. Der Um­
fang der Darstellung darf 20 Seiten (einschließlich Doku­
mentation, Anmerkungen oder sonstiger Anlagen) nicht 
überschreiten. Über die Anerkennung der Darstellung des 
Praxisprojekts entscheidet das Landeskirchenamt Für die 
Anfertigung der Darstellung des Praxisprojekts wird eine 
Woche Dienstbefreiung gewährt. 

§17 

Meldung 

(1) Die Meldung zur Prüfung ist an das Landeskirchen­
amt zu richten. Die Meldung zum Frühjahrstermin muß bis 
zum 10. Juli des Vorjahres, die Meldung zum Herbsttermin 
bis zum 10. Januar des Jahres beim Landeskirchenamt ein­
gehen. 

(2) Mit der Meldung sind folgende Unterlagen einzurei­
chen: 

a) handschriftliche Ergänzung des Lebenslaufes; 

b) ausführlicher Bericht über den Vorbereitungsdienst; 

c) eine während des Vorbereitungsdienstes gehaltene Pre­
digt eigener Wahl (ohne Vorarbeiten) auf die in der 
mündlichen Prüfung im Prüfungsfach »Gottesdienst und 
Verkündigung« Bezug genommen werden kann; 

d) ein Entwurf einer während des Vorbereitungsdienstes 
gehaltenen Unterrichtsstunde (auf Wunsch des Prüf­
lings) auf den in der mündlichen Prüfung im Prüfungs­
fach »Pädagogik« Bezug genommen werden kann. 

§ 18 

Prüfungsteile 

Die Zweite Theologische Prüfung gliedert sich in einen 
schriftlichen und einen mündlichen Teil. 

§ 19 

Schriftliche Prüfung 

Die schriftliche Prüfung besteht aus 

1. einem Seelsorgeverbatim, 

2. einem Unterrichtsentwurf, 

3. einem Predigt- und Gottesdienstentwurf 

§ 20 

Anfertigung der Hausarbeiten 

Für die Anfertigung des Seelsorgeverbatims, des Predigt­
und Gottesdienstentwurfes sowie des Unterrichtsentwurfs 
stehen je sieben Tage zur Verfügung. 

Für die vorgeschriebenen Anfertigungszeiten wird 
Dienstbefreiung erteilt. 

§ 21 

Seelsorgeverbatim 

(1) Das Seelsorgeverbatim ist ein verschlüsseltes Proto­
koll eines tatsächlich geführten Gespräches nebst Analyse 
und Auswertung. 

(2) Die Darstellung sollte nach einer Einführung das Ge­
sprächsprotokoll in anonymisierter Form, die Angaben zum 
Motiv für die Auswahl des Gesprächs, eine Analyse des Ge­
sprächs, Angaben zum Seelsorgeverständnis sowie eine 
Reflexion des Gesprächsverlaufs beinhalten. 

(3) Das Prüfungsamt gibt als Thema für das Seelsorge­
verbatim Gesprächsanlässe vor. 

(4) Der Umfang der Darstellung darf 20 Seiten (ein­
schließlich Dokumentation, Anmerkungen oder sonstiger 
Anlagen) nicht überschreiten. 

§22 

Unterrichtsentwurf 

(1) Der Unterrichtsentwurf umfaßt die Beschreibung der 
Unterrichtssituation, die theologische Reflexion des thema­
tischen Aspekts sowie die didaktischen Konsequenzen so­
wohl im Blick auf die Unterrichtseinheit als auch auf die 
Unterrichtsstunde. 

(2) Der Unterricht ist sogleich nach der Ausarbeitung des 
Entwurfs in Gegenwart der Gemeindementorirr oder des Ge­
meindementors in einer Katechumenen- oder Konfirman­
denklasse zu halten. 

Die Gemeindementorirr oder der Gemeindementor und 
der Prüfling reichen unabhängig voneinander dem Landes­
kirchenamt ihre Stellungnahme zum Verlauf der gehaltenen 
Unterrichtsstunde ein. 

Beide Stellungnahmen werden bei der Beurteilung des 
Unterrichtsentwurfs berücksichtigt. 

(3) Der Unterrichtsentwurf soll den Umfang von 20 Sei­
ten (einschließlich Anmerkungen) nicht überschreiten. 

§ 23 

Predigt- und Gottesdienstentwurf 

(1) Der Predigt- und Gottesdienstentwurf ist unter Ein­
schluß der entsprechenden Vorarbeiten schriftlich darzustel­
len. Diese müssen eine kurze wissenschaftliche Exegese, 
eine homiletische Erschließung des Textes, eine Er­
schließung der Hörersituation, Erwägungen verschiedener 
Möglichkeiten zur Vergegenwärtigung des Textes sowie 
Überlegungen zum Aufbau und zur Gedankenführung der 
Predigt enthalten. Die Darstellung hat femer einen 
Überblick über den liturgischen Ablauf, in dem die Predigt 
gehalten werden soll, zu enthalten. Die Darstellung schließt 
mit einer wörtlich ausgearbeiteten Predigt, deren Aufbau 
durch Abschnitte kenntlich zu machen ist. 

(2) Die Predigt ist sogleich nach ihrer Ausarbeitung 
in einem öffentlichen Gottesdienst in Gegenwart der Ge­
meindementorin oder des Gemeindementors zu halten. 

Die Gemeindementorin oder der Gemeindementor reicht 
dem Landeskirchenamt eine Stellungnahme zu dem gehalte­
nen Gottesdienst ein. 

Die Stellungnahme wird bei der Beurteilung berücksich­
tigt. 

Unabhängig davon kann der Prüfling nach der gehaltenen 
Predigt dem Landeskirchenamt eine eigene Stellungnahme 
zum Verlauf des Gottesdienstes einreichen. Diese wird den 
Beurteilem zur Kenntnis gegeben. 
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(3) Der Predigt- und Gottesdienstentwurf mit Vorarbeiten 
soll den Umfang von 20 Seiten (einschließlich Anmerkun­
gen) nicht überschreiten. 

§ 24 

Mündliche Prüfung 

( 1) Prüfungsfächer der mündlichen Prüfung sind: 

1. Biblisch-systematische Theologie unter den Bedingun­
gen kirchlichen Handelns, 

2. Westfälische Kirchengeschichte und kirchliche Zeitge-
schichte, 

3. Seelsorge und Beratung, 

4. Pädagogik, 

5. Gottesdienst und Verkündigung, 

6. Ökumene, Weltmission, Konfessionskunde, 

7. Diakonie und soziale Verantwortung, 

8. Gemeindeaufbau, 

9. Kirchenrecht. 

(2) Die mündliche Prüfung ist überwiegend praxis­
bezogen. Für die Gespräche kann der Prüfling einen 
Schwerpunkt angeben, mit dem er sich während des Vika­
riats in besonderer Weise beschäftigt hat. Das Schwerpunkt­
thema mit dem dazugehörigen Grundwissen in dem jeweili­
gen Fach ist Prüfungsgegenstand. Die Spezialgebiete 
müssen sich inhaltlich voneinander unterscheiden und dür­
fen sich nicht mit Themenstellungen der schriftlichen Prü­
fungsteile überschneiden. In einem oder mehreren Fächern 
kann das Thema des Praxisobjekts den Schwerpunkt der 
Prüfung bilden. 

(3) Die Prüfung in den in Absatz 1 Ziff. 1-5 genannten 
Fächern dauert 20 Minuten, in allen anderen Fächern 
15 Minuten. 

Die Prüfungsdauer kann in begründeten Einzelfällen ge­
ringfügig überschritten werden. 

( 4) Die Prüfungsgespräche sollen praxis- und erfahrungs­
bezogen ausgerichtet sein und die theologische Argumenta­
tionsfähigkeit erkennen lassen. Die übergreifenden Aspekte 
des Vorbereitungsdienstes (Wissenschaftliche Theologie, 
Spiritualität, Ökumene, Geschlechterdifferenz, Kommuni­
kation und Kooperation) sollen nach Möglichkeit Berück­
sichtigung finden. 

§ 25 

Feststellung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsarbeiten 
stellt die oder der Vorsitzende aufgrund der vorliegenden 
Bewertungen fest. Die Ergebnisse der mündlichen Einzel­
prüfungen werden nach Bericht und Vorschlag der Fachprü­
ferinnen oder Fachprüfer durch die Prüfungskommission 
festgestellt. 

Aufgrund aller Einzelergebnisse stellt die Prüfungskom­
mission das Gesamtergebnis fest. 

(2) Entspricht das Gesamtergebnis den Anforderungen, 
so ist die Prüfung für bestanden zu erklären. Das Gesamt­
ergebnis kann lauten: sehr gut, gut, befriedigend oder aus­
reichend. 

Entspricht das Gesamtergebnis nicht den Anforderungen, 
ist die Prüfung für nicht bestanden zu erklären. 

(3) Die Leistungen entsprechen insgesamt den Anforde­
rungen n i c h t , wenn mehr als zwei Einzelleistungen mit 
weniger als vier Punkten bewertet wurden oder der rechne­
rische Durchschnitt der Benotungen aller Einzelleistungen 
(Punktwerte) auf zwei Dezimalstellen ohne Rundung nicht 
mindestens 4,00 ergibt. 

(4) Die Leistungen entsprechen ferner nicht den An­
forderungen, wenn nicht für jede nicht mit mindestens vier 
Punkten bewertete Einzelleistung ein Ausgleich durch eine 
mit mindestens sieben Punkten bewertete Einzelleistung 
vorhanden ist. 

(5) Die Prüfungskommission kann eine Nachprüfung ge­
statten, wenn zu erwarten ist, daß dadurch nicht ausrei­
chende Einzelleistungen gemäß Absatz 4 ausgeglichen wer­
den. Die Prüfungskommission entscheidet, in welchen 
Prüfungsfächern eine Nachprüfung stattfindet. Die Nach­
prüfung kann höchstens zwei Einzelleistungen umfassen. 

Wird nicht in jeder Einzelleistung der Nachprüfung min­
destens eine Bewertung von vier Punkten erreicht, ist die 
Gesamtprüfung nicht bestanden. 

(6) Schließen bereits die Bewertungen der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten das Bestehen der Prüfung aus, so stellt die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsamtes vor Beginn der 
mündlichen Prüfung die Ergebnisse der schriftlichen Arbei­
ten den Bewertungen entsprechend fest und erklärt die Prü­
fung für nicht bestanden. 

§ 26 

Durchführungsbestimmungen 

Die Kirchenleitung erläßt im Benehmen mit dem Prü­
fungsamt Stoffpläne für die mündlichen Prüfungen und 
Richtlinien für die Anfertigung der schriftlichen Hausarbei­
ten. 

§ 27 

Schlußbestimmungen 

(1) Die Rechtsverordnung tritt am l. November 1998 in 
Kraft. 

(2) Sie findet erstmalig auf die Vikarinnen und Vikare 
Anwendung, die am l. September 1998 in den Vorberei­
tungsdienst aufgenommen worden sind. 

Bi e l e f e l d, den 26. Oktober 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Winterhoff Dr. F r i e d r i c h 
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Mitteilungen aus 

Staatliche Gesetze, Anordnungen 
Entscheidungen 

F .. Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

Kirchenamt 

- Auslandsdienst -

Eine Aufgabe im Ruhestand 

Das Kirchenamt der EKD sucht im Rahmen des kirch­
lichen Dienstes in Urlaubsorten und für die Vakanzvertre­
tung im europäischen Ausland interessierte Pfarrer und 
Pfarrerinnen, die in ihrem Ruhestand nebenamtlich zehn 
Monate pfarramtliche Aufgaben übernehmen möchten. 

Geboten werden: 

- Übernahme der Hin- und Rückfahrkosten für die Beauf­
tragten, 

- mietfreie Wohnung (App.), 

- monatliche Aufwandsentschädigung 1000,- DM 
(steuerpflichtig), 

teilweise ist ein Auto vorhanden, 

- Teilnahme an einem Vorbereitungskurs vom 22. bis 
26. März 1999 im Haus Ortlohn, Iserlohn. 

Folgende Stellen sind noch zu besetzen: 

Mallorca/Spanien 

Algarve/Portugal 

1. 9. 1999- 30. 6. 2000 

1. 4. 1999-31. 10. 1999 

Rhodos/Griechenland 1. 9. 1999- 30. 6. 2000 

Teneriffa 1. 9. 1999-30. 6. 2000 

(voraussichtlich mindestens 6 Std. Schulunterricht) 

Wenn Sie eine solche Tätigkeit interessiert und Sie Ein­
zelheiten wissen möchten, schreiben Sie uns oder rufen Sie 
möglichst bis zum 10. Februar 1999 an. 

Kirchenamt der EKD 

Postfach 210220 

30402 Hannover 

Telefon (05 11) 27 96-1 26 

Telefax (0511) 2796-725 

E-Mail: ekd@ekd.de 
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Merkblatt 
zur gesetzlichen Unfallversicherung 

im kirchlichen Bereich. 

Erarbeitet vom Kirchenamt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in Abstimmung mit dem Ecclesia Versiche­
rungsdienst GmbH Detmold in der ab 1. Januar 1997 gel­
tenden Fassung. 

1 AUgemeines 

1.1 Rechtsgrundlage 

Die gesetzliche Grundlage der Unfallversicherung ist seit 
dem 1. Januar 1997 das Siebte Buch des Sozialgesetzbuchs 
(SGB VII) sowie das nach § 15 SGB VII erlassene auto­
nome Satzungsrecht der Unfallversicherungträger (Unfall­
verhütungsvorschriften und Gefahrtarif). Bis zum 31. De­
zember 1996 fand die Reichsversicherungsordnung (RVO) 
Anwendung. 

1.2 Versiche~ngspflicht 
Die Unfallversicherung ist ein Zweig der Sozialversiche­

rung und eine gesetzliche Pflichtversicherung. Jeder 
>>Unternehmer« ist Mitglied der für ihn zuständigen Berufs­
genossenschaft. Körperschaften des öff. Rechts, Anstalten, 
Stiftungen, Vereine usw. sind auch Unternehmer im Sinne 
der einschlägigen Vorschriften (§ 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB 
VII). Eine Ablösung der gesetzlichen Unfallversicherung 
durch den Abschluß privater Unfall- oder Haftpflichtver­
sicherungen ist nicht möglich. Die Beiträge zur Unfallver­
sicherung sind vom Arbeitgeber allein aufzubringen. Der 
Versicherungsschutz erstreckt sich auf die Mitarbeiter­
schaft. 

1.3 Aufgaben und Leistungen 
der Unfallversicherung 

Aufgabe der Unfallversicherung ist es, 

mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsunfälle und Berufs­
krankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren 
zu verhüten. 

bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten die Gesund­
heit und die Leistungsfähigkeit wiederherzustellen und 
die Versicherten oder ihre Hinterbliebenen durch Geld­
leistungen zu entschädigen(§ 1 SGB VII). 

Die Aufgaben lassen sich gliedern in 

Prävention 

Rehabilitation 

Entschädigung durch Geldleistungen 

Leistungen der Unfallversicherung erhalten Versicherte 
und ihre Hinterbliebenen nach Eintritt eines Versicherungs­
falles, also nach einem Arbeits-/Wegeunfall oder bei Vorlie­
gen einer Berufskrankheit. Es werden Heilbehandlungen, 
Verletztengeld, Berufshilfe, Übergangsgeld und Renten ge­
währt. 

1.4 Zuständiger Unfallversicherungsträger 

Träger der gesetzlichen Unfallversicherung sind die ge­
werblichen Berufsgenossenschaften bzw. Unfallkassen oder 
Unfallversicherungverbände für einzelne Betriebe/Betriebs­
gruppen(§ 114 ff SGB VII). Die gewerblichen Berufsgenos­
senschaften sind nach Branchen gegliedert. Sie sind jeweils 
für bestimmte Berufszweige und Unternehmen mit ver­
gleichbaren Unfallrisiken zuständig. Nach § 136 Abs. 1 
SGB VII stellt der Unfallversicherungsträger Beginn und 
Ende seiner Zuständigkeit für ein Unternehmen durch 
schriftlichen Bescheid gegenüber dem Unternehmer fest. 
Die Träger der Unfallversicherung verwalten sich selbst 

(Vertreterversammlung, Vorstand). Ihre Organe setzen sich 
je zur Hälfte aus Vertreter/innen der Versicherten und der 
Arbeitgeber zusammen. 

Gemäß § 131 Abs. 1 SBG VII gehört ein »Unternehmen«, 
das verschiedenartige Bestandteile umfaßt (wie z. B. eine 
Kirchengemeinde mit Kindertagesstätte), der Berufsgenos­
senschaft an, die für das Hauptunternehmen zuständig ist. 
Eine Ausnahme hiervon bilden nach Auffassung der Berufs­
genossenschaften historisch gewachsene Zuordnungen, die 
diese untereinander anerkem1en (»Wahrung des Kataster­
friedens«). 

Für die kirchlichen Einrichtungen sind vornehmlich zwei 
Unfallversicherungsträger zuständig: die 

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) 
Deelbögenkamp 4 
22281 Harnburg 
Telefon (040) 5146-0 und die 

Beruf~genossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege (BGW) 
Pappelallee 35-37 
22089 Harnburg 
Telefon (040)20207 -0. 

Hierbei ist die VBG Ansprechpartnerin für den sog. »ver­
faßtkirchlichen« und die BGW für den dialeonischen Be­
reich sowie die Mitarbeiterschaft in Kindertagesstätten, 
Altenheimen etc. Folgende Tätigkeitsbereiche können bei­
spielhaft den genannten Berufsgenossenschaften zugeord­
net werden: 

VBG 

Verkündigungsdienst 

Verwaltung, Technik 
(auch: Küster/innen) 

Begegnungsstätte 

Akademie 

Lehrwerkstatt, 
berufsbildende Schule 

BGW 

Kindertagesstätte 

Altenheim 

Jugendhilfseinrichtung 

Sozialstation, 
ambulante Krankenstation 

Fachhochschule 
für Sozialpädagogik 

Krankenhaus 

Für die Mitarbeiterschaft auf (Gemeinde-)Friedhöfen 
kommt als weiterer Unfallversicherungsträger die Garten­
bau-Berufsgenossenschaft hinzu. Die Landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften sind für die Land- und Forstwirt­
schaft zuständig. Eine weitere Besonderheit ist die Zuord­
nung der nicht gewerbsmäßigen Neu- und Umbauarbeiten 
(in Eigenleistung) zur VBG. 

1.5 Meldepflicht 

Der Arbeitgeber hat Unfälle seiner Mitarbeiter/innen im 
Betrieb oder auf dem Weg dorthin dem Unfallversiche­
rungsträger anzuzeigen, wenn die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter mehr als drei Tage arbeitsunfähig oder der 
Todesfall eingetreten ist (sog. >>Unfallanzeige« § 193 SGB 
VII). Als Wegeunfälle können nur solche Unfälle anerkannt 
werden, die auf dem direkten Weg von oder zur Arbeitsstelle 
erfolgen. Unterbrechungen und Umwege heben den Ver­
sicherungsschutz in der Regel auf. Es sind auch Unfälle ver­
sichert, die sich zwar nicht während der Arbeitszeit ereignet 
haben, wohl aber in einem Zusammenhang mit der betrieb­
lichen Tätigkeit stehen (z. B.: Unfälle bei vom Arbeitgeber 
gebilligten und geförderten Betriebsveranstaltungen oder 
beim Betriebssport). Hat der Arbeitgeber Anhaltspunkte, 
daß eine Berufskrankheit vorliegen könnte, hat er dies eben­
falls anzuzeigen. Die Meldungen lösen bei dem Unfallver­
sicherungsträger ein Velfahren aus, iri dem Art und Schwere 
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der Schädigung festgestellt und gleichzeitig darüber befun­
den wird, mit welchen Maßnahmen und durch welche Lei­
stungen die Arbeitsfähigkeit wieder hergestellt werden 
kann. Besteht ein Anspruch auf Geldleistungen, so wird die­
ser von Amts wegen festgestellt. Eines Antrages der oder 
des Betroffenen oder ihrer/seiner Hinterbliebenen bedarf es 
nicht. 

2 Versicherte Mitarbeitergruppen 

Die im folgenden dargestellten Mitarbeitergruppen sind 
- unabhängig davon, ob sie haupt- oder nebenamtlich be­
schäftigt sind gegen die Folgen von Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten versichert. 

2.1 Entgeltlich Beschäftigte 
(§ 2 Abs.l Nr. 1 SGB VII) 

Alle in einem Arbeits-, Dienst-, BGB- oder Ausbildungs­
verhältnis gegen Vergütung beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter genießen Unfallversicherungsschutz. Er 
liegt ohne Rücksicht auf Alter, Geschlecht, die Höhe oder 
Geringfügigkeit des 'Arbeitsentgelts und ohne Rücksicht 
darauf vor, ob die Beschäftigung ständig, nur vorüber­
gehend oder aushilfsweise erfolgt. Ausgenommen sind die 
verbeamteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (z. B.: Pfar­
rer/innen, Kirchenbeamten/-innen), für die eigene Unfall­
fürsorgevorschriften gelten(§ 4 Abs. l Nr. 1 SGB VII). 

Beispiele: Küster/in, Kirchenmusiker!in, Gemeinde­
schwester, Diakon/in, Kindergärtnerin, Verwaltungsange­
stellelr, Pfarrsekretärlin, Raumpfleger/in, Gärtner/in, Aus­
zubildende/r, zeitweise Aushilfe, Mitarbeiter/in im freiwilli­
gen sozialen Jahr. 

Versicherungsfreiheit besteht auch für Mitglieder geist~ 
licher Genossenschaften und Diakonissen, wenn ihnen nach 
den Regeln der Gemeinschaft Anwartschaft auf die in der 
Gemeinschaft übliche Versorgung gewährleistet ist (§ 4 
Abs. 1 Nr. 3 SGB VII). 

2.2 Ehrenamtliche 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 10 SGB VII) 

Der gesetzliche Unfallversicherungsschutz erstreckt sich 
auch auf Personen, die für Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts oder deren Verbände und 
Arbeitsgemeinschaften oder für öffentlich-rechtliche Reli­
gionsgemeinschaften oder die Diakonie ehrenamtlich tätig 
sind oder an Ausbildungsveranstaltungen für diese Tätigkeit 
teilnehmen. Die »Ehrenamtlichkeit« ist hierbei eng auszu­
legen. Ehrenamtliche im Sinne der o. a. Vorschrift sind Per­
sonen, die in (kirchen)verfassungsrechtlichen Gremien bzw. 
Organen der Einrichtungen tätig sind und denen dieses Amt 
offiziell übertragen wurde und die dabei Tätigkeiten aus­
üben, die rechtlich im wesentlichen dem Aufgaben-, Sach­
und organisatorischem Verantwortungsbereich der Körper­
schaft Kirche zuzuordnen sind. Unfallversichert sind auch 
die Mitglieder von Gruppen, Kommissionen oder Fachaus­
schüssen, die von den genannten Gremien und Organen 
hierzu eingesetzt wurden. Die Mitglieder von Kirchen­
chören/Posaunenchören etc. werden durch die Rechtspre­
chung unter § 2 Abs. 1 Nr. 10 SGB VII subsumiert.! Der 
Versicherungsschutz erstreckt sichjedoch nur auf die unent­
geltliche gemeindliche Chorarbeit im engeren Sinne (Pro­
ben, Gottesdienst etc.). Mehrere Ehrenämter werden unfall­
versicherungsrechtlich wie ein Ehrenamt behandelt. Werden 
den ehrenamtlich Tätigen während ihrer Beschäftigung 
Mahlzeiten gewährt oder erforderliche Auslagen erstattet, 
hat dies keine Auswirkungen auf den Versicherungsschutz. 

1 u.a. BSG-Entscheidung vom 18. Oktober 1994, NZS 1995 
S. 225. 

Beispiele: Mitglied des Kirchenvorstands, Presbyte­
riums, Gemeindekirchenrats, Kirchenchormitglied, Posau­
nenchormitglied. 

2.3 Arbeitnehmerähnlich Tätige 
(§ 2 Abs. 2 SGB VII) 

Der Unfallversicherung unterfallen auch Personen, die in 
keinem Beschäftigungsverhältnis stehen und kein kirchen­
verfassungsrechtliches Ehrenamt ausüben, aber wie Ver­
sicherte tätig werden, indem sie eine dem Zweck des Betrie­
bes dienende Tätigkeit ausüben. Als arbeitnehmerähnlich 
unentgeltliche Tätigkeiten werden Aufgaben angesehen, die 
üblicherweise von einer oder einem in einem Arbeitsver­
hältnis Stehende11 verrichtet werden und einen gewissen 
»Wert auf dem Arbeitsmarkt« hätten. Werden Eigenbau­
arbeiten durchgeführt, erfolgt eine Versicherung bei der 
VBG. 

Beispiele: Gruppen/eiter/in, Kassierer/in, Kindergottes­
diensthelfer/in, Verteiler/in des Gemeindebriefes, Service­
kraft im Gemeindecafe, Verkäufer/in im »Eine-Welt-Laden«, 
Helfer/in bei Eigenbauarbeiten, Freizeitbetreuer/in. 

2.4 Schüler und Studenten 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b und c SGB VII) 

Schüler/innen und Studentenl-innen sind während ihrer 
Ausbildung in der Hoch- bzw. allgemein- oder berufsbilden­
den Schule unfallversichert Von diesem Personenkreis zu 
unterscheiden sind die sog. Lernenden (Auszubildenden) 
während der beruflichen Aus- und Fortbildung in Betriebs­
stätten, Lehrwerkstätten, Schulungskursen und ähnlichen 
Einrichtungen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII Anspruch 
auf Leistungen aus der Unfallversicherung haben. 

Beispiele: Schüler/in einer konfessionsgebundenen 
Schule, Student/in einer H achschule für Kirchenmusik, Aus­
zubildende/r in einer Lehrwerkstatt. 

2.5 Behinderte in anerkannten Werkstätten 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII) 

Behinderte, die in nach dem Schwerbehindertengesetz 
anerkannten Werkstätten für Behinderte oder nach dem 
Blindenwarenvertriebsgesetz anerkannten Blindenwerkstät­
ten oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind, 
sind ebenfalls kraft Gesetzes unfallversichert 

Beispiel: Behinderte Mitarbeiter/in in einer Blindenwerk­
statt. 

2.6 Kinder in Tageseinrichtungen 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII) 

Für alle Kinder, die eine Kindertagesstätte regelmäßig be­
suchen, besteht Versicherungsschutz. Das Alter oder die 
»Gruppenzugehörigkeit« (z. B. zur Krabbel-/Kindergarten­
gruppe/zum Hort) sind hierbei unbeachtlich. 

Beispiele: Kindergartenkind, Kleinkind in der Krabbel­
gruppe. 

2.7 Entwicklungshelfer 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 2 SGB VII) 

Mitarbeiter/innen in der Entwicklungshilfe nach dem 
Entwicklungshelfer-Gesetz sind kraft Gesetzes unfallver­
sichert. Der Unfallversicherungsschutz erstreckt sich hier­
bei auch auf den Vorbereitungsdienst. Sonstige Mit­
arbeiterinnen oder Mitarbeiter, die ständig im Ausland 
beschäftigt werden, können freiwillig versichert werden. 

Beispiel: Entwicklungshelfer/in im Ausland. 

-------------------------------------------
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3 Finanzierung und Verwaltung 

3.1 Finanzierungssystem 

Die Mittel zur Deckung der Aufwendungen der Unfall­
versicherungsträger werden im Umlageverfahren aus­
schließlich von den Mitgliedsunternehmen (§ 150 Abs. l 
SGB VII) aufgebracht. Mitarbeiter/innen zahlen keinen Bei­
trag. Berechnungsgrundlagen für die Beiträge sind der 
Finanzbedarf (»Eigenbedarf« der Berufsgenossenschaften), 
die Arbeitsentgelte der Versicherten und die Gefahrklassen. 
Der Unfallversicherungsträger setzt als autonomes Recht 
einen Gefahrtarif fest, der Gefahrtarifstellen beinhaltet, in 
denen Mitgliedsbetriebe, die einer ähnlichen Gefährdung 
unterliegen, zusammengefaßt werden. Den Gefahrtarifstel­
len werden Gefahrklassen zugeordnet, die sich aus dem Ver­
hältnis der gezahlten Leistungen zu den Arbeitsentgelten 
berechnen(§ 157 SGB VII). Der Gefahrtarif hat eine Gel- · 
tungsdauer von höchstens sechs Kalenderjahren. 

Es ergibt sich folgende Beitragsberechnungsformel 
(§ 167 SGB VII): 

Beitrag= Lohnsumme x Gefahrklasse x Beitragssatz 

1000 

Mit dem Beitragssatz- auch Beitragsfuß genannt wer­
den die Gemeinkosten der jeweiligen Berufsgenossenschaft 
auf die Mitgliedsunternehmen umgelegt. 

In bestimmten, vom Unfallaufkommen abhängigen Fäl­
len, ist die Berufsgenossenschaft berechtigt, Beitrags­
zuschläge oder -nachlässe festzulegen (§ 162 SGB VII). 
Gemäß § 164 Abs. 1 SGB VII können auch Beitragsvor­
schüsse erhoben werden. 

Neben den eigentlichen Unfallversicherungsbeiträgen 
sind in einigen Fällen auch Beiträge zum Gemeinsamen 
Ausgleich zwischen den Unfallversicherungsträgem und 
Konkursausfallgeld zu zahlen. Diese Kosten werden auch 
im Beitragsbescheid festgesetzt. Gemäß§ 180 Abs. 1 Satz 3 
und 4 SGB VII bleiben die Einrichtungen der freien Wohl­
fahrtspflege, die gemeinnützigen privaten Krankenhäuser, 
vergleichbare gemeinnützige Anstalten sowie gemeinnüt­
zige Unternehmen beim Gemeinsamen Ausgleich außer Be­
tracht. Kirchliche Einrichtungen, die öffentlich-rechtlich 
verfaßt sind, sowie diakonische Einrichtungen im engeren 
Sinne sind somit von der Zahlungspflicht befreit. Bei sonsti­
gen Einrichtungen sind die Freibetragsregelungen (§ 180 
SGB VII) zu beachten. Das Konkursausfallgeld wird von 
den Berufsgenossenschaften für die Bundesanstalt für 
Arbeit von den Arbeitgebern eingezogen(§ 141 aff. AFG). 
Konkursausfallgeld ist nur zu zahlen, wenn das Unterneh­
men konkursfähig ist. Nach herrschender Meinung sind 
kirchliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts nicht konkursfähig (BVerfG, Beschl. v. 
13. Dezember 1983-2 BvL 13/82 u. a.). 

3.2 Auskunftspflichten der Unternehmen 

Zur Ermittlung des Beitrags sind dem Unfallversiche­
rungsträger innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf des 
Kalenderjahres die Arbeitsentgelte der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (Lohnsumme) mit Hilfe des sog. »Lohnnach­
weises« zu melden(§ 165 Abs. 1 SGB VII). Wenn die Daten 
nicht rechtzeitig bei der Berufsgenossenschaft eingehen, er­
folgt eine Schätzung. 

Folgende Beträge sind Bestandteil der Lohnsumme: 

steuerpflichtige Bezüge 

Zuschläge für Sonntags-, Nacht- und Feiertagsarbeit 

pauschal versteuerter Arbeitslohn ohne Pauschalsteuer 

steuerpflichtige Sachbezüge (z. B. Privatnutzung von 
Dienstfahrzeugen) 

alle Vergütungen, die nur deswegen nicht steuerpflichtig 
sind, weil sie eine bestimmte Höhe nicht erreichen (z. B. 
für geringfügig Beschäftigte). 

Das Arbeitsentgelt wird bis zur Höhe des Höchstjahres­
arbeitsverdienstes zugrunde gelegt. Er beträgt das Zwei­
fache der Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 SGB IV). Für das Jahr 
1998 beträgt der Höchstjahresarbeitsverdienst im Westbe­
reich 8680,- DM und im Ostbereich 7280,- DM. 

Die Satzung des Unfallversicherungsträgers kann fest­
legen, daß in bestimmten Fällen die geleisteten Arbeitsstun­
den der Beitragsberechnung zugrunde gelegt werden (z. B. 
bei arbeitnehmeräfinlich unentgeltlich Tätigen). 

3.3 Beitragsbescheid § 168 SGB VII 

Die Beiträge werden rückwirkend für das abgelaufene 
Kalenderjahr ermittelt. Der Unfallversicherungsträger teilt 
dem Beitragspflichtigen den vom ihm zu zahlenden Beitrag 
schriftlich mit. Es handelt sich hierbei um einen Verwal­
tungsakt, gegen den innerhalb eines Monats nach Zugang 
Widerspruch eingelegt werden kann (§ 77 SGG). Der 
Widerspruch bewirkt jedoch keinen Zahlungsaufschub. 
Beiträge zur Unfallversicherung werden am 15. des Monats 
fällig, der dem Monat folgt, in dem der Beitragsbescheid 
dem Zahlungspflichtigen bekanntgegeben worden ist (§ 23 
Abs. 3 SGB IV). 

4 Pauschalvereinbarungen mit der VBG 

4.1 Getrennte Vereinbarungen 
für den West- und Ostbereich 

Seit Mitte der 80er Jahre bestehen mit der für einen 
großen Teil der kirchlichen Einrichtungen zuständigen VBG 
Vereinbarungen über die Beitragszahlung. Entsprechende 
Verträge mit anderen Unfallversicherungsträgem wurden 
nicht abgeschlossen. Die Beiträge für die öffentlich-recht­
lichen Körperschaften der Gliedkirchen werden vom Kir­
chenamt der EKD in einer Summe an die VBG gezahlt und 
entsprechend dem Anteil an der gesamten gemeldeten 
Lohnsumme von den Landeskirchen eingezogen. 

Vorteile einer gemeinsamen Beitragszahlung der Landes-
kirchen: 

Verwaltungsvereinfachung/-kostenreduzierung (Wegfall 
des Beitragsbescheides für jeden kirchlichen Arbeit­
geber z. B. Kirchengemeinde) 

bessere Verhandlungsposition der Kirchen 

Überblick über die Rechts- und Kostenentwicklung 

Aus historischen Gründen und auf Wunsch der VBG wur­
den für den Bereich der sog. »westlichen« und »Östlichen« 
Gliedkirchen getrennte Vereinbarungen getroffen. Haupt­
unterscheidungsmerkmal ist hierbei der Geltungsbereich: 

Westliche Gliedkirchen 

Nur Kirchengemeinden 

Östliche Gliedkirchen 

Kirchengemeinden und 
» verbandsmäßige 
Kirchenorganisationen« 

Bei den sog. »verbandsmäßigen Kirchenorganisationen« 
- einem von der VBG eingeführten Terminus - handelt es 
sich um Einrichtungen, die nicht den Kirchengemeinden 
zugeordnet werden können und in denen vornehmlich ver­
waltende Tätigkeiten wahrgenommen werden. Typische 
Beispiele sind Kirchenkreis-/Rentämter, Beratungseinrich­
tungen, Dekanate und landeskirchliche Verwaltungen. 
Unternehmen, die nicht den Pauschalabkommen zugeordnet 
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werden können, sind verpflichtet, die Unfallversicherungs­
beiträge direkt an den zuständigen Unfallversicherungsträ­
ger zu zahlen. Wichtigstes Beispiel sind die Kirchenverwal­
tungen und landeskirchlichen Eimichtungen in den alten 
Bundesländern. 

Weiterhin bestehen Unterschiede bei den über die Pau­
schalabkommen versicherten Personengruppen: 

Westliche Gliedkirchen 

Entgeltlich Beschäftigte 

arbeitnehmerähnlich 
Beschäftigte 

Ehrenamtsträger/innen 

Östliche Gliedkirchen 

Entgeltlich Beschäftigte 

arbeitnehmerähnlich 
Beschäftigte 

Ehrenamtsträger/innen 

Schüler/innen 

Das Verfahren der Beitragszahlung wurde in mehreren 
öffentlich-rechtlichen Verträgen mit der VBG festgelegt2 
und stetig weiterentwickelt. Im Gefahrtarif des Unfallver­
sicherungsträgers hat die Evangelische Kirche eine eigene 
Gefahrtarifstelle erhalten (Gefahrtarifstelle 19), der die Kir­
chengemeinden zugeordnet werden. Die verbandsmäßigen 
Kirchenorganisationen - auch wenn sie privatrechtlich ver­
faßt sind und nicht dem Pauschalabkommen angehören 
(Beispiel: kirchlicher Verein) - werden der günstigeren Ge­
fahrtarifstelle 16 (»Kammern«) zugeordnet. Diese »ge­
teilte« Zuordnung zu den Gefahrtarifstellen wurde von der 
VBG bis 31. Dezember 2000 zugesichert. 

4.2 Verfahren der Beitragszahlung 

Das Verfahren der Beitragszahlung auf der Grundlage der 
Pauschalvereinbarungen stellt sich zur Zeit wie folgt dar: 

jährliche 
Ermittlung Bruttolohnsummen/Zahl 

Arbeitstage arbeitnehmerähnlich Tätige/ 
Zahl der Schüler 

in den Landeskirchen (für Vorjahr) 

Meldung an EKD 

0 
Sammlung/Prüfung 

der landeskirchlichen Daten 
durch die EKD 

Meldung an VBG 

0 
VBG erstellt Beitragsbescheide 
für den West- und Ostbereich 

Adressat EKD 
Beitragszahlung durch EKD 

0 
Aufteilung der Beiträge 

auf die Landeskirchen durch die EKD 

Beitragszahlung der Landeskirchen 
andieEKD 

2 u. a. Rechtssammlung der Ev. Kirche in Deutschland 4.28 und 
ABI. EKD 1998 S. 239. 

In den Jahren 1995 bis 1997 wurden für die an den Pau­
schalabkommen beteiligten Landeskirchen sowie die »ver­
bandsmäßigen Kirchenorganisationen« im Westbereich 
sogenannte Verwaltungskosten- und Präventionskostenpau­
schalen von der Gesamtbeitragsforderung abgesetzt. Diese 
Absetzung erfolgte auf der Grundlage einer Vereinbarung 
mit der VBG vom 20. Mai 1996 und ist am 31. Dezember 
1997 ausgelaufen. 

Über die Meldung der Bruttolohnsummen an die EKD 
hinaus bestehen gegenüber der VBG keine gesonderten 
Meldepflichten. Unfallanzeigen sind unter Angabe der für 
das jeweilige Pauschalabkommen einschlägigen gemein­
samen Mitgliedsnummer an die VBG (Bezirksdirektion) zu 
senden. 

Mitgliedsnummem: 

Pauschalabkommen Ost: 91/0085/9570 

Pauschalabkommen West: 84/0300/9475 

5 Weitere Informationen 

Auskünfte zu Fragen der Unfallversicherung im kirch­
lichen Bereich und zu den Pauschalabkommen mit der VBG 
erteilt das Kirchenamt der EKD, Referat 127, Telefon 
(0511) 2796-254. 
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(die mit einem* versehenen abgedruckten Stücke sind Originalabdrucke.) 

A. Evangelische Kirche in Deutschland 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelistben Kirche 
in Deutschland 

Nr.l* 

Nr. 2* 

Nr. 3 

Evangelische Kirche der Union 
Beschluß 4 7/98 der Arbeitsrechtlichen 
Kommission der EKU (Arbeitsrechtsrege­
lung zur Förderung eines gleitenden Über­
gangs in den Ruhestand - Altersteilzeitord­
nung- ATZO). Vom 17. September 1998 .. 

Beschluß 48/98 der Arbeitsrechtlichen 
Kommission der EKU (Arbeitsrechtsrege­
lungsordnung EKU). Vom 17. September 
1998 ............................................. . 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

Satzung der Evangelischen Erwachsenen­
bildung Niedersachsen. Vom 12. Mai 1998. 
(KABI. S. 142 der Ev.-luth. Landeskirche 

3 

Hannovers) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. .. . . . . . 4 

C. Aus den Gliedkirchen 
Evangelische Landeskirche in Baden 

Nr. 4 Kirchliches Gesetz über den Pfarrdienst 
(Pfarrdienstgesetz- PfDG -).Vom 22. Ok-

Nr. 5 

tober 1998. (GVBI. S. 169) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 

Kirchliches Gesetz über die Wahl der Lan­
desbischöfin bzw. des Landesbischofs 
(Bischofswahlgesetz). Vom 22. Oktober 
1998. (GVBI. S. 189) . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . 22 

Evangelische Kirche 
in Hessen und Nassau 

Nr. 9 

Nr. 10 

Nr. 11 

Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Oldenburg 

Kirchengesetz über die Änderung des Kir­
chengesetzes über die Pfarrervertretung 
(Pfarrervertretungsgesetz - PfVG -) vom 
19. Mai 1994 (GVBl. XXIII. Band, S. 38). 
Vom 28. Mai 1998. (GVBl. XXIV. Band, 
S. 66) ..... .... ...................... .............. 28 

Pommersehe Evangelische Kirche 

Zweites Kirchengesetz zur Ausführung des 
Pfarrdienstgesetzes. Vom 15. Juni 1996. 
(ABI. 1998 S. 101) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 29 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Ordnung für die Zweite Theologische 
Prüfung (Theol. Prüfungsordnung II -
ThPrOII). Vom 22. Oktober 1998. (KABl. S. 
173) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30 

D. Mitteilungen aus der Ökumene 

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und 
Entscheidungen 

Nr. 6 Rechtsverordnung zur Aufnahme in den 
praktischen Vorbereitungsdienst für Vika­
rinnen und Vikare. Vom 15. Mai 1998. (ABI. 
s. 274) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24 F. Mitteilungen 

Nr. 7 

Nr. 8 

Verwaltungsverordnung zur Änderung der 
Verwaltungsverordnung zur Regelung des 
pfarramtliehen Dienstes bei eingeschränk­
ten Dienstaufträgen und bei Stellenteilung. 
Vom 15. September 1998. (ABI. S. 293) 25 

Nordelbische 
Evangelisch-Lutherische Kirche 
Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kir­
chengesetzes zur Ergänzung des Pfarrer­
gesetzes der VELKD (PfErgG - l.Ä.ndG). 
Vom 19. September 1998.(GVOBI. S. 153) 28 

Stellenausschreibung........................... 35 

Merkblatt zur gesetzlichen Unfallversiche­
rung im kirchlichen Bereich. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 36 

Diesem Amtsblatt liegt das Jahresinhalts­
verzeichnis für 1998 (52. Jahrgang) des 
Amtsblatts der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bei. 

Diesem Amtsblatt liegt ein Berichtigungs­
blatt betr. die Statistische Beilage Nr. 92 
zum Amtsblatt der EKD Heft 11/98 bei. 
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